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Die Ausschaltung’ der Wanderuniahigen und 
das Fürsorgerecht.
Von Landesrat Dr. Andreae.

I. Zu den großen ungelösten sozialen Problemen gehört die Wanderer­
frage. Aber es besteht die Hoffnung, daß der nationalsozialistische Staat 
auch diese Aufgabe lösen wird. Konzessionierung des Wanderns durch 
Gewährung eines Wanderbuches nur an Wanderfähige und -würdige, Schaffung 
eines Netzes von Wandererfürsorgeeinrichtungen, Verpflichtung des Wan­
derers zur Benutzung dieser Einrichtungen und zur Einhaltung bestimmter 
Wanderstraßen. Ausschaltung der W'anderunfähigen durch Fürsorge für 
die Fürsorgebedürftigen, Bestrafung der W^anderer, die sich dieser Ordnung 
nicht fügen wollen; so etwa kann man die Maßnahmen kennzeichnen, die 
durch gemeinsames Vorgehen von Polizei, Fürsorge, Arbeitsamt und Partei 
zu dem Ziele einer wirklichen Reform des Wanderwesens führen können. 
Des näheren sei hierüber auf den Aufsatz von Schatzrat Dr. Hartmann in 
dieser Zeitschrift verwiesen.*)

Daß dieses Ziel erreichbar ist, zeigt die Tatsache, daß, erleichtert durch 
die großen Erfolge der Arbeitsschlacht und die energische Bekämpfung der 
Bettelei, in den Landesteilen, in denen sich Netze von Wanderarbeitsstätten 
befinden, bereits eine wesentliche Besserung früherer Mißstände eingetreten 
ist. In Hannover z. B. haben bereits etwa 90% der Wanderer ein Wander­
buch, der größte Teil von ihnen benutzt die Wanderarbeitsstätten, während 
die Obdachlosenasyle und Herbergen veröden. Auch die Fürsorge hat eine 
merkliche Entlastung erfahren.

In einem, vielleicht dem wesentlichsten Punkt, sind wir vom Ziel freilich 
noch weit entfernt, nämlich in der Ausschaltung der Wanderunfähigen. 
Vielfältige Beobachtungen zeigen, daß noch immer eine große Zahl von 
Wanderunfähigen tatsächlich weiter wandert: alte Leute von über 70 Jahren, 
solche mit erheblichen körperlichen Schäden, Tuberkulöse, Geschlechtskranke

*) Vgl. S. 395. Zu der Fußnote zu diesem Aufsatz auf S. 399 ist noch nachzutragen, 
daß auch in Oldenburg zwei Herbergen zur Heimat vorhanden sind, und zwar in Oldenburg- 
Stadt und in Wildeshausen.
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und Schwachsinnige. Zurückgegangen, aber noch nicht ausgerottet ist der 
Typ des Krankenhauswanderers. Viele von diesen Wanderern sind erbkrank; 
aber noch niemand ist an das Problem herangegangen, sich diese Wanderer 
vom Standpunkt des Gesetzes zur Verhütung erbkranken Nachwuchses 
näher anzusehen, so nötig es wäre. In den Landesteilen, in denen Wander­
scheine eingeführt sind, werden ihnen wohl die Wanderscheine entzogen; 
aber sie wandern ungeordnet weiter. Die staatliche Bettlerbekämpfung 
scheint hier noch nicht genügend gewirkt zu haben. Auch die Ortsgeschenke 
der Gemeinden erhalten sie noch vielfach wie früher. Diese Erscheinung 
besteht auch da fort, wo die Landesfürsorgeverbände besonders auf die 
Ausschaltung der Wanderunfähigen hingewiesen haben.

Man darf den Fürsorgeverbänden und Wanderarbeitsstätten, bei denen 
diese Leute vorsprechen, nicht ohne weiteres den Vorwurf machen, daß 
sie bewußt Wanderunfähige weiterschöben. Aber man setzt dem Wunsch 
dieser Leute, weiterzuwandem, der auf ihrem Wandertrieb beruht, keinen 
Widerstand entgegen und duldet stillschweigend, daß sie von Ort zu Ort 
weiterziehen, ohne daß ein Versuch gemacht wird, sie festzuhalten.

Zum Teil mag diese Tatsache darauf zurückzuführen sein, daß sich 
niemand gern mit diesen Leuten befaßt. Es ist sehr viel bequemer, sie 
weiterwandern zu lassen, als durchgreifende Fürsorge für 6ie zu treiben; 
ihnen Unterkunft zu beschaffen, ist schwer; als Bevölkerungszuwachs sind 
sie nicht erwünscht. Man darf diese Erwägungen aber nicht übertreiben; 
von Ausnahmen abgesehen kann man den maßgebenden Stellen Willen 
und Fähigkeit schon Zutrauen, hier energisch anzupacken.

Der Hauptgrund dieser Erscheinung liegt nach meinen in der Ver­
waltung eines größeren Landesfürsorgeverbandes gemachten Erfahrungen 
vielmehr darin, daß die Bezirksfürsorgeverbände und Gemeinden, bei 
denen sich die Wanderer melden, die Befürchtung haben, daß diese 
Wanderer den betreffenden Stellen dauernde Fürsorgelasten 
verursachen.

Im folgenden wird gezeigt werden, daß eine solche Befürchtung nach 
dem geltenden Fürsorgerecht tatsächlich bis zu einem gewissen Grade be­
gründet ist und welche Änderungsvorschläge zu machen sind, die in dem 
kommenden Gesetz zur Regelung des Wanderwesens zu berücksichtigen wären.

Wir setzen folgenden Fall: Ein Bezirksfürsorgeverband oder eine Ge­
meinde erkennt einen vorsprechenden Wanderer als wanderunfähig, über­
redet ihn durch den Hinweis, daß er beim Weiterwandern wahrscheinlich 
als Landstreicher gefaßt und bestraft würde, oder auf andere Weise, das 
Wandern aufzugeben, entzieht ihm, wenn er einen Wanderschein hat, diesen 
und gewährt ihm an dem Ort, wo er angehalten ist, laufende offene oder 
geschlossene Fürsorge als vorläufig verpflichteter Fürsorgeverband; oder 
ein solcher Wanderunfähiger wird von der Wanderarbeitsstätte oder der 
Polizei der Fürsorge mit dem gleichen Erfolg überwiesen. Um die Unter­
suchung nicht unnötig zu komplizieren, wollen wir annchmcn, daß cs sich 
nicht um einen Landstreicher handelt, der kriminell zu behandeln oder ins 
Arbeitshaus zu bringen wäre, sondern es soll mit Fürsorgemaßnahmen aus­
zukommen sein. Solche Fälle kommen tatsächlich vielfach vor.

II. Der Fürsorgeverband, der die Fürsorge in diesem Sinne ausübt, 
kann vielleicht nach den Vorschriften der FV. von anderen Fürsorgeverbänden 
Erstattung erlangen

a) unter dem Gesichtspunkt der fortgesetzten Hilfsbedürftigkeit (§ 15 
RFV.),
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b) gemäß § 7 Abs. 2 RFV. vom eigenen Landesfürsorgeverbande,
c) für Anstaltspflegebedürftige gemäß § 9 RFV.
a) Über die fortgesetzte Hilfsbedürftigkeit von Wanderern liegt eine 

reichhaltige Rechtsprechung des Bundesamts vor. Dieses legte früher Wert 
auf die Feststellung, daß die Hilfsbedürftigkeit nicht unterbrochen wird, 
wenn trotz zeitweiliger verhältnismäßig nicht unerheblicher Nichtgewährung 
von öffentlicher Fürsorge der Grund der Hilfsbedürftigkeit fortbestanden 
hat. So ist z. B. bei einem Tuberkulösen, der meist in öffentlicher Fürsorge 
gestanden hatte, trotz dreimonatigen Aussetzens der Fürsorge fortgesetzte 
Hilfsbedürftigkeit angenommen worden (Bd. 75 S. 185). Sie ist ferner bejaht 
bei einem alten Wanderer, der infolge Knochenbruches in der Bewegung 
dauernd gehindert war und sich zeitweilig durch Anrufen der Mildtätigkeit 
ohne öffentliche Fürsorge durchgeholfen hatte (Bd. 70 S. 151). Den End­
punkt dieser die fortgesetzte Hilfsbedürftigkeit begünstigenden Entwicklung 
der Rechtsprechung bildet die Entscheidung Bd. 75 S. 4:

Ein Wanderer hatte wegen mehrerer Krankheiten verschiedene Kranken­
häuser besucht. Als er sich nach dreitägiger Unterbrechung wieder in einem 
anderen Krankenhause einfand, wurde fortgesetzte Hilfsbedürftigkeit an­
genommen, obwohl es zweifelhaft war, ob die Krankenhausaufnahme nötig 
war. Das sei nicht entscheidend, sagte das Bundesamt; denn wenn er zur 
Zeit der letzten Krankenhausaufnahme geheilt gewesen sein sollte, wäre er 
doch als ortsfremder und arbeitsloser Wanderer hilfsbedürftig geworden.

Danach lag in zahlreichen Wandererfürsorgefällen fortgesetzte Hilfs­
bedürftigkeit vor.

Mit dieser Rechtsprechung hat das Bundesamt auch heute nicht direkt 
gebrochen, aber sie kann seit der Entscheidung Bd. 78 S. 211 als tatsächlich 
aufgegeben bezeichnet werden. Das Bundesamt ist jetzt ganz offenbar be­
strebt, wo es sich irgend begründen läßt, eine Unterbrechung der Hilfs­
bedürftigkeit bei Wanderern anzunehmen. Wenn zwischen zwei Fürsorge­
leistungen kein ganz unerheblicher Zeitraum festgestcllt wird, in dem der 
Wanderer ohne Fürsorge tatsächlich ausgekommen ist, so ist die Hilfs­
bedürftigkeit unterbrochen. Betrug dieser unterstützungsfreie Zeitraum in 
der Entscheidung Bd. 78 S. 211 noch 17 Tage, so ist er in zahlreichen, meist 
nicht veröffentlichten Entscheidungen allmählich bis auf 3 Tage herab­
gegangen. Dabei läßt sich das Bundesamt in seinem Bestreben, zu einer 
Unterbrechung der Hilfsbedürftigkeit zu kommen, auch dadurch nicht be­
irren, daß manchmal kränkliche Leute, die schon mehrfach im Krankenhaus 
waren, zur Beurteilung standen, wie schon Bd. 78 S. 211 selbst zeigt. Ja, 
in der Entscheidung Bd. 82 S. 159 ist sogar bei einem chronischen Lungen­
kranken, der zuletzt vom 1. 3. bis 13. 4. und wieder vom 20. 4. bis 29. 5. 
wegen seines Leidens in Krankenhausbehandlung gestanden hatte, als er 
am 18.6. wieder in ein Krankenhaus aufgenommen wurde, eine Unter­
brechung der Hilfsbedürftigkeit für die Zeit vom 29. 5. bis 18. 6. festgestellt, 
in welcher er auf Wanderschaft gewesen war und nur 6 Tage bei einem Schau­
steller gearbeitet hatte.

Von Wichtigkeit sind auch die Entscheidungen Bd. 83 S. 30 und ins­
besondere Bd. 84 S. 159. Das Bundesamt nimmt hier an, daß durch Unter­
stützungen nicht nachhaltiger Art, wie gelegentliche nächtliche Unterkunft 
in einer Gemeinde, vorübergehende Geldunterstützung oder Essensgewährung, 
das augenblickliche Bedürfnis nach dem notwendigen Lebensbedarf erfüllt 
ist und daher durch derartige kleine Unterstützungen fortgesetzte Hilfs­
bedürftigkeit nicht begründet werden kann.
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In all diesen Fällen ist regelmäßig der Landesfürsorgeverband endgültig 
verpflichtet, dem der Bezirksfürsorgeverband des Ortes, an dem der Wander- 
unfähige in Fürsorge genommen wird, angebört.

Geneigter, fortgesetzte Hilfsbedürftigkeit anzuerkennen, ist das Bundes­
amt in folgenden beiden Fällen: Einmal für Leute, die nicht zu den typischen 
Wanderern gehören, insbesondere solche, die erst gerade wegen Arbeits­
losigkeit abgewandert sind (Bd. 79 S. 104 und Bd. 82 S. 80); indessen können 
diese Fälle außer Betracht bleiben, da die wanderunfähigen Wanderer fast 
immer zu den typischen Wanderern gehören. Der andere Fall betrifft Leute, 
die so lange auf der Wanderschaft sind, daß der Ausgangspunkt der Wanderung 
nicht mehr festzustellen ist. Hier kommt das Bundesamt aus einer anderen 
Erwägung, weil es nämlich den nach § 7 Abs. 2 eigentlich endgültig ver­
pflichteten Verband nicht feststellen kann, zu derselben Ablehnung fort­
gesetzter Hilfsbedürftigkeit wie im Normalfall.

Das Gesamtergebnis dieser Untersuchung ist also, daß nur in den 
seltensten Fällen unter dem Gesichtspunkt der fortgesetzten 
Hilfsbedürftigkeit ein Fürsorgeverband, in dessen Bereich sich der 
Wanderer früher aufhielt, zur Fürsorge endgültig verpflichtet ist.

Diese neuere, der fortgesetzten Hilfsbedürftigkeit feindliche Recht­
sprechung des Bundesamts ist von der Fürsorgepraxis sehr begrüßt und 
gern aufgegriffen worden. Früher mußte ja jeder pflichtbewußte Fürsorge­
verband den Versuch machen, durch umständliche Nachforschungen in der 
Vergangenheit eine monate-, manchmal jahrelange fortgesetzte Hilfsbedürftig­
keit zu konstruieren, bis er auf einen Fürsorgeverband traf, wo die Hilfs­
bedürftigkeit begonnen hatte, gegen den er dann den Erstattungsanspruch 
richtete. Es entstand dadurch eine in keinem Verhältnis zum Erfolge stehende 
Verwaltungsarbeit. Derartige Versuche können jetzt meist als von vorn­
herein unfruchtbar aufgegeben werden, und eine erhebliche Verwaltungs­
vereinfachung ist eingetreten.

b) Diese Rechtsprechung bietet für den vorläufig verpflichteten Fürsorge­
verband dann keinen Grund zur Besorgnis, an den Kosten hängenzubleiben, 
wenn der Wanderer weiterwandert; denn dann trifft in der Regel die end­
gültige Fürsorge den eigenen Landesfürsorge verband.

Ganz anders liegt es aber in unseren Fällen, in denen der Wanderer 
die Wanderung aufgibt. Gründet der Wanderer nun da, wo er bleibt, 
seinen gewöhnlichen Aufenthaltsort?

Hier ist an die Rechtsprechung des Bundesamts über Wanderer zu 
denken, die an irgendeinem Orte ihre Wanderung unterbrechen und dort 
bleiben, um Arbeit zu suchen, ohne zunächst eine Aussicht auf Arbeit zu haben.

Maßgebend ist die Entscheidung Bd. 83 S. 74, die auch für die Ent­
scheidungen Bd. 84 S. 87 und 151 richtunggebend war. Danach gründet 
er den gewöhnlichen Aufenthalt, wenn Tatsachen vorliegen, die den Schluß 
zulassen, daß der Arbeitsuchende von Anfang an den Willen hatte, auf jeden 
Fall auch nach fruchtloser Arbeitsuche gerade an dem betreffenden Orte 
zu bleiben, oder wenn ihn besondere persönliche Beziehungen an diesen 
Ort knüpften. Die Vermutung spricht nach Meinung des Bundesamts im 
allgemeinen nicht für einen derartigen Willen. Das Bundesamt hat auch 
in allen drei Fällen die Gründung eines gewöhnlichen Aufenthalts verneint.

Indessen kann die erwähnte Rechtsprechung doch kaum zum Vergleich 
herangezogen werden, da die dort entschiedenen Fälle ganz anders liegen. 
Die Entscheidungen stammen in ihren Tatbeständen noch aus der Zeit vor 
der Machtübernahme durch den Führer, als die Wanderer noch ungehindert
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durch das Land ziehen konnten. Der Wanderer hatte sich in ihnen frei­
willig entschlossen, an dem betreffenden Orte zu bleiben. Da war es in der 
Tat am wahrscheinlichsten, daß er sich zunächst einmal eine vorübergehende 
Ruhepause in seiner Wanderung gönnen wollte und erst allmählich den 
Entschluß gefaßt hat, an dem betreffenden Orte aus irgendwelchen Gründen 
zu bleiben. Hat er 6ich unter diesen Umständen gleich bei der Ankunft 
hilfsbedürftig gemeldet, so hatte er damals noch keinen gewöhnlichen Auf­
enthaltsort, war landhilfsbedürftig und blieb es nach § 15 RFV., auch wenn 
er später den Entschluß faßte, an dem Wanderort dauernd zu bleiben.

In unseren Fällen liegt es aber so, daß der Betreffende an sich wohl 
auch weiterwandern wollte, daran aber gehindert wurde, weil ihm seine 
Weiterwanderung dauernd unmöglich gemacht wurde, so daß er nun den 
Entschluß faßte, an dem Orte, wo er angehalten wurde, bis auf weiteres 
zu bleiben. Ein späteres Weiterwandern kommt gar nicht in Betracht. Er 
faßt also meist gleich nach dem Eintreffen, vor seiner Hilfsbedürftigkeits­
meldung, den Entschluß, zu bleiben, verknüpft bis auf weiteres den Mittel­
punkt seiner Lebensbeziehungen mit dem Ort, an dem er angehalten ist, 
und begründet damit dort seinen gewöhnlichen Aufenthaltsort.

Man kann für diese Auffassung auch die Entscheidung Bd. 85 S. 45 
heranziehen. Dort mußte ein Matrose wegen Stillegung der Binnenschiffahrt 
bis auf weiteres auf seinem Schiffe wohnen bleiben, wo dieses zuletzt hin­
gelangt war. Beziehungen hatte er zu dem betreffenden Orte nicht. Trotzdem 
hat das Bundesamt ausgeführt:

„Irgendeine Aussicht, in absehbarer Zeit in Arbeit zu kommen, bot 
sich ihm nicht; auch einen sonstigen Plan für eine anderweitige Gestaltung 
seiner Lebensverhältnisse hatte K. nicht. Entsprechend diesen äußeren 
Umständen mußte und wollte er sich abwartend verhalten, d. h. er wollte 
bis auf weiteres bleiben, wo er war. Damit verknüpfte er seine und seiner 
Familie Lebensbezichungen bis auf weiteres mit dem Ort seines tatsächlichen 
Aufenthalts, also mit dem Bezirk des Klägers. Damit sind aber im Rechts­
sinne die Voraussetzungen für die Begründung des gewöhnlichen Auf­
enthalts im Bezirk des Klägers gegeben.“

Ganz ähnlich liegt die Sache in unserem Falle, wo äußere Umstände 
anderer Art den Wanderer zwingen, sein Lebensschiff lein zunächst am Wander­
ort festzulegen. In der zuletzt erwähnten Entscheidung wird mit Recht 
dann noch auf ähnliche Verhältnisse hingewiesen, die die Gründung des 
gewöhnlichen Aufenthaltsortes durch Familien in Wohnwagen, der irgendwo 
festgelegt wird, bieten.

Überwiegende Gründe sprechen also in den meisten Fällen, in denen 
die Wanderer wegen Entziehung des Wanderscheins nicht weiterwandern 
können, für die Gründung eines gewöhnlichen Aufenthaltsortes. Mindestens 
besteht für den Fürsorgeverband, der den Wanderer anhält, eine große 
Gefahr, daß er zum Dank für sein im Allgemeininteresse zu begrüßendes 
Eingreifen die dauernden Fürsorgelasten für diesen Wanderer tragen muß.

c) Ein Teil der Wanderunfähigen wird anstaltspflcgebedürftig im Sinne 
des § 9 sein. In diesen Fällen scheiden die Fürsorgeverbände, die die Wanderer 
bisher auf der Wanderschaft berührt haben, für die endgültige Fürsorge aus, 
weil kaum festzustellcn sein wird, daß die Wanderer dort schon den Ent­
schluß gefaßt haben, in die Anstalt einzutreten, oder objektiv anstaltspflege­
bedürftig waren; diesen Nachweis verlangt aber das Bundesamt für die 
Haftbarmachung anderer Verbände gemäß § 9 Abs. 2 FV. Vielmehr kommt 
auch hier nur in Frage, ob der Bezirksfürsorgeverband des Ortes, an dem
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der Wanderschein entzogen wird .und wo sich die Anstalt befindet, oder 
der Landesfürsorgeverband endgültig verpflichtet ist. Hier könnte man 
geneigt sein, nach den Entscheidungen Bd. 81 S. 127, Bd. 83 S. 110 und 169 
in der Regel den Landesfürsorgeverband für endgültig verpflichtet zu halten, 
wenn auch Fälle nicht ausgeschlossen sind, in denen der Bezirksfürsorge* 
verband an den Kosten hängenbleibt, z. B. wenn der Wanderer zunächst 
in offene Fürsorge genommen wird, nach dem zu b) Ausgeführten den ge­
wöhnlichen Aufenthalt begründet und erst später in die Anstalt kommt.

Allzu häufig wird aber der Bezirksfürsorgeverband die endgültige Für­
sorge nicht seinem Landesfürsorgeverband zuweisen können, weil die meisten 
Wanderer, die hier in Betracht kommen, nicht anstaltspflegebedürftig sind. 
Mindestens wird es im Einzelfall oft zweifelhaft sein, ob Anstaltspflege­
bedürftigkeit vorliegt. In vielen Fällen genügen Versorgungsheime u. dgl., 
die dem Wanderer nur als Wohnung, nicht als Fürsorgeanstalt dienen, und 
der Wanderer wird ihnen nur deshalb überwiesen, weil zunächst keine Wohnung 
gefunden werden kann. Hier findet § 9 Abs. 2 überhaupt keine Anwendung, 
und es gilt das zu b) Ausgeführte.

Danach dürften die unter b) behandelten Fälle die häufigsten sein. Es 
besteht im ganzen genommen eine große Gefahr für den Bezirks - 
fürsorgeverband, der den Wanderer auf der Wanderung an­
hält, daß er die endgültige Fürsorge für ihn zu tragen hat, 
und damit liegt für ihn eine Versuchung, das Weiterwandern 
zu dulden, in erheblichem Maße vor.

. Diese Gefahr wird noch weit größer, wenn etwa ein Wanderergesetz 
auf der eingangs erwähnten Grundlage, aber ohne besondere Bestimmungen 
über die endgültige Fürsorgepflicht für ausgeschaltete Wanderunfähige 
geschaffen würde. Dann darf ja nur noch mit Wanderschein gewandert 
werden; der Wanderunfähige erhält ihn nicht, oder er wird ihm entzogen. 
Wenn er nicht bestraft und ins Arbeitshaus gebracht werden will, muß er 
den Entschluß fassen, an dem Orte, an dem er angehalten wird, bis auf weiteres 
zu bleiben. Hier liegt es noch viel klarer als bei dem jetzigen Zustande, 
daß der bisherige Wanderer dort seinen gewöhnlichen Aufenthalt nimmt. 
Die Versuchung für den Fürsorgeverband, der endgültigen 
Fürsorgepflicht dadurch zu entgehen, daß man bei Einführung 
des Wanderbuchs auch dem Wanderunfähigen den Wander­
schein erteilt oder beläßt, ist sehr groß. Sie muß daher unbedingt 
beseitigt werden.

Es ist ja möglich, daß sich die Rechtsprechung des Bundesamts all­
mählich diesen Erfordernissen der Praxis anpaßt. Indessen empfiehlt es 
sich nicht, abzuwarten, wie sich das Bundesamt einstellen wird, weil es 
noch Monate und Jahre dauern kann, bis diese Fälle durch das Bundesamt 
behandelt werden und sich eine feste Praxis herausbildet, und vor allem 
nicht sicher ist, wie das Bundesamt entscheiden wird. Bei der beabsichtigten 
Regelung des Wandererwesens muß vielmehr auch diese Frage vom Gesetz­
geber gelöst werden. Es wird ja künftig jeder, der schon Wanderer ist, für 
die Weiter Wanderung einen Wanderschein beantragen müssen, ebenso jeder, 
der abwandern will. Wer später wanderunfähig wird, dem wird der Wander­
schein entzogen. Daher ist es für den Gesetzgeber ein leichtes, auszusprechen, 
daß der Wanderer, dem der Wanderschein versagt oder entzogen oder dem 
sonst aus irgendeinem Grunde als Wanderunfähigem das Wandern verboten 
wird und der nun infolgedessen an einem Orte bleibt, dort nicht den ge­
wöhnlichen Aufenthaltsort gründet. Der Tatbestand für eine derartige 
Spezialbestimmung läßt sich einwandfrei formulieren. Um klare Verhältnisse
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zu schaffen, sollte dem Bezirksfürsorgeverbande auch die Suche nach dem 
endgültig verpflichteten Verbände erspart und bestimmt werden, daß in 
allen Fällen die endgültige Fürsorge den Landesfürsorgeverband dieses 
Ortes trifft, der ja in den meisten Fällen ohnehin verpflichtet wäre. Diesem 
Landesfürsorgeverband kann aber ein Regreßanspruch gegenüber denjenigen 
Fürsorgeverbänden gegeben werden, die sonst etwa nach der Fürsorgepflicht­
verordnung endgültig verpflichtet sind. Hier kommt weniger § 15 (Fortgesetzte 
Hilfsbedürftigkeit), wohl aber manchmal § 17 RFV. (Abschiebung) in Frage, 
namentlich dann, wenn der Wanderschein entzogen ist und festgestellt werden 
kann, daß er schon früher zu Unrecht unter Mitwirkung des Fürsorgeverbandes 
erteilt worden ist. Die weitere Entwicklung wird abzuwarten sein. Vielleicht 
ergibt sich daraus eine erhebliche Belastung bestimmter Landesfürsorge­
verbände, in denen die Ausschaltung der Wanderunfähigen besonders tat­
kräftig betrieben wird. Dann werden zur Verteilung dieser Lasten vielleicht 
besondere Bestimmungen einzuführen sein, wonach der Bezirksfürsorge­
verband des Ortes, an dem der Wanderschein erteilt worden ist, oder auch 
solche Orte, an denen der Wanderer längere Zeit geweilt hat, für endgültig 
verpflichtet erklärt werden. Indessen ist die Zeit zur Einführung derartiger 
Bestimmungen noch nicht gekommen. Man wird aber am besten bereits 
jetzt dem Reichsminister des Innern gewisse Vollmachten im Wanderer­
fürsorgegesetz zu geben haben, die endgültige Fürsorgepflicht anders zu 
verteilen.

Die Regelung des Wandererwesens ist eine sehr schwierige Aufgabe. Nur 
wenn der Gesetzgeber alle Hemmnisse für eine ersprießliche Gestaltung 
auszuschalten weiß, kann sie gelingen. Es wäre dankenswert, wenn er dabei 
die aufgezeigten fürsorgerechtlichen Schwierigkeiten zu beseitigen nicht 
vergäße.

Der Handel mit Blinden waren nnd das Blinden­
handwerk in der neueren Gesetzgebung.

Von Stadtrat a. D. Zengerling, Berlin.

Die in immer steigendem Maße auftretenden Mißstände im Handel mit 
Blindenwaren, die nicht nur das Anwachsen der Zahl von sogenannten 
Blindenwerkstätten und die dadurch bedingte Konkurrenz, sondern auch 
die vielfach zu beobachtende Tatsache hervorgerufen hatten, daß umher­
ziehende Händler Waren als Blindenwaren anboten und vertrieben, die nicht 
von Blinden hergestellt waren und diese Bezeichnung nur deshalb erhielten, 
um unter Anrufung des Mitleids der Käufer den Absatz sowie die Preise er­
höhen zu können, hatten schon im Jahre 1927 zur Gründung der Arbeitsge­
meinschaft zur Förderung des deutschen Blindenhandwerks e. V., Berlin, 
geführt. Dieser Zusammenschluß von Blindenwaren herstellenden oder sie 
vertreibenden Einzelpersonen und Vereinigungen sollte nicht nur durch die 
Einführung eines gemeinsamen Warenschutzzeichens dem Käufer die Gewähr 
bieten, daß er wirklich von Blinden hergestellte Ware erhielt, sondern auch 
durch die Verpflichtung der Mitglieder auf die Bestimmungen der Satzung 
der Arbeitsgemeinschaft dafür Sorge tragen, daß bestimmte, die Blinden vor 
Ausnutzung und den Käufer vor Übervorteilung schützende Vorschriften das 
Vertrauen des Publikums wiederherstellten und dadurch den Absatz wirk­
licher Blindenwaren zum Nutzen der blinden Handwerker erhöhten. Da die 
Mitgliedschaft bei der Arbeitsgemeinschaft jedoch nur eine freiwillige sein 
konnte und neben den mit dem Blindenwarenzeichen versehenen Blindenwaren
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nach wie vor zahlreiche andere Waren als Blinden waren verkauft wurden 
und verkauft werden konnten, ohne daß, abgesehen von den w-enigen als 
Betrug nachzuweisenden Fällen, die rechtliche Möglichkeit eines Eingreifens 
gegeben war, so mehrten sich schon bald wieder die Klagen, zumal die fort­
schreitende Wirtschaftsnot zahlreiche Elemente auf den Plan gerufen hatte, 
die den Deckmantel der Beschäftigung Blinder dazu benutzten, um ihre 
Taschen zu füllen. Deshalb wurde der Wunsch immer dringender, dem Handel 
mit Blindenwaren einen besonderen gesetzlichen Schutz zu verleihen. Aber 
die hierzu notwendige Änderung der Bestimmungen der Gewerbeordnung war 
trotz wiederholter Schritte in dieser Richtung nicht zu erreichen. Erst der 
Tatkraft der nationalsozialistischen Regierung gelang es auch hier, eine 
Bereinigung herbeizuführen. Zwar war es mit Rücksicht auf entgegenstehende 
grundsätzliche Bedenken nicht möglich, alle Wünsche der beteiligten Kreise 
zu erfüllen. Doch haben die neuen Bestimmungen den Handel mit Blinden­
waren soweit geregelt, daß eine Beseitigung der wesentlichsten Mißstände 
von ihrer Durchführung erhofft werden kann.

Die grundlegende Bestimmung ist die durch das Gesetz zur Änderung 
der Gewerbeordnung vom 3. 7. 1934 (RGBl. I S. 566) geschaffene Vorschrift 
des § 56 a Abs. 2 der Gewerbeordnung. Diese bestimmt:

„Ausgeschlossen vom Gewerbebetrieb im Umherziehen ist ferner das 
Feilhalten von Waren und das Aufsuchen von Bestellungen auf Waren unter 
Bezugnahme auf die Beschäftigung von Blinden oder auf die Fürsorge für 
solche, es sei denn, daß die Waren von Blinden handwerksmäßig hergestellt 
(Blindenwaren) und von der Stelle, die sie zuerst in den Vertrieb gibt, mit 
ihrer eigenen Bezeichnung (Ursprungsbezeichnung), dem vorgeschriebenen 
Blindenwarenzeichen und dem Kleinhandelsverkaufspreis versehen sind. Der 
Reichswirtschaftsminister erläßt im Einvernehmen mit dem Reichsarbeits­
minister die zur Durchführung und Ergänzung erforderlichen Rechts- und 
Verwaltungs Vorschriften.“

Geregelt wird also hierdurch lediglich der Handel im Umherzichen, und 
zwar sowohl der Hausierhandel, bei dem der Händler die Waren mit sich führt, 
als auch der Handel durch Vertreter, die nur Muster und Preisverzeichnisse 
bei sich haben. Dagegen unterliegt der Vertreter mit Legitimationskarte 
(§ 44 ff. RGewO.), der auf die von seinem ein stehendes Gewerbe betreibenden 
Auftraggeber vertriebenen Waren auf vorherige ausdrückliche Aufforderung 
Bestellungen entgegennimmt oder Kaufleuten in Geschäftsräumen oder an­
deren Personen zur Verwendung in ihrem Geschäftsbetriebe anbietet, den 
vorerwähnten Bestimmungen nicht. Daß der Verkauf von Blindenwaren in 
festen Verkaufsstellen durch die Vorschriften nicht berührt wird, sei der Voll­
ständigkeit halber ausdrücklich erwähnt.

Auf Grund der ihm erteilten Ermächtigung hat der Reichswartschafts­
minister in der „Verordnung zur Durchführung des § 56 a Abs. 2 der Gewerbe­
ordnung vom 1. Oktober 1934 (RGBl. I S. 868)“ verschiedene Vorschriften 
erlassen, durch die die wesentlichsten Zweifelsfragen geklärt werden. Zunächst 
wird festgestellt, daß „Blindenwaren“ im Sinne des § 56 a Abs. 2 RGewO. 
nur solche Waren sind, bei denen Blinde, und zwar auch praktisch Blinde, die 
Hauptarbeiten, d. h. die das Erzeugnis in seinen wesentlichen Merkmalen be­
stimmenden Arbeiten, verrichtet haben. Sehende dürfen daher nach den neuen 
Bestimmungen der Arbeitsgemeinschaft in den Betrieben oder Nebenbetrieben, 
in denen Blindenw’aren hergestellt werden, nur mit den notwendigen Hilfs­
arbeiten beschäftigt w’erden.

Aber auch die als Blindenwaren im Sinne des Gesetzes geltenden Gegen­
stände dürfen nur dann als Blindenwaren vertrieben werden, wenn sie von
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der Stelle, die sie zuerst in den Vertrieb bringt, mit dem Blindenwarenzeichen, 
mit der eigenen Bezeichnung der Stelle und außerdem mit dem Kleinhandels­
verkaufspreis versehen sind.

Das Blindenwarenzeichen ist nach Nr. 4 der Durchführungsverordnung 
das gesetzlich geschützte Blindenwarenzeichen der Arbeitsgemeinschaft zur 
Förderung des Blindenhandwerks, das inzwischen bereits seit Jahren im Ge­
brauch und daher in der Bevölkerung bekannt ist. Es stellt zwei stilisierte 
Hände dar, die sich den Strahlen der Sonne entgegenstrecken, und ist unter 
Nr. 373 930 als Warenzeichen in die beim Patentamt geführte Rolle einge­
tragen. Während das Zeichen also bisher nur den gesetzlichen Zeichenschutz 
genoß, ist es durch die Verordnung vom 1. Oktober 1934 zu einem gesetzlich 
vorgeschriebenen Zeichen geworden, dessen Nichtanbringung strafrechtliche 
Folgen nach sich zieht. Die Berechtigung zur Führung des Blindenwaren­
zeichens muß jederzeit nachgewiesen werden können. Deshalb ist in der 
Durchführungsverordnung angeordnet, daß alle Hausierer und Vertreter mit 
einem von der Arbeitsgemeinschaft ausgestellten Ausweis versehen sein müssen, 
aus dem hervorgeht, daß die Stelle, die die Waren in den Vertrieb gegeben hat, 
zur Führung des Blindenwarenzeichens berechtigt ist.

Außer aus dem Ausweis muß die Stelle, die die Waren in den Vertrieb 
gibt, aber auch aus der Ware selbst ersichtlich sein. Deshalb wird verlangt, 
daß die Ware mit der Ursprungsbezeichnung versehen ist. Da vielfach die 
Anbringung der vollen Bezeichnung technisch nicht durchführbar ist, so ge­
stattet die Ausführungsverordnung ausdrücklich, daß zu der Bezeichnung 
auch Abkürzungen, Zahlen oder Zeichen verwandt werden dürfen. Doch muß 
in diesem Falle die Bedeutung dieser Abkürzungen, Zahlen und Zeichen aus 
dem Ausweis des Hausierers oder Vertreters klar ersichtlich sein. Zweifel 
können noch bestehen, welche Stelle als diejenige anzusehen ist, die di.e Blin­
denwaren zuerst in Vertrieb gibt. Doch ist davon abgesehen worden, diese 
Frage schon jetzt eindeutig zu klären, vielmehr ist es der Arbeitsgemeinschaft 
überlassen, durch die von ihr befolgten Grundsätze bei der Verleihung des 
Blindenwarenzeichens auch hier dem Grundgedanken des Gesetzes jeder miß­
bräuchlichen Auslegung des Begriffs Blindenware vorzubeugen. Daß genossen­
schaftlichen und vereinsmäßigen Zusammenschlüssen zum Zwecke des Ver­
triebes der Waren blinder Handwerker das Zeichen verliehen werden kann, 
dürfte zweifellos sein. Schwieriger gestaltet sich die Frage, ob und unter 
welchen Bedingungen daneben auch der blinde Handwerker selbst, der seine 
Waren einem derartigen Zusammenschluß zum Vertriebe übergibt, daneben 
aber noch einzelne Waren selbst vertreibt, Anspruch auf Verleihung des 
Warenzeichens hat.

Abgesehen von den in der vorstehend geschilderten Weise gekennzeich­
neten Waren dürfen Waren, selbst wenn sie von Blinden handwerksmäßig her­
gestellt sind, nicht als „Blindenwaren“ durch Gewerbebetriebe im Umher­
ziehen verkauft werden. Dabei geht der Gesetzgeber so weit, daß er schon 
dann einen Vertrieb als Blindenwarc für vorliegend erachtet, wenn bei ihm 
auf die Beschäftigung von Blinden oder auf die Fürsorge für Blinde Bezug 
genommen wird. Eine solche Bezugnahme liegt auch vor, wenn eine auf die 
Blindheit hinweisende Firmenbezeichnung (z. B. Blindenwerkstätte, Blinden­
genossenschaft und dergl.) geführt wird (Nr. 2 der DurchfVO.). Durch diese 
Bestimmung soll ausgeschlossen werden, daß, wie bisher vielfach, durch die 
Firmenbezeichnung der Eindruck erweckt wird, als handele es 6ich um Blin­
denwaren oder al6 komme der Erlös blinden Volksgenossen zugute, daß und 
dadurch der Käufer zum Ankauf der Ware veranlaßt wird.
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Viel erörtert worden ist die Frage, ob es in Zukunft noch gestattet werden • 
solle, neben den Blindenwaren gleichzeitig auch nicht von Blinden hergestellte 
Waren durch den Gewerbebetrieb im Umherziehen zu vertreiben. Die Er­
wägung, daß es in vielen Gegenden nicht möglich ist. den Handel mit Blinden­
waren allein für den Hausierer oder Vertreter so einträglich zu gestalten, daß 
er damit seinen Lebensunterhalt verdienen kann, und daß andererseits auch 
das kaufende Publikum besonders in ländlichen Gegenden Wert darauf legt, 
neben den Blindenwaren auch andere von Blinden nicht herstellbare Waren 
gleichzeitig einkaufen zu können, hat dazu geführt, daß der Vertrieb von 
Handels- und Fabrikwaren grundsätzlich zugelassen worden ist. Doch be­
stimmt Nr. 3 DurchfVO., daß diese Waren nur zusätzlich geführt werden 
dürfen und deutlich als Nichtblindenwaren kenntlich gemacht sein müssen. 
Die Satzung der Arbeitsgemeinschaft, deren Bestimmungen für die Geneh­
migung zur Führung des Blindenwarenzeichens maßgebend sind, setzt als 
Höchstgrenze für den Begriff „zusätzlich“ 25 v. H. des Umsatzes, berechnet 
nach dem Verkaufspreis sämtlicher Waren, fest. Ausgeschlossen von der Mit­
führung als Zusatzwaren sind alle Handels- oder Fabrikwaren, die derselben 
Art wie die Blindenwaren sind. Als Waren „derselben Art“ sind nach der 
von dem Reichswirtschaftsministerium genehmigten satzungsmäßigen Aus­
legung der Arbeitsgemeinschaft alle Waren zu verstehen, die üblicherweise 
von Blindenhandwerkem hergestellt werden. Um alle Zweifelsfragen von 
vornherein auszuschalten, hat die Arbeitsgemeinschaft eine zunächst vor­
läufige Liste der Waren aufgestellt, die üblicherweise nicht von blinden Hand­
werkern hergestellt und daher als Zusatzwaren neben den Blindenwaren ge­
führt werden dürfen. Da diese Liste die Zustimmung des in Betracht kommen­
den Reichsfachverbandes des Handwerks gefunden hat, so wird mit ihrer Ger 
nehmigung durch den Reichswirtschaftsminister gerechnet werden müssen.

Die der Arbeitsgemeinschaft zur Förderung des deutschen Blindenhand­
werks durch die neue Regelung gestellten Aufgaben haben eine Neufassung 
der Satzungsbestimmungen dieses Vereins zur Folge gehabt, um sie vor allem 
mit den neuen Vorschriften in Einklang zu bringen. Denn die Durchführungs- 
VO. legt ausdrücklich fest, daß die Genehmigung zur Führung des Blinden­
warenzeichens vorläufig von der Arbeitsgemeinschaft „nach Maßgabe ihrer 
Satzung“ erteilt wird. Diese Erteilung erfolgt auf Antrag durch den Vorsitzen­
den nach Anhörung eines Prüfungsausschusses, der aus den in Berlin woh­
nenden Mitgliedern des Vorstandes der Arbeitsgemeinschaft und je einem 
kriegsblinden und friedensblinden Vertreter des BUndenhandwerks besteht.

Die Erteilung des Blindenwarenzeichens verpflichtet zur Innehaltung der 
von dem Vorsitzenden der Arbeitsgemeinschaft im Einvernehmen mit dem 
Reichswirtschaftsminister erlassenen „Besonderen Bestimmungen“. Diese 
fassen nicht nur die wichtigsten Gesetzesvorschriften noch einmal zusammen 
und enthalten die im vorhergehenden schon erwähnten auslegenden und er­
gänzenden Anordnungen, sondern regeln daneben verschiedene technische 
Fr zen. So wird festgelegt, daß die mit dem Blindenwarenzeichen versehenen 
A\ klebemarken, Galvanos, Matern usw. nur durch die Vermittlung der Ar­
ber -gemeinschaft bezogen werden dürfen und daß die verwendeten Geschäfts­
papiere (Preislisten, Bestellzettel usw.) die Zusatzwaren von den Blindenwaren 
getrennt aufführen müssen, sodaß sie klar zu unterscheiden sind. Durch diese 
Vorschriften soll vor allen Dingen die Möglichkeit einer genauen Kontrolle der 
für den Handel mit Blindenwaren zugelassenen Betriebe ermöglicht werden.

Besonders wichtig für die zukünftige Entwicklung des Handels mit Blinden- 
waren sind die Vorschriften, daß die Preise der Waren, gemessen an den all­
gemeinen Bedingungen des Blindenbandwerks, normal vertretbar sein müssen
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und daß zwischen der Zahl der Händler und der Zahl der beschäftigten Blin­
denhandwerker ein angemessenes Verhältnis bestehen muß. Diese mit Absicht 
allgemein gehaltenen Bestimmungen werden durch ihre Anwendung im Prü­
fungsausschuß wesentlich dazu beitragen können, den Handel mit Blinden waren 
zu ordnen und Auswüchsen sowohl in der Preisgestaltung als auch im Waren­
vertriebe zu begegnen. Dabei wird schon jetzt gesagt werden können, daß 
weder an eine Preisbindung, die zudem zurzeit aus gesetzlichen Gründen nicht 
möglich sein würde, noch auch an die Festsetzung eines allgemeingültigen 
Verhältnisses zwischen der Zahl der Händler und der Zahl der Blindenhand­
werker gedacht ist. Dazu sind die örtlichen Verhältnisse und Voraussetzungen 
für den Warenabsatz zu verschieden. Vielmehr wird es sich im wesentlichen 
darum handeln, dafür zu sorgen, daß einerseits nicht durch den Zwischen­
handel die Ware verteuert, andererseits durch die Heranziehung zu zahlreicher 
Hausierer oder Vertreter nicht der Anreiz geschaffen wird, mehr Zusatzware 
zu verkaufen, als die gesetzlichen Bestimmungen zulassen.

Gemäß § 148 Abs. 1 Nr. 7 a RGewO. wdrd jede Zuwiderhandlung gegen 
die Vorschriften, die über den Gewerbetrieb im Umherziehen mit Blindenwa­
ren begangen wird, mit Geldstrafe bis zu 150 RM und im Unvermögensfalle 
mit Haft bis zu 4 Wochen bestraft. Somit kommt zu dem zivilrechtlichen 
Schutz, den das Blindenwarenzeichen gewährt, der strafrechtliche, der es den 
die Innehaltung der Gesetzesbestimmungen überwachenden Organen zur 
Pflicht macht, jede gesetzwidrige Handlung zu verfolgen, darüber hinaus aber 
durch Kontrollen sich von der Innehaltung der Gesetzesvorschriften zu über­
zeugen. Es ist zu erwarten, daß der Reichs- und Preußische Minister des Innern 
in Kürze besondere Weisungen über die von den Polizeiorganen zu beobach­
tende Haltung gegenüber den Hausierern und Vertretern, die Blindenwaren 
verkaufen, erläßt. Denn nur, wenn das Blindenhandwerk auch von dieser 
Seite in seinem Kampf gegen die bisher so zahlreich aufgetretenen Auswüchse 
Hilfe erhält, wird der mit der gesetzlichen Regelung beabsichtigte Erfolg 
vollständig erreicht werden können.

Befassen sich die bisher erörterten Bestimmungen in erster Linie mit dem 
Handel mit Blindenwaren und berühren sie daher das Blindenhandwerk als 
solches nur mittelbar, so hat die Erste VO. über den vorläufigen Aufbau des 
deutschen Handwerks vom 15. 6. 1934 (RGBl. I S. 493) eine für den so not­
wendigen Zusammenschluß der blinden Handwerker wichtige Vorschrift ge­
troffen. § 55 dieser Verordnung schreibt nämlich vor:

„Blinde Handwerker und solche in die Handwerksrolle eingetragenen 
Gewerbetreibenden, die überwiegend Blinde beschäftigen, haben unbeschadet 
der sich aus § 8 ergebenden Pflichtmitgliedschaft bei der Innung dem Reichs- 
verbande des Blindenhandwerks anzugehören; eine Mehrbelastung an Bei­
trägen darf ihnen aus der Doppelmitgliedschaft nicht erwachsen. Der Deutsche 
Handwerks- und Gewerbekammertag erläßt Richtlinien über die Festsetzung 
und Verteilung der Beiträge; die Richtlinien bedürfen der Genehmigung des 
Reichswirtschafts- und des Reichsarbeitsministers.

Sonstige Einrichtungen und Unternehmungen, die blinde Handwerker 
beschäftigen und ihre Waren als Blinden waren vertreiben, müssen dem Reichs­
verband des Blindenhandwerks beitreten.“ '

Diese Bestimmung geht von der Erwägung aus, daß, wenn auch der blinde 
Handwerker in derselben Innung mit seinen sehenden Arbeitsgenossen Zu­

sammensein und dort mit ihm gemeinsam die Fragen des Handwerks be­
raten, geselligen Verkehr pflegen und an den sozialen Einrichtungen der 
Innung teilnehmen soll, so doch eine Stelle geschaffen werden muß, die dafür 
Sorge trägt, daß die besonderen, aus der Art ihres Leidens sich ergebenden
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Belange der Blinden gewahrt werden. Deshalb soll der Reichsverband des 
Blindenhandwerks als gleichberechtigte Organisation neben den noch zu er­
richtenden Reichsfachverbänden unter dem Reichshandwerksmeister es sich 
angelegen sein lassen, darauf zu achten, daß alle, auch die blinden Handwerker 
berührenden Bestimmungen innerhalb des Aufbaues des Handwerks den be­
rechtigten Sonderbelangen der Blinden gerecht werden. Es braucht an dieser 
Stelle nur auf die Fragen der Ausbildung und des Prüfungswesens hingewiesen 
zu werden, um an diesem Beispiel zu zeigen, wie notwendig und wichtig eine 
Sondervertretung der blinden Handwerker innerhalb des Reichsstandes des 
deutschen Handwerks ist. Zwar konnte der Reichsverband des Blindenhand­
werks bisher noch nicht ins Leben treten, da der dazu notwendige Aufbau der 
Reichsfachverbände noch fehlt. Doch ist ihm bereits in der Verleihung des 
Blindenwarenzeichens eine besondere gesetzliche Aufgabe zugewiesen worden. 
Wenn vorläufig diese Aufgabe von der Arbeitsgemeinschaft des deutschen 
Blindenhandwerks wahrgenommen ■wird, so deutet das darauf hin, daß dem­
nächst die Arbeitsgemeinschaft ihre Tätigkeit einstellen und dem Reichsver- 
band die Durchführung ihrer Aufgaben überlassen kann. Denn wenn anstelle 
des freiwilligen Zusammenschlusses der blinden Handwerker und ihrer Arbeit­
geber eine Zwangsorganisation getreten sein wird, wird das letzte Hindernis 
aus dem Wege geräumt sein, der zum Ziele einer endgültigen Beseitigung aller 
unlauteren Konkurrenz und einer wirksamen Förderung der Arbeit des 
wahren Blindenhandwerks und seiner Organisationen führt.

Kleinere Beiträge

Die Wiesbadener Vereinbarung.
Von Kurt Preis er, Deutscher Gemeindetag.

Um die auf dem Gebiet der Wandererfürsorge durch die Nachforschung nach 
dem endgültig verpflichteten Fürsorgeverband entstehende Verwaltungsarbeit her­
abzumindern und die Zahl der Fürsorgestreitverfahren zu verringern, ist zurück­
gehend auf eine Anregung des Deutschen Städtetages vom Februar 1931 zwischen 
den LFV. nach langwierigen Verhandlungen Ende 1932 die nachstehende „Wies­
badener Vereinbarung“ getroffen worden.

Wiesbadener Vereinbarung vom 11. November 1932
Für Erstattungsansprüchc aus der Fürsorge für Landeshilfsbedürftige wird, 

soweit die zu erstattenden Kosten im einzelnen Unterstützungsfalle nach Abzug 
des für Bekleidung aufgewendeten Betrages 100 RM nicht übersteigen, folgendes 
vereinbart:

§ i-
Die Landesfürsorgeverbände verpflichten sich gegenseitig, von einander 

keinen Ersatz zu verlangen.
§ 2\

Die Landesfürsorgeverbände verzichten darauf, im Erstattungsverfahren 
gegenüber einem Bezirksfürsorgeverband oder einem dieser Vereinbarung nicht 
beigetretenen Landesfürsorgeverband einzuwenden, daß ein dieser Verein­
barung beigetretener Landesfürsorgeverband endgültig fürsorgepflichtig sei.

§ 3-

(1) Wird ein Landesfürsorgeverband von «. .nein ihm nicht angehörenden 
Bezirksfürsorgeverband in Anspruch genommen, so kann er verlangen, daß 
der Landesfürsorgeverband, dem der die Erstattung fordernde Bezirksfürsorge­
verband angehört, die entstandenen Kosten übernimmt.
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(2) Dieser Anspruch ist nicht gegeben, wenn ein dieser Vereinbarung nicht 
beigetretener Landesfürsorgeverband endgültig fürsorgepflichtig ist.

§4. _ ;
Die Bestimmungen des § 17 RFV. werden durch diese Vereinbarung nicht 

berührt.
§ 5.

(1) Diese Vereinbarung tritt für den einzelnen Landesfürsorgeverband am 
1. des Monats in Kraft, der auf den Tag folgt, an dem die Beitrittserklärung 
zu der Vereinbarung bei dem Deutschen Gemeindetag1) eingegangen ist.

(2) Auf die zur Zeit des Inkrafttretens schwebenden Unterstützungsfälle 
findet die Vereinbarung nur dann Anwendung, wenn der Fall dem Landes- 
fürsorgeverband zur Zeit des Inkrafttretens (Abs. 1) noch nicht bekannt ge­
worden war.

§ 6-
Der Rücktritt von der Vereinbarung ist nur nach vierteljährlicher Kündi­

gung zum Beginn eines Kalendcrvierteljahres zulässig. Er erfolgt durch schrift­
liche Erklärung gegenüber dem Deutschen Gemeindetage1).

§ 7.
Entsteht über die Auslegung der Vereinbarung zwischen Landesfürsorge ver­

bänden eine Meinungsverschiedenheit, so kann jeder Teil die Erstattung eines 
Gutachtens der Leitung des Deutschen Gemeindetages2) beantragen. Diese 
hat vor Abgabe des Gutachtens die Stellungnahme des anderen Teiles und 
mindestens zweier weiterer Landesfürsorgeverbände herbeizuführen.

Der frühere Verband der preußischen Provinzen, dem das Zustandekommen 
der Vereinbarung zu danken ist, hat dazu folgende Erläuterungen gegeben:

„Durch die Bestimmung des § 1 soll im Rahmen der 100-RM-Grcnze jede Erstattungsforde­
rung zwischen den der Vereinbarung beigetretenen Landesfürsorgeverbanden ausgeschlossen wer­
den. Darüber hinaus will die Bestimmung des § 2 verhindern, daß auf dem Umwege über die Er­
stattungsforderungen von Bezirksfürsorgeverbänden, die der Vereinbarung nicht beigetreten 
sind, tatsächlich trotzdem Erstattungen verlangt werden können. Infolgedessen ist der Verzicht 
auf die Einwendung, daß ein der Vereinbarung beigetretener Landesfürsorgeverband endgültig 
fürsorgepflichtig ist, die notwendige Ergänzung zu der Bestimmung des § I. Andererseits mußte 
aber Vorsorge dagegen getroffen werden, daß nicht die Bezirksfürsorgeverbände im Hinblick auf 
die Bestimmungen des §2 einen anderen Landesfürsorgeverband, der nach den Bestimmungen der 
Fürsorgepflichtverordnung endgültig oder vorläufig fürsorgepflichtig ist, in Anspruch nehmen, 
um dadurch ihren eigenen Landesfürsorgeverband und damit auf dem Wege über die Provinzial­
abgabe sich selbst zu entlasten. Da auch durch ein derartiges Verfahren der Grundsatz des § 1 
stark durchlöchert worden wäre, so ist durch die Bestimmung des § 3 Abs. 1 dem in Anspruch 
genommenen Landesfürsorgeverband, der dem Bezirksfürsorge verband, weil dieser nicht Vertrags­
partei ist, die Bestimmungen der §§ 1 und 2 der Vereinbarung nicht entgegenhalten kann, das 
Recht eingeräumt, sich seinerseits an den Landesfürsorgeverband zu halten, dem der Bezirks­
fürsorgeverband angehört. Es steht zu erwarten, daß die Bestimmung des § 3 Abs. 1 dazu führen 
wird, daß die Bezirksfürsorgeverbände sich stets, unmittelbar an ihren eigenen Landesfürsorge­
verband zunächst halten werden. § 3 Abs. 2 enthält die den Abs. 1 einschränkende Bestimmung, 
daß der in Anspruch genommene Landesfürsorgeverband dann den dem Bczirksfürsorgeverband 
übergeordneten Landesfürsorgeverband nicht in Anspruch nehmen kann, wenn er auf Grund der 
Fürsorgepflichtverordnung einen Ersatzanspruch gegen einen anderen Landesfürsorge verband, 
der der Vereinbarung nicht beigetreten ist, hat.“

Der Vereinbarung wauen zunächst 14 preußische und 14 außerpreußische LFV. 
beigetreten. Nach dem Zusammenschluß der kommunalen Spitzenverbände zum 
Deutschen Gemeindetäg ist es gelungen, sämtliche deutschen LFV., mit Ausnahme 
des Landes Sachsen, wo besondere Verhältnisse vorliegen, zum Anschluß an die 
Wiesbadener Vereinbarung zu veranlassen, die erst dadurch zur vollen Auswirkung 
gelangt ist.

*) Ursprüngliche Fassung: „dem Verbände der preußischen Provinzen“. Der Verband 
der preußischen Provinzen ist in dem Deutschen Gemeindetag aufgegangen.

*) Ursprüngliche Fassung: „des Verbandes der preußischen Provinzen“. Der Verband 
der preußischen Provinzen ist in dem Deutschen Gemeindetag aufgegangen.
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Schon nach den bisherigen Erfahrungen kann aber wohl gesagt werden, daß sich 
die Wiesbadener Vereinbarung durchaus bewährt hat. Dies geht insbesondere auch 
daraus hervor, daß in den zwei Jahren ihres Bestehens nur verhältnismäßig wenig 
Streitfälle entstanden sind. Es ist bisher nur in neun Fällen ein Gutachten gemäß 
§ 7 der Vereinbarung angefordert worden. Es handelt sich in drei Streitsachen um 
Fälle des § 12 FV., in vier Gutachten um das Überschreiten der 100-RM-Grenze, 
in einem Fall um die Frage des Inkrafttretens und in einem weiteren Fall um die 
Anmeldefrist.

Die Gutachten werden nachstehend erstmalig zusammenhängend veröffentlicht.
Die Vereinbarung bringt auch den BFV. bei richtigem Verhalten Erleichterungen. 

Soweit es sich um Fälle von Landeshilfsbedürftigen handelt, bei denen die Kosten 
weniger als 100 RM betragen, kann sich der BFV., sofern nicht der LFV. Land Sachsen 
nach der FV. endgültig fürsorgepflichtig ist, an seinen LFV. halten, ohne prüfen 
zu müssen, ob etwa im Hinblick auf § 15 FV. ein anderer LFV. endgültig fürsorge- 
pflichtig ist. Die Kenntnis der Wiesbadener Vereinbarung ist daher auch für BFV. 
von Bedeutung.

Zusammenstellung der bisherigen 9 Gutachten des Deutschen Gemeindetages 
nach § 7 der Wiesbadener Vereinbarung.

Die Wiesbadener Vereinbarung findet grundsätzlich auch in den Fällen des 
§ 12 FV. Anwendung. Gutachten v. 31. 8. 33 — III 88/33 —.

Zwischen zwei LFV. ist die Frage strittig geworden, ob die Wiesbadener Vereinbarung auch 
auf solche Fälle Anwendung findet, in denen Deutsche beim Übertritt aus dem Auslande wegen 
Hilfsbedürftigkeit unterstützt werden müssen (§ 12 FV.). Nach Anhörung von vier weiteren 
LFV. nimmt der Deutsche Gem-Indetag zu der Frage wie folgt Stellung:

Gegen die Anwendung der Wiesbadener Vereinbarung auf die Fälle des § 12 FV. wird 
geltend gemacht, daß diese Vorschrift die Fürsorgepflicht für eine besondere Personenklasse, die 
Ausländsdeutschen, auf völlig selbständiger Grundlage regle und daß nach § 12 AbB. 2 die end­
gültige Fürsorgepflicht den „Ländern“ und nicht unmittelbar den LFV. übertragen worden sei. 
Auch würde, so wird ausgeführt, bei Anwendung der Wiesbadener Vereinbarung der Hauptzweck 
des § 12, „die Grenzlandesfürsorgeverbände durch die Rückwanderer aus dem Auslande nicht 
übermäßig zu belasten“, vereitelt werden.

Diese Einwände können nicht als stichhaltig anerkannt werden. Nach dem Wortlaut erfaßt 
die Wiesbadener Vereinbarung mit alleiniger Ausnahme der Fälle des § 17 RFV. sämtliche Ersatz­
forderungen zwischen LFV., soweit die zu erstattenden Kosten im einzelnen Unterstützungs­
falle 100 RM nicht übersteigen. Dies ist auch in den Erläuterungen ausdrücklich hervorgehoben, 
in denen gesagt ist, daß „im Rahmen der 100-RM-Grenze jede Erstattnngsfordcrung zwischen 
den der Vereinbarung beigetretenen Landesfürsorgeverbänden“ ausgeschlossen werden soll. 
Wollte man die Fälle des § 12 nicht erfassen, so hätte es einer besonderen Bestimmung hierüber 
in der Wiesbadener Vereinbarung bedurft, wie dies hinsichtlich des § 17 geschehen ist. Wenn 
im § 12 Abs. 2 von dem „Land“ als Träger der Fürsorge gesprochen wird, so kann dem keine 
Bedeutung beigemessen werden, da es lediglich darauf ankommt, ob ein LFV., der dem Ab­
kommen beigetreten ist, nach den landesrechtlichen Vorschriften tatsächlich die Fürsorge end­
gültig zu erfüllen hat. Unerheblich ist es auch, ob das Land sich an den Kosten, die dem LFV. 
entstehen, beteiligt oder nicht. Es muß in solchen Fällen dem LFV. überlassen bleiben, sich mit 
seiner Landesregierung wegen etwaiger Folgerungen aus der Anwendung der Wiesbadener 
Vereinbarung auseinanderzusetzen.

Es ist zuzugeben, daß sich aus der Anwendung der Wiesbadener Vereinbarung für die 
Grenzlandesfürsorgeverbände eine gewisse Belastung ergeben kann. Zweifellos findet aber ein 
Ausgleich zwischen den einzelnen Grenzlandcsfürsorgcverbänden statt. Auch ist zu berücksich­
tigen, daß wohl alle dem Abkommen beigetretenen LFV. in irgendeiner Weise und aus irgend­
welchen Gründen eine besondere Belastung erfahren, so daß es die Grenzlandesfürsorge.verbände 
in Kauf nehmen müssen, wenn sie bei Anwendung der Wiesbadener Vereinbarung des Schutzes 
des § 12 verlustig gehen, zumal gerade in diesen Fällen die 100-RM-Grenze im Regelfall die 
Anwendung der Wiesbadener Vereinbarung ausschließen dürfte.

Muß man unter diesen Gesichtspunkten zu der Auffassung kommen, daß die Wiesbadener 
Vereinbarung auch für die Fälle des § 12 gilt, so entspricht dies durchaus dem Zweck der Verein­
barung, durch die eine Verwaltungsvercinfachung, Vermeidung unnötigen Schreibwerks und 
unproduktiver Arbeit um relativ geringfügige Streitwerte erreicht werden sollte.

Von den vier weiteren LFV., die vom Deutschen Gemeindetag um Stellungnahme gebeten 
worden sind, haben sich drei für die vorstehend geschilderte Lösung ausgesprochen.
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Die Wiesbadener Vereinbarung findet in den Fällen keine Anwendung, in denen 
beide beteiligten LFV. oder einer von ihnen nach der zu § 12 ergangenen landes­
rechtlichen Regelung überhaupt nicht endgültig fürsorgepflichtig sein können. Gut-

Ein aus dem Ausland zurückgekehrter Deutscher ist von einem braunschweigischen BFV., 
den nach § 12 Abs. 1 FV. die endgültige Fürsorgepflicht trifft, mehrere Monate unterstützt 
worden. Er ist dann nach einem bayerischen BFV. verzogen, von dem er weiter unterstützt 
werden muß. Der bayerische BFV. hat auf Grund § 15 FV. von dem braunschweigischen BFV. 
Kostenersatz verlangt. Der braunschweigische BFV. hat den bayerischen BFV. an den braun­
schweigischen Landesfürsorgeverband verwiesen, da nach § 11 der Braunschweigischen Aus­
führungsverordnung zur RFV. die entstehenden Kosten vom LFV. erstattet werden, soweit ein 
braunschweigischer BFV. nach § 12 Abs. 1 FV. zur Fürsorge für einen Deutschen endgültig ver­
pflichtet ist. Der braunschweigische LFV. hat die Erstattung der unter 100 RM betragenden 
Kosten unter Hinweis auf § 3 der Wiesbadener Vereinbarung abgelehnt. Der bayerische BFV. 
hat sich daraufhin an seinen LFV. gewandt. Der zuständige bayerische LFV. hat die Über­
nahme der Kosten mit der Begründung verweigert, daß die Wiesbadener Vereinbarung überhaupt 
nicht anwendbar sei.

Nach Anhörung von zwei weiteren LFV. nimmt der Deutsche Gemeindetag zu der Frage 
wie folgt Stellung:

In dem gemäß § 7 der Wiesbadener Vereinbarung ergangenen Gutachten des Deutschen Ge­
meindetages Nr. III 88/33 vom 31. 8. 1933 ist ausgesprochen, daß die Vereinbarung grundsätzlich 
auch für Fälle des § 12 FV. gilt. Der Umstand, daß die endgültige Fürsorgepflicht auf § 12 Abs. 1 
FV. beruht, schließt also die Anwendung der Wiesbadener Vereinbarung nicht ohne weiteres aus. 
In dem Gutachten ist jedoch weiter zum Ausdruck gebracht, daß es für die Anwendung der 
Wiesbadener Vereinbarung darauf ankommt, ob ein LFV., der dem Abkommen beigetreten ist, 
nach den landesrechtlichen Vorschriften tatsächlich die Fürsorge endgültig zu erfüllen hat. Un­
erheblich sei es, wie im übrigen die Lastenverteilung geregelt sei. Daraus folgt, daß sich der 
LFV. Braunschweig jedenfalls nur dann auf die Wiesbadener Vereinbarung berufen könnte, wenn 
nach der braunschweigischen Landesgesetzgebung der LFV. in der vorliegenden Fürsorgesache 
endgültig fürsorgepflichtig ist. Dies ist aber nicht der Fall. Die Braunschweigische AusfVO. 
trifft hinsichtlich der endgültigen Fürsorgepflicht der BFV. keine vom § 12 Abs. 1 FV. ab­
weichende Regelung. Es findet 6ich darin keine Bestimmung darüber, daß in den Fällen des 
§ 12 Abs. 1 nicht der BFV., sondern der LFV. endgültig fürsorgepflichtig ist. Es wird im § 11 
der VO. lediglich bestimmt, daß dem ausdrücklich als „endgültig fürsorgepflichtig“ bezeichneten 
BFV. die entstehenden Kosten vom LFV. „erstattet“ werden. Es handelt sich also lediglich um 
einen landesrechtlichen Lastenausgleich, der auf die fürsorgerechtlichen Beziehungen zu außer­
braunschweigischen Fürsorgeverbänden und ebenso auch für die Anwendung der Wiesbadener 
Vereinbarung ohne Bedeutung ist. Der bayerische BFV. ist daher überhaupt zu Unrecht an den 
braunschweigischen LFV. verwiesen worden. Vielmehr hat der braunschweigische BFV. unbe­
schadet des landesrechtlichen Lastenausgleichs dem bayerischen BFV. die Kosten zu ersetzen.

Die Voraussetzungen für die Anwendung der Wiesbadener Vereinbarung würden im übrigen 
selbst dann fehlen, wenn man davon ausgehen würde, daß in den Fällen des § 12 Abs. 1 FV. 
nicht der braunschweigische BFV., sondern gemäß § 11 der Braunschweigischen AusfVO. der 
LFV. endgültig fürsorgepflichtig ist. Es fragt sich darum, ob der braunschweigische LFV., der 
von einem ihm nicht angehörenden, nämlich dem bayerischen BFV., in Anspruch genommen 
worden ist, verlangen kann, daß der bayerische LFV., dem der die Erstattung fordernde bayerische 
BFV. angehört, die Kosten gemäß § 3 der Wiesbadener Vereinbarung übernimmt. Diese Frage 
könnte nur dann bejaht werden, wenn auch in Bayern die LFV. in den Fällen des § 12 Abs. 1 
endgültig fürsorgepflichtig wären. In Bayern ist aber landesrechtlich eine von dem § 12 Abs. 1 
FV. abweichende Regelung nicht getroffen worden. Nach bayerischem Recht handelt es sich 
also gar nicht um einen Landeshilfsbedürftigen. Die Wiesbadener Vereinbarung gilt aber nach 
ihrer Einleitung nur für Erstattungsansprüche „aus der Fürsorge für Landeshilfsbedürftige“. 
Dieser Einschränkung ist um so größere Bedeutung beizumessen, als bei den Beratungen über 
die Wiesbadener Vereinbarung die Worte „aus der Fürsorge für Landeshilfsbedürftige“ zur Ver­
meidung von Zweifeln ausdrücklich an die Stelle der im Entwurf vorgesehenen Fassung „in 
Fürsorgeangelegenheiten“ gesetzt worden sind. Daraus folgt, daß ein LFV. auf Grund der Wies­
badener Vereinbarung nur dann in Anspruch genommen werden kann, wenn es sich um einen 
Landeshilfsbedürftigen handelt. Da durch die Wiesbadener Vereinbarung der Aufgabenkreis 
der Fürsorgeverbände nicht verschoben werden kann, ist sie auch nur dann anwendbar, wenn der 
Fürsorgefall so geartet ist, daß für ihn die endgültige Fürsorgepflicht in den Ländern, denen die 
beteiligten Fürsorgeverbände angehören, kraft Reichsrecht oder Landesrecht den LFV. und 
uicht den BFV. obliegt. Es genügt also nicht, wenn diese Voraussetzung nur in einem Lande 
gegeben ist. Im Hinblick darauf, daß die Einleitung der Wiesbadener Vereinbarung das An­
wendungsgebiet der Wiesbadener Vereinbarung ausschließlich begrenzt, kann die Fassung des 
§ 3 der Wiesbadener Vereinbarung zu einer weitergehenderen Auslegung nicht führen. Durch
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diese Bestimmung sollte lediglich dagegen Vorsorge getroffen werden, daß nicht die BFV. im 
Hinblick auf die Bestimmungen des § 2 der Vereinbarung einen anderen LFV. in Anspruch 
nehmen, um ihren eigenen LFV'. zu entlasten. § 3 ist daher nur im unmittelbaren Zusammenhang 
mit § 2 zu verstehen und soll lediglich einen Mißbrauch des § 2 verhindern. Wenn die Voraus­
setzungen für die Anwendung des § 2 nicht vorliegen, kann auch § 3 nicht Platz greifen.

Da nach bayerischem Recht in den Füllen des § 12 Abs. 1 FV. die endgültige Fürsorgepflicht 
eines LFV. überhaupt nicht in Betracht kommen kann, muß man zu dem Ergebnis kommen, 
daß der bayerische LFV. auf Grund der Wiesbadener Vereinbarung selbst dann nicht in Anspruch 
genommen werden könnte, wenn der braunschweigische LFV. nach Landesrecht endgültig 
fürsorgepflichtig würe.

Die Wiesbadener Vereinbarung findet auch dann Anwendung, wenn die end­
gültige FUrsorgcpflicht gemäß § 12 Abs. 2 Satz 4 FV. einem „anderen“ Landesfiir- 
sorgeverband übertragen worden ist. Gutachten v. 9. 11. 34 — III 3739/34 —.

Der Preuß. Minister des Innern hat als die von dem Reichsrainistcr des Innern beauftragte 
Stelle gemüß § 12 Abs. 2 Satz 4 FV. idF. der AualDeutschFürsVO. die endgültige Fürsorgepflicht 
un Stelle des an sich zuständigen Grenz-LFV. einem anderen LFV. übertragen. Dem Grenz- 
LFV. sind durch die vorläufige Unterstützung weniger als 100 RM Kosten entstanden. Der end­
gültig fürsorgepflichtige LFV. lehnt die Erstattung unter Berufung auf die Wiesbadener Verein­
barung ab.

In Übereinstimmung mit dem Gutachten zweier weiterer LFV. nimmt der Deutsche Gc- 
meindetag zu der Frage wie folgt Stellung:

Das Gutachten des Deutschen Gemeindetages vom 31. 8. 1933 — III 88/33 — ist zu dem 
Ergebnis gelangt, daß die Wiesbadener Vereinbarung auch in den Füllen des § 12 FV. Anwendung 
zu finden hat. Die durch die AuslDeutschFürsVO. erfolgte Änderung des § 12 FV. bietet keinen 
Anlaß, von dieser Auffassung abzugehen. Da die Wiesbadener Vereinbarung keine Vorbehalte 
hinsichtlich einer künftigen Gesetzesänderung enthält, muß sie auch bei Änderungen der FV. 
Anwendung finden, solange Bie selbst nicht aufgehoben wird.

Auch der Einwand, daß durch die Anwendung der Wiesbadener Vereinbarung in den 
Fällen des § 12 Abs. 2 Satz 4 FV. der Zweck der Übertragung der endgültigen Fürsorgepflicht 
uuf einen uuderen LFV. hinfällig würde, schlägt nicht durch. Es knnn für die Anwendung der 
Wiesbadener Vereinbarung nicht von Bedeutung sein, ob sich die endgültige FUrsorgcpflicht aus 
dem Gesetz ergibt oder durch besondere ministerielle Anordnung entstunden ist. Man wird 
.vielmehr sagen müssen, daß cs im Geiste der Wiesbadener Vereinbarung ist, wenn in Füllen, 
in denen die Kosten weniger als 100 RM betrugen, von der Möglichkeit des § 12 Abs. 2 Satz 4 FV. 
überhuupt nicht Gebrauch gemacht werden würde. Mit der Frage der Belastung der Grenz-LFV. 
durch die Anwendung der Wiesbudener Vereinbarung in den Fällen des § 12 FV. hat sich das 
Gutachten vom 31. 8. 1933 bereits uuseiuandergesetzt.

Ein „einzelner“ UnterstUtzunßsfall liegt auch dann vor, wenn lediglich in der 
Art der Betreuung des Hilfsbedürftigen eine Änderung cingetretcn ist. Gutachten 
v. 27. 4. 34 — III 359/34 —.

Ein Hilfsbedürftiger ist zunächst von dem vorläufig fürsorgepflichtigen BFV. wegen Alters­
schwäche auf ärztliche Anordnung in einem Krunkenhuus untergebracht und nach einiger Zeit 
uuf Anordnung des zuständigen, gleichfalls nur vorläufig fürsorgepflichtigen Landesfürsorge­
verbandes zur Kostcncrspurung in eine Pflegcunstult verlegt worden. Durch den Aufenthalt 
in dem Krunkenhuus sind weniger uls 100 RM Kosten entstanden. Die Kosten in der Pflege- 
uustalt betrugen etwa 200 RAI. Strittig ist, ob der vorläufig fürsorgcpflichtige Verband von 
dem endgültig fürsorgepflichtigen Verbund uueh Ersatz der weniger uls 100 RM betrügenden 
Krankenhauskosten verlangen kann oder ob für diese Forderung die Wiesbadener Vereinbarung 
Platz greift.

Nuch Anhörung von zwei weiteren LFV. nimmt der Deutsche Gemeindetag in Überein­
stimmung mit diesen beiden Äußeningen zu der Fruge wie folgt Stellung:

Die Wiesbadener Vereinbarung findet für Erstattungsunsprüche Anwendung, soweit 
die zu erstattenden Kosten im einzelnen UntcrstUtzungsfall 100 RM nicht übersteigen. 
Es frugt sich ulso lediglich, ob die Unterbringung des Hilfsbedürftigen im Krankenhaus und 
in der Pflegeunstalt als ein einheitlicher Unterstützungsfall zu betrachten ist. In den Verhand­
lungen über die Fussung der Wiesbudr ler Vereinbarung hat man für die Auslegung des Be­
griffs „einheitlicher Unterstützungsfull“ Schwierigkeiten vorauszusehen gegluubt. Wie au» 
der Niederschrift Uber die Verhandlungen der deutschen LFV. zum Zwecke des Abschlusses 
einer Vereinbarung der Kostenerstattung in Fürsorgeangelegenheiten am 11. 11. 1932 hervor­
geht, war dumuls vorgeschlagen worden, die Worte „im einzelnen Unterstützungsfalle“ durch 
einen besonderen Abs. 2 im § 1 folgendermaßen zu erläutern:

„Als zu erstattende Kosten im einzelnen Unterstützungsfulle gelten die Kosten, 
die ein vorläufig verpflichteter Fürsorge verband für eine hilfsbedürftige Person in einem 
nicht unterbrochenen Pflegefall aufwendet.“
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Dieser Vorschlag wurde abgelehnt, nachdem festgestellt worden war, daß der Ausdruck 
„Unterstützungsfall“ mit Vorbedacht gewählt worden sei und nicht gleichbedeutend sein solle 
mit „Fürsorgefall“. Es wurde als die allgemeine Ansicht festgestellt, daß jeder einzelne tat­
sächlich unterbrochene Unterstützungsfall als besonderer Fall im Sinne der Einleitung der 
Vereinbarung zu gelten habe, daß es demnach sehr wohl möglich sei, daß innerhalb eines BFV. 
hinsichtlich derselben Person mehrere Unterstützungsfälle in zeitlicher Aufeinanderfolge ein- 
treten könnten.

Durch die Verlegung des Hilfsbedürftigen aus dem Krankenhaus nach der Pflegeanstalt 
ist weder der Pflcgefall noch der Unterstützungsfall unterbrochen worden. Der Hilfsbedürftige 
ist aus dem Krankenhaus nicht etwa geheilt entlassen worden und dann erneut anstaltspflege­
bedürftig geworden. Es hat vielmehr unter Fortbestehen seiner Krankheitserscheinungen 
lediglich aus Ersparnisrücksichten eine Verlegung von einer Anstalt in die andere stattgefunden. 
Daß die Einweisung in das Krankenhaus durch den liFV. und die Überführung in die Pflegc- 
anstalt auf Anordnung des LFV. erfolgt ist, kann nicht zu der Entstehung eines neuen Unter­
stützungsfalles führen. Die Krankenhausunterbringung des Landarmen stellte keinen selbstän­
digen Unterstützungsfall des BFV. dar. Die durch die Krankenhausunterbringung entstan­
denen Kosten können somit nicht für sich allein betrachtet werden. Sie hängen als durch einen 
einheitlichen Unterstützungsfall hervorgerufen mit den in der Pflegeanstalt entstandenen 
Kosten zusammen. Ihre Erstattung kann daher nicht unter Anwendung der Wiesbadener 
Vereinbarung abgelehnt werden.

Das Überschreiten der 100-RM-Grenze infolge von Aufwendungen des nach den 
Bestimmungen der FV. endgültig verpflichteten LFV., der den Hilfsbedürftigen 
in eigene Fürsorge übernommen hat, schließt die Anwendung der Wiesbadener Ver­
einbarung nicht aus. Gutachten v. 14. 9. 34 — III 2809/34 —.

Ein Hilfsbedürftiger ist im Bezirk eines vorläufig verpflichteten BFV. durch Gewährung 
von Verpflegung in einer städtischen Herberge unterstützt worden. Der endgültig verpflichtete 
Verband hat den Unterstützten in eigene Fürsorge übernommen und ihn in einer Landesfürsorgc- 
anstolt untergebracht. Bis zur Übernahme sind dem vorläufig verpflichteten LFV. 35 RM Kosten 
entstanden. Der endgültig verpflichtete Verband hat für die weitere Unterstützung einen Betrag 
aufwenden müssen, der zusammen mit den Kosten des vorläufig verpflichteten Verbandes die 
100-RM-Grenze übersteigt.

Strittig ist die Frage, ob unter diesen Umständen die Wiesbadener Vereinbarung Anwendung 
finden kann.

Nach Anhörung von zwei weiteren LFV. nimmt der Deutsche Gemcindetag zu der Frage 
wie folgt Stellung:

Anders wie bei dem Tatbestand, der dem Gutachten des Deutschen Gemeindetages vom 
27. 4. 1934 zugrunde liegt, bedarf es im vorliegenden Fall keiner Prüfung, ob es sich um einen 
„einheitlichen Unterstützungsfall“ handelt. Nach der Vorbemerkung findet die Wiesbadener 
Vereinbarung nur dann Anwendung, wenn die zu erstottenden Kosten im einzelnen Unter­
stützungsfall nach Abzug des für Bekleidung aufgewendeten Betrages 100 RM nicht über­
steigen. Es sind demnach nur die Kosten eines Unterstützungsfolles in Betracht zu ziehen, 
die der endgültig verpflichtete LFV. dem vorläufig verpflichteten LFV. nach den Bestim­
mungen der FV. zu ersetzen hätte. Es kann sich nur um solche Kosten handeln, die der vor­
läufig verpflichtete LFV. verauslagt hat. Dies schließt ohne weiteres aus, daß auch der Für­
sorgeaufwand berücksichtigt werden kann, der dem endgültig verpflichteten LFV. nach Über- 
nalune des Hilfsbedürftigen in eigene Fürsorge entstanden ist.

Diese sich uus der Fassung der Wiesbadener Vereinbarung zwangsläufig ergebende Rechts­
lage birgt allerdings die Gefahr in sich, daß der vorläufig verpflichtete Verband einem Übergabe­
verlangen erst nachkommt, wenn seine Aufwendungen die 100-RM-Grenze überschritten haben. 
Hiergegen bietet jedoch die Vorschrift des § 17 Abs. 3 FV. ausreichenden Schutz.

Bei Unterstützung einer im gemeinsamen Haushalt lebenden Familie ist für 
die Wertgrenze nicht der auf den einzelnen Familienangehörigen entfallende Betrag, 
sondern die Gesamtunterstützung maßgebend. Gutachten v. 19. 11. 34 — III 4955/34.

Eine Familie ist durch Gewährung von Reise- und Verpflcgungsgcld im Gesamtbetrag von 
105 RM unterstützt worden. Der nach der FV. endgültig fürsorgepflichtige LFV. hat unter 
Berufung auf die Wiesbadener Vereinbarung die Übernahme der Kosten abgelehnt, weil der auf 
das einzelne Familienmitglied entfallende Betrag die Grenze von 100 RM nicht übersteige. 
Der nach der Wiesbadener Vereinbarung in Betracht kommende LFV. macht dagegen geltend, 
daß nur die Cesamtunterstützung zugrunde gelegt werden könne.

Nach Anhörung zweier weiterer LFV. nimmt der Deutsche Gemcindetag zu dem Streitfall 
wie folgt Stellung:

Wollte man lediglich von der Rechtsprechung ausgehen, die das BAH. zu der Frage der 
Unterstützung von Familienangehörigen entwickelt hat, so würde man zu der Auffassung
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kommen müssen, daß jedes einzelne Familienmitglied als unterstützt zu gelten hat. Es handelt 
sich um die Gewährung von Reisegeld, bei dem eine Trennung des auf die einzelnen Familien­
mitglieder entfallenden Betrages ohne weiteres möglich ist. In der Entscheidung Bd. 63 S. 1231) 
hat sich das BAH. auf den Standpunkt gestellt, daß bei Gewährung von Reisegeld nicht nur 
das Familienhaupt als unterstützt gilt.

Bei der Beurteilung des Streitfalles kann aber diese Rechtsprechung des BAH. nicht ohne 
weiteres zugrunde gelegt werden. Die Entscheidung hängt vielmehr davon ab, was unter „Unter- 
stützungsfall“ im Sinne der Einleitung zu der Wiesbadener Vereinbarung verstanden sein soll. 
Hierüber geben die Verhandlungen, die über die Formulierung der Wiesbadener Vereinbarung 
geführt worden sind, ausreichend Aufschluß. Das Rundschreiben des Verbandes der preußischen 
Provinzen vom 26. 1. 1932 — 5099/31 — III Ang. VI A 12 — setzt sich eingehend mit den Vor­
schlägen auseinander, die für die Begrenzung der Anwendung der Wiesbadener Vereinbarung 
im Hinblick auf die Höhe der zur Erstattung stehenden Kosten gemacht worden sind. Auf S. 4 
heißt es: „Andererseits scheint die Forderung, die Wertgrenze nicht auf die Hilfsbedürftigen, 
sondern auf den Unterstützungsfall zu beziehen, beachtlich, da dann bei einer Familie nicht 
für jedes Familienmitglied, sondern für die Familie in ihrer Gesamtheit die Wertgrenzo gilt.“ 
Auf S. 5 wird zu der von Schleswig-Holstein vorgeschlagenen Formulierung „Personen, die 
als Familie zusammen rechnen und einen Haushalt bilden, gelten als ein Unterstützungsfall,“ 
folgendes gesagt: „Während diese Fassung in durchaus zu billigender Weise die Wertgrenze 
auf den Unterstützungsfall abstellt und damit die Anwendung der Vereinbarung ein­
schränkt, ... “. Daraus geht einwandfrei hervor, daß unter dem Begriff „Unterstützungsfall“, 
der in die endgültige Fassung der Wiesbadener Vereinbarung übernommen worden ist, die Ge­
samtunterstützung einer zusammenlcbendcn Familie verstanden Bein soll. Die Ausführungen zu 
dem Vorschlag von Schleswig-Holstein zeigen unwiderleglich, daß aus dem Wegfall des ange­
führten Satzes nicht das Gegenteil geschlossen werden kann. Für die Bestimmung der Wert­
grenze ist daher der gesamte einer zusammenlebcnden Familie gewährte Unterstützungsbetrag 
maßgebend.

Die Unterbrechung des Unterstützungsfalles wird nicht dadurch ausgeschlossen, 
daß fortgesetzte AnstaltspflegebedUrftigkeit vorliegt. Gutachten vom 13. 2. 35 — III 
4790/34.

Ein Hilfsbedürftiger hat die im Bezirk des Landesfürsorgeverbande« A. gelegene Pflegc- 
anstalt G., in der er auf Kosten des Landesfürsorgeverbandes B. untergebracht war, auf 
eigenen Wunsch verlassen und sich nach zwei Tagen in ein gleichfalls im Bezirk des Landes­
fürsorgeverbandes A. gelegenes Spital begeben. Nach Entlassung aus dem Spital mußte er 
nach drei Tagen in eine im Bezirk des Landesfürsorge Verbandes B. gelegene Pflegeanstalt F. 
aufgenommen werden.

Die in dem Spitol entstandenen Kosten betrugen weniger als 100 RM. Der nach der 
FV. endgültig fürsorgepflichtige Landesfürsorgeverband B. lehnt daher unter Hinweis auf 
die Wiesbadener Vereinbarung die Übernahme dieser Kosten ab. Der Landesfürsorgeverband A. 
macht dagegen geltend, daß die Wiesbadener Vereinbarung keine Anwendung finden könne, 
da der Aufenthalt in der Pflegeanstalt G. und in dem Spital wegen der fortgesetzten An- 
staltspflegebedürftigkeit als ein „einzelner Unterstützungsfall“ zu gelten habe und somit die 
Kosten mehr als 100 RM betragen hätten.

In Übereinstimmung mit den gutachtlichen Äußerungen zweier weiterer Landesfürsorge­
verbände nimmt der Deutsche Gemeindetag zu der Frage wie folgt Stellung:

Die Wiesbadener Vereinbarung findet auf Erstattungsansprüche Anwendung, soweit die 
zu erstattenden Kosten im „einzelnen Unterstützungsfall“ 100 RM nicht übersteigen. Es 
fragt sich also lediglich, ob die Unterbringung des Hilfsbedürftigen in der Pflegeanstalt G. 
und in dem Spitol als ein ununterbrochener Unterstützungsfall im Sinne der Wiesbadener 
Vereinbarung zu betrachten • ist. Bei den Verhandlungen der Landesfürsorgeverbände zum 
Zwecke des Abschlusses der Vereinbarung ist als die allgemeine Ansicht festgestellt worden, 
daß jeder einzelne tatsächlich unterbrochene Unterstützungsfall als besonderer Fall im Sinne 
der Einleitung der Vereinbarung zu gelten habe und daß es demnach sehr wohl möglich sei, daß 
innerhalb eines Bezirksfürsorgeverbandes hinsichtlich derselben Person mehrere Unterstützungs- 
fällc in zeitlicher Aufeinondcrfolge eintreten könnten. Im vorliegenden Full liegt zwischen 
der Entlassung aus der Pflegeanstalt G. und der Aufnahme in das Spital ein unterstützungs- 
freier Zeitraum von zwei Tagen. Die Unterstützung hat somit tatsächlich eine Unter­
brechung erfahren. Wenn der Landesfürsorgeverband A. geltend macht, daß in dieser Zeit 
fortgesetzte AnstaltspflegebedUrftigkeit bestanden habe, so hat dies für die Frage,. ob die 
Wiesbadener Vereinbarung Anwendung finden knnn oder nicht, keine Bedeutung. Die Wies­
badener Vereinbarung ist vielmehr gerade zu dem Zweck getroffen worden, um in den Fällen, 
in denen fürsorgerechtlich fortgesetzte Ililfsbedürftigkeit vorliegt, die Anwendung der §§. 15 
und 9 FV nuszuschließcn. Abgesehen von den Fällen des § 17 FV sind hierbei in der Wics-

») DZW. II S. 152.
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badener Vereinbarung keinerlei Einschränkungen vorgesehen. Da sowohl zwischen der Ent­
lassung aus der Pflegeanstnlt G. und der Aufnahme in das Spital als auch zwischen der 
Entlassung ans dem Spital und der Aufnahme in die Pflegeanstalt F. ein unterstützungs- 
freier Zeitraum liegt, muß der Aufenthalt in dem Spital als „einzelner Unterstützungsfall“ 
im Sinne der Wiesbadener Vereinbarung betrachtet werden. Die Kosten sind daher von 
dem Landesfürsorgeverband A. zu tragen.

Die Wiesbadener Vereinbarung kann nur dann Anwendung finden, wenn zur 
Zeit ihres Inkrafttretens ein schwebender Fall keinem der beteiligten Landesfür­
sorgeverbände bereits bekannt gewesen ist. Gutachten v. 22. 11. 33 — III 210/33. —

Zwischen zwei LFV. ist die Frage strittig geworden, ob unter dem LFV. im Sinne des 
§ 5 Abs. 2 derjenige LFV. zu verstehen ist, der nach den Vorschriften der FV. endgültig zu­
ständig wäre, oder der LFV., der auf Grund der Wiesbadener Vereinbarung eintreten müßte. 
Nach Anhörung von zwei weiteren LFV. nimmt der Deutsche Gemeindetag zu der Frage wie 
folgt Stellung:

Der Grund für die Aufnahme der Bestimmung des § 5 Abs. 2 in die Wiesbadener Verein­
barung war die Befürchtung, daß ohne eine entsprechende Übergangsvorschrift die LFV. alle 
alten Fälle durchprüfen würden, um noch nachträglich auf sie die Vereinbarung anzuwenden. 
Es sollte daher ein LFV. nur dan i die Berechtigung haben, sich auf das Abkommen zu berufen, 
wenn ibm der Fall erst nach dem Inkrafttreten der Vereinbarung bekannt geworden war. Daraus 
ergibt sich, daß ein endgültig verpflichteter LFV. sich jedenfalls dann nicht auf die Wiesbadener 
Vereinbarung berufen kann, wenn ihm selbst der Fall vor Inkrafttreten der Wiesbadener Verein- 
einbarung bereits bekannt gewesen ist. Zweifelhaft knnn nur sein, ob die Wiesbadener Verein­
barung auch dann Anwendung zu finden hat, wenn zwar der endgültig verpflichtete Verband 
erst nach dem Inkrafttreten der Vereinbarung von dem Fall Kenntnis erhalten hat, dem nach 
der Wiesbadener Vereinbarung zuständigen Verband der Fall jedoch bereits vor Inkrafttreten 
bekannt gewesen ist. Wenn durch die Wiesbadener Vereinbarung die umständlichen Ermitt­
lungen nach dem endgültig verpflichteten Fürsorgeverband vermieden werden sollten, so wird 
man andererseits einem nach den Vorschriften der FV. nicht endgültig verpflichteten LFV. 
nicht zumuten können, daß er die Verwaltungsarbeit, die ihm vor dem Inkrafttreten der Wies­
badener Vereinbarung durch Ermittlung des endgültig verpflichteten Verbandes entstanden ist, 
nur deshalb umsonst geleistet haben soll, weil er nunmehr nach der Wiesbadener Vereinbarung 
für den Fall eintreten müßte. Es würde auch ein Hemmnis für den Beitritt zur Wiesbadener 
Vereinbarung bedeuten, wenn sich ein LFV. vor die Lage gesetzt sehe, in den ihm bereits vor­
liegenden Fällen sich des Erstattungsanspruches gegen den endgültig verpflichteten Verband 
durch seinen Beitritt zur Wiesbadener Vereinbarung zu begeben. Es wäre damit dem Ziel, das 
durch die Aufnahme der einschränkenden Bestimmung des § 5 Abs. 2 erreicht werden sollte, 
gerade entgegengearbeitet worden.

Hieraus ergibt sich, daß von der Wiesbadener Vereinbarung dann kein Gebrauch gemacht 
werden kann, wenn zur Zeit ihres Inkrafttretens ein schwebender Fall einem der beteiligten LFV. 
bereits bekannt gewesen ist.

Der nach der Wiesbadener Vereinbarung endgültig verpflichtete LandcsfUrsorge- 
verband kann sich dann nicht auf den § 18 der Fürsorgepflichtverordnung berufen, 
wenn die Anmeldung des Fürsorgefallcs ordnungsgemäß bei dem nach der FV. end­
gültig verpflichteten Landesfürsorgeverband erfolgt ist. Gutachten v. 17. 10. 34 
— III 3560/34 —.

Ein BFV. bat einen Unterstützungsfall rechtzeitig bei einem auswärtigen, nach der FV. 
endgültig verpflichteten LFV. angemeldet. Dieser LFV. hat den nach der Wiesbadener Verein­
barung verpflichteten LFV. erst nach Ablauf der Dreimonatsfrist gemäß § 3 a. a. O. in Anspruch 
genommen. Die Übernahme der Kosten wird unter Berufung auf § 18 FV. ubgelehnt. In Über­
einstimmung mit den Gutachten zweier weiterer LFV. nimmt der Deutsche Gemeindetag zu der 
Frage wie folgt Stellung:

Die Wiesbadener Vereinbarung besagt nichts über die Anwendung des § 18 in den von ihr 
erfaßten Fällen. Bei der Beratung in Wiesbaden am 11. 11. 1932 ist jedoch zum Ausdruck 
gebracht worden, daß zur leichteren Durchführung der Vereinbarung auf den Einwand des 
§ 18 FV. verzichtet werden sollte, wenn die Anmeldung nicht bei ullcn beteiligten Fürsorge­
verbänden erfolgt ist. Es wurde als genügend erachtet, wenn die Anmeldung bei einem der in 
Betracht kommenden LFV., sei cs bei dem nach der FV. verpflichteten, sei es bei dem nach der 
Wiesbadener Vereinbarung zuständigen LFV., bewirkt worden ist. Der so zum Ausdruck ge­
brachte Wille der vertragschließenden Parteien muß als Bestandteil der Vereinbarung anerkannt 
werden.

Im vorliegenden Fall hat der vorläufig fürsorgepflichtige BFV. den Fürsorgefull form- 
und fristgerecht bei dem nach der FV. endgültig verpflichteten LFV. nngemeldet. Dieser LFV. 
kann dem BFV. gegenüber nicht geltend machen, daß er auf Grund der Wiesbadener Verein-
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barung nicht endgültig fürsorgepflichtig sei. Er muß also den Ersatzanspruch anerkennen und 
hat nur die Möglichkeit, sich seinerseits an den nach der Wiesbadener Vereinbarung endgültig 
fürsorgepflichtigen LFV. zu wenden. Diesem steht aber nach dem Vorhergesagten der Einwand 
des § 18 FV. nicht zur Verfügung. Er kann daher die Ersatzforderung nicht deshalb ablehnen, 
weil bei ihm die Anmeldung erst nach Ablauf der Dreimonatsfrist erfolgt ist.

Gegen dieses Ergebnis kann nicht eingewandt werden, daß es zu einer Benachteiligung des 
nach der Wiesbadener Vereinbarung endgültig verpflichteten LFV. führt. Die Vorschrift des 
§ 18 FV. hat das Ziel, eine baldige Klärung der endgültigen Fürsorgepflicht herbeizuführen und 
es dem endgültig verpflichteten Verband zu ermöglichen, den Hilfsbedürftigen in eigene Für­
sorge zu übernehmen. Dieser Zweck wird aber erreicht, wenn die Anmeldung bei dem nach der 
FV. endgültig verpflichteten LFV. erfolgt ist.

Bewegung und Tolle in der Wohlfahrtsarbeit

Aus der NSV. die niemals zuvor bei einer Sammlung
Der Gauamtslcitcr Stadtrat Spiewok bc- fuch im entferntesten erreicht worden 
richtet über das WHW. der Ucidishaunt- »l.—“Basen aber nun m das neblige Vcrrichtet über das WHW. der Rcichshaupt- 

stadt.
Ich will heute den Rechenschaftsbe­

hältnis zur Zahl der Bedürftigen des 
WHW. 1933/34 gebracht werden, näm­
lich 16 Millionen Menschen. Dann kann

rieht geben über die erste Hälfte des Win- jeder von allein ausrechnen, daß auf den 
terhilfswerkes 1934/35, also für die Zeit Kopf des Bedürftigen im letzten Winter 
vom Oktober bis einschließlich Dezember für 6 Monate ein Betrag von 22,— RM,
1934.

Auch heute gehe ich wieder von der 
Zahl der Bedürftigen aus, weil nur unter

letrag von 22,— RM, 
also monatlich 3,64 RM entfallen sind. 
Nun wird aber niemand behaupten kön­
nen, daß mit dem Betrage von 3,64 RM,
----------C____1 - l---------------1 Ai. __ ’.a __!_1-Zugrundelegung dieser Zahl das richtige so erfreulich an und für sich er ist, wirk- 

Verhältnis zwischen cingegangenen Spen­
den jeder Art und Verteilungsmöglich­
keiten dieser Spenden klar erkannt wer-

lich vorhandene Not hätte beseitigt wer­
den können. Das ist auch nicht Sinn und

den kann.
Während wir im Winterhilfswerk des 

Jahres 1933/34 eine Bedürftigenzahl von 
1250 000 hatten, haben wir in diesem 
Jahr eine Bedürftigen Ziffer von rund 
900 000, ein schlagender Beweis dafür, 
daß auch in der Rcichshauptstadt das 
Arbeitsbeschaffungsprogramm und die 
nationalsozialistischen Maßnahmen zur 
Ankurbelung der Wirtschaft von einem 
außerordentlichen Erfolg gekrönt waren.

So mancher wird nun sagen: „Ja, dann 
ist ja auch nicht notwendig, soviel zu 
spenden als im Jahre 1933/34, weil weni­
ger Bedürftige da sind/* Dies wäre ein 
sehr großer Irrtum, denn die zum ersten 
Mal in der Weltgeschichte durchgeführte 
Aktion des Winterhilfswerkes 1933/34 war 
in all ihren Erscheinungen erstmalig und

Zweck des Winterhilfswerkes, sondern 
Sinn und Zweck liegt darin, zusätzliche 
Hilfe zu geben, um durch diese Hilfe­
leistung die Selbsthilfe zu stärken, da, wo 
sie nicht mehr vorhanden ist, neu zu 
wecken und damit den einzelnen Bedürf­
tigen soweit als möglich zu eigener Kraft- 
cntfaltung anzuspornen.

Selbst wenn bei diesem Winterhilfs­
werk der doppelte Betrag einkommt, so 
würden es immerhin erst 7,30 RM sein, 
die auf den Kopf entfallen würden, und 
wenn damit auch, relativ gesehen, das 
Doppelte geleistet werden könnte als im 
letzten Winterhilfswerk, so wird niemand 
behaupten können, daß mit diesem Be­
trag irgendeine verschwenderische Hilfe 
geleistet werden könnte.

Selbstverständlich waren für die Be­
treuung bestimmte Richtsätze zu Grunde

konnte sich erst im Laufe der Monate zu zu legen, und jeder, der durch das WHW.
einer maßgeblichen Hilfe entwickln. Es 
genügt, hier eine Vcrglcichsziffcr anzu­
führen :

Im ganzen Reich wurden im Wintcr- 
hilfswcrk 1933/34 ca. 350 Millionen 
Mark an Spenden gesammelt. Diese 350 
Millionen — eine an sich gigantische Zahl,

betreut werden wollte, mußte den Antrag 
auf Betreuung bei der zuständigen Wohn- 
ortsgruppc des Amtes für Volks Wohlfahrt 
stellen. Diese Anträge sind gcnaucstcns 
und gewissenhaft geprüft worden, und 
erst, wenn die Voraussetzungen für eine 
Betreuung zutrafen, wurde die Betreuung
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im Ralimen der zur Verfügung stehenden 
Mittel und nach den Richtlinien des 
Reichsbeauftragten für das WHW. durch­
geführt« Über jeden Betreuten liegt eine 
besondere Personalakte hei der zustän­
digen Ortsgruppe, und in dieser Personal­
akte befindet sich der Antragsbogen mit 
dem Prüfungsbericht sowie sämtliche 
Quittungen über die erhaltenen Zuwei­
sungen.

Auch in diesem Winterhilfe werk wurde 
an die Spitze aller Maßnahmen das Ziel 
gestellt, die Volksgemeinschaft zu be­
tonen und herbeizuführen. Auch in diesem 
Winter kam es nicht darauf an, nur ein­
fach Kartoffeln oder Kohlen oder Lebens­
mittel oder Bekleidung zu verteilen nach 
einem bestimmten Schema oder Vertei­
lungsschlüssel, sondern es kam darauf an, 
die Verteilung möglichst individuell zu 
gestalten und die Betreuung so vorzunch- 
men, wie es den Verhältnissen des Be­
treuten am besten entsprach und für seine 
weitere Entwicklung am günstigsten war.

Wenn ich darum meine 70 000 Mitar­
beiter hier in Berlin, das große Heer der 
unbekannten und ungenannten Helfer 
und Helferinnen, auch an dieser Stelle be­
sonders erwähne, so geschieht es, weil es 
eine Ehrenpflicht ist, dieser Mitarbeiter 
zu gedenken, die tagein tagaus mit einer 
unvorstellbaren Zähigkeit von Tür zu Tür 
und von Familie zu Familie gehen, um 
die Ursachen der Not kennen zu lernen 
und die richtigen Wege aufzufinden, diese 
Not zu beseitigen. Darum auch immer 
wieder meine Mahnung: Bedenkt, daß 
die Helfer und Helferinnen ues Winter­
hilfswerkes nichts für sich tim, sondern 
immer als Bittsteller für andere kommen! 
Bedenkt andererseits, daß unter ihnen 
Menschen aller Schichten und aller Bil­
dungsgrade nur aus Liebe zum Volk ar­
beiten, und daß cs deshalb unwürdig ist, 
diese Pioniere der Volksgemeinschaft her­
ablassend zu behandeln. So manches 
harte Herz unserer Gegner haben diese 
Pioniere der Volksgemeinschaft weich ge­
macht und von dem wirklichen Sozialis­
mus des nationalsozialistischen Staates 
überzeugt.

Nun zu den Zahlen. Wer für die jetzt 
folgenden Ziffern Interesse bat und sie 
selbst nachrcchncn will, der nehme sich 
ruhig einen Bleistift und ein Stück Papier 
und schreibe mit!

Wir haben aus dem letzten Wintcrhilfs- 
werk 1933/34 nach Abschluß aller Ver­

pflichtungen einen Nettobetrag von ca. 
500 000 RM erübrigt und diesen als An­
fangskapital im Oktober 1934 für das 
neue Winterhilfswerk einsetzen können.

Wir haben in Berlin drei Eintopfsonn­
tage durchgeführt, Oktober, November 
und Dezember. Diese ergaben zusammen
1 329 560,02 RM.

Der Verkauf der bunten Asternblumen, 
der Bernsteinnadeln und der Weihnachts- 
plakettcn ergab insgesamt 436 643,79 RM.

Der Verkauf der runden Papiermonats­
plaketten bzw. die Abzüge vom Gehalt 
und Lohn ergaben bisher einen Betrag von
2 692 827,27 RM.

Der Tag der nationalen Solidarität er­
brachte 300 948,34 RM.

Der Tag der deutschen Polizei ca. 
45 000 RM.

Freiwillige Spenden, außer der Reihe 
durchgeführte Sammlungen und Veran­
staltungen erbrachten insgesamt einen 
Betrag von 1 834 743,21 RM.

Insgesamt sind demnach in barem Geld 
eingegangen in den ersten drei Monaten 
des WinterhilfsWerkes 1934/35 Reichs­
mark 7 139 722,63.

Und nun zu den Leistungen!
An Kartoffeln haben wir in diesem 

Jahre eine höhere Quote verteilen können 
als im letzten WHW. Insgesamt sind zur 
Verteilung gekommen 1 705 647 Zentner, 
das würde also für das gesamte Winter­
hilfswerk auf den Kopf eine Menge von 
nicht ganz 2 Ztr. bedeuten. Selbstver­
ständlich ist die Verteilung hier nicht 
schematisch erfolgt, sondern Kinder unter 
6 Jahren erhielten nur ein Viertel, Kinder 
von 6—12 Jahren die Hälfte, und Per­
sonen über 12 Jahre erhielten pro Kopf 
2 Zentner.

Von diesen 1 705 647 Ztr. waren 908 596 
Spendcnkartoffcln des Reichsnährstandes, 
und 797 051 Ztr. mußten zum Preise von 
2,50 RM pro Ztr. zugekauft werden, so 
daß also für Kartoffeln der Betrag von 
1 992 627,50 RM rein netto zu bezahlen 
war. Die Abfuhr erfolgte über den Kar- 
toffclhandcl, und zwar mit einer Ancr- 
kennungsgebühr von 20 Pf.

Das Einlegern und die Behandlung der 
Kartoffeln erforderte duuernde Pflege, so 
daß an Transportkosten, Lagerkosten und 
Arbeitskosten insgesamt rund 837 046,11 
Reichsmark entstanden.

An Kohlen sind in den drei Bcrichts- 
monaten insgesamt ca. 1 100 000 Ztr. 
ausgegeben worden. Umgerechnet auf
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den Kopf des Bedürftigen hätte dies eine 
Mengenquote von etwa 1% Ztr. für die 
drei Monate ausgemacht.

Selbstverständlich konnte hier die Zahl 
der Bedürftigen als Schlüssel nicht zu 
Grunde gelegt werden, sondern mußte 
ebenfalls individuell danach verfahren 
werden, ob der Bedürftige einem Haus­
stand angehörte, ob er eigene Koch- und 
Heizgelegenheit hatte usw.

Diese Menge von Kohlen erforderte 
einen Kostenaufwand von 1 407 449,56 
Reichsmark.

Damit sind von den insgesamt einge­
gangenen 7 139 722,63 RM bereits 
4 237 123,17 RM verbraucht, so daß nur 
noch 2 902 599,46 RM zur Verfügung 
standen.

Wenden wir uns nun der eigentlichen 
Familienpflege zu! Und hier hat in diesem 
Jahr mehr als im vergangenen die Haupt­
aufgabe gelegen, wozu gehörten: Reno­
vierung von Wohnungen, Umbau von 
Wohnungen, Umbau von Lauben, Aus­
bessern von Lauben, Lieferung und Be­
schaffung von Hauswäsche, wie Bettbe­
züge, Kissen, Wolldecken, von Leib­
wäsche, wie Unterwäsche, Anzügen, Klei­
dern, Mänteln, Schuhen usw.

Auf diesem Gebiet ist noch ungeheuer 
viel zu tun, denn ungeheuer nachlässig 
haben die früheren Regierungen gerade

und zu gleichgültig, sich diese Anzüge 
seihst in Ordnung zu bringen oder das 
Kleid zu flicken, kann vom Winterhilfs­
werk nicht bedacht werden und von dort 
kein neues Stück bekommen. Wir gehen 
gern zur Hand bei der Anleitung, das 
Vorhandene wieder gebrauchsfähig zu 
machen, aber wir sind niemals dazu da, 
um maßlose Wünsche gerade auf diesem 
Gebiet zu befriedigen. Nur, wo wirklich 
Not ist, da kann, soll und wird geholfen 
werden.

Für die Siedlungsabtcilung haben wir 
bisher an Dachpappe, Nägeln, Fußboden­
brettern, Schalbrettern, Kanthölzern, 
Schlössern und Scheiben insgesamt ca. 
60 000,— RM ausgegeben, für den Um­
bau und die Renovierung von Wohnungen 
ca. 8 000.— RM, ein Betrag, der um ein 
Mehrfaches erhöht werden müßte, wenn 
die Mittel zur Verfügung stünden.

An Säuglingswäsche, Bettwäsche und 
sonstiger Hauswäsche sind bi6 jetzt etwa 
120 000.— RM ausgegeben w orden. Be­
sonderer Beachtung ist hierbei zu empfeh­
len, daß viele Handwerksmeister ihren 
daniedcrliegenden Gewerbebetrieb mit 
der Anfertigung und Verarbeitung dieser 
Materialien mit neuem Leben erfüllen 
konnten.

An Wäsche, Kleidern, Anzügen, Män-
hier Häuser, Wohnungen und Wohngele- tcl“’“ ua'‘^?lrden «»gesamt un- 
genheiten verfallen fassen, und geradelassen, und gerade 
hier hat die Not der letzten Zeiten, die 
Arbeitslosigkeit, in den persönlichen Klei­
dungsstücken eine verheerende Öde und 
Primitivität geschaffen. Gerade hier hat 
allerdings auch stärkste nationalsoziali­
stische Erziehung einzusetzen. In den 
Mutterheimen und Jungmädchenheimen 
muß viel stärker als bisher die deutsche 
Frau zu einer gesunden Bewirtschaftung 
ihres Einkommens angeleitet werden. In 
unseren Mütterheimen haben wir gerade 
auf diesem Gebiet sehr beachtliche Er­
folge und wissen, daß gerade hier unsere 
Bestrebungen sehr dankbar anerkannt 
und unterstützt werden.

Mit Geld allein kann man nicht glück­
lich werden, man muß auch verstehen, 
es richtig und wirtschaftlich sparsam aus­
zugeben. Diese Grunderkenntnis ist 
maßgebend für die Betreuung in den 
Haushalten, ist maßgebend für die Aus­
gabe von Kleidern, Anzügen, Mänteln, 
von Wäsche und Möbeln. Wer fünf An­
züge im Schrank hängen hat oder ein 
halbes Dutzend Kleider und zu träge ist

verständlich sind hier die vielen getra­
genen Wäsche- und Kleidungsstücke, die 
gespendet wurden, nicht eingerechnet.

Wenn man von diesen 325 000.— RM 
den Durchschnittswert der gekauften 
Stücke auf 16.— RM annimmt, so ergibt 
sich eine Stückzahl von ca. 20 000. 
Schon hieraus kann wieder jeder er­
messen, daß die Ausgabe von 325 000.— 
Reichsmark für Bekleidungsstücke schon 
ein sehr hoher Posten ist, andererseits 
aber nur ca. 20 000 Menschen befriedigt 
werden konnten und 880 000 Menschen 
nicht befriedigt werden konnten, wobei 
allerdings bedacht werden muß, daß nicht 
alle an Bekleidungsstücken bedürftig 
waren.

An einfachsten Wohnungseinrichtun­
gen, wie Küchenmöbeln, einfachen Bett­
stellen, Tischen, Stühlen, primitiven Öfen 
und Herden, sind bisher insgesamt ca. 
200 000.— RM ausgegeben. Auch dieser 
Posten müßte bei größeren Mitteln we­
sentlich höher werden, um die Wohnungen 
wieder menschenwürdig herzurichten.
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Von den verbliebenen 2 902 599,46 
Reichsmark sind demnach für die Haus­
und Familienpflege insgesamt etwa 
713 000,— RM ausgegeben worden, so 
daß ein Rest von 2 189 599,46 RM ver. 
bleibt.

Gelegentlich des Weihnachtsfestes ha­
ben wir 2 Millionen Ernährungsgut- 
scheine a 50 Pf. herausgegeben. Dies ent­
sprach einem Gesamtwert von 1 Million 
Reichsmark. Von diesen Ernährungs­
gutscheinen erhielt jeder Bedürftige ohne 
Rücksicht auf das Alter oder den Fami­
lienstand 2 Scheine ä 50 Pf. Außerdem 
wurden von den restlichen 100 000 be­
sonders bedürftige Anstalten, Kinder­
heime, Altersheime, Müttererholungs­
heime usw. bedacht, um ihnen ein frohes 
Weihnachtsfest zu ermöglichen.

Zum Weihnachtsfest 6ind allein für 
ca. 50 000,— RM Weihnachtsbäume 
beschafft worden. Weiterhin wurden für 
besonders kinderreiche Familien oder in 
Fällen besonderer Not 150 000 Weih­
nachtspakete zusammengestellt im Werte 
von etwa 2,— RM pro Paket, ergänzt 
durch Pfundspendenpakete, so daß auch 
hierfür ein Betrag von 300 000,— RM auf­
gewendet werden mußte.

Die Wildspende des Herrn Ministerprä­
sidenten Göring ergab bis zum 31. De­
zember einen Betrag von 129 000 Pfund 
Wildbret, die allen Volksküchen in Berlin 
zugeführt wurden und damit tatsächlich 
den Ärmsten der Armen mehrere Tage 
ein besonders gutes Mittagessen ermög­
lichten. Zur Zubereitung dieses Wild­
brets waren 11 500 Pfund Speck notwen­
dig, die ebenfalls ca. 10 000,— RM ver­
brauchten.

Für die besondere Betreuung von Müt­
tern und Kindern in Form von Ernäh- 
rungs- oder Milchzulagen, durch Kauf von 
Zucker, Butter und Fett, durch Ver­
schickung von bedürftigen Kindern oder 
Müttern in die Erholungsheime wurden 
in den drei Berichtsmonaten insgesamt 
ca. 50 000,— RM ausgegeben.

Damit ist der Nachweis über den Ver­
brauch der eingegangenen Bargcldmittel 
bis auf einen Rest, der in den Monat Ja­
nuar übernommen wurde, erbracht.

Und wieder muß betont werden: Ja­
wohl, 7 139 722,63 RM sind eine gewaltige 
Summe, und doch, wie klein ist diese 
Summe, wenn man sie ins Verhältnis 
bringt zur Zahl der Bedürftigen, denn 
dividiert man die Zahl der Bedürftigen

in Höhe von 900 000 in die Zahl der ein­
gegangenen Spenden in Höhe von 
7 139 722,63 RM, so ergibt sich für die 
Berichtszeit ein Betrag von ca. 8,— RM, 
also ein Durchschnittsbetrag von 2,65 RM 
pro Monat.

Hierbei sind nun alle Spenden, die 
außer barem Geld eingegangen sind, nicht 
berücksichtigt worden, während bei der 
Errechnung des Durchschnittssatzes des 
vergangenen Jahres diese Sachspenden 
mit berücksichtigt wurden.

Bei Berücksichtigung dieser Sach­
spenden an getragenen Kleidungsstücken, 
an Wäsche, Pfundpaketen, Lebensmitteln 
jeder Art und sonstigen Waren ergibt sich 
bis jetzt ein Durchschnittsbetrag von etwa 
4,50 RM pro Kopf und Monat (im letzten 
Jahr 3,64 RM).

Und nun appelliere ich wieder an alle 
Spender und auch an alle Bedürftigen. 
Bitte überlegt Euch an Hand der nun­
mehr gegebenen Zahlen, wie dringend 
notwendig es ist, im Spenden nicht nach­
zulassen, und wie dringend notwendig es 
andererseits ist, keine unberechtigten 
Forderungen zu stellen. Zeigt, daß der 
Begriff der wahren Volksgemeinschaft 
Eingang gefunden hat in den letzten 
Hütten und in den letzten Häusern, und 
habt Vertrauen in unsere Arbeit, denn sie 
ist getragen von peinlichster Sauberkeit 
und Korrektheit gegenüber beiden be­
teiligten Teilen, den Spendern und den 
Bedürftigen.

Mit dem Dank an alle Mitarbeiter und 
Mitarbeiterinnen verbinde ich auch den 
Dank an alle Spender von Geld- und 
Sachwerten, gleichzeitig aber auch die 
Mahnung: Vergeßt nicht, daß im heutigen 
Deutschland kein Bettler mehr an Eure 
Tür klopft und Euch belästigt, vergeßt 
nicht, daß die noch vor 2 Jahren üblichen
Hungerkrawalle endgültig vorbei sind, 
vergeßt nicht, daß Ihr kaum noch ein 
unzufriedenes Gesicht in den Straßen 
oder auf Euren Arbeitswegen findet, und 
denkt daran, daß wir Euch diese Sorgen 
abgenommen haben, und daß es Euer 
Stolz sein muß, nicht nachzulassen, uns 
die Erfüllung nicht nur dieser Aufgabe 
auch weiterhin zu ermöglichen, sondern 
daß es gerade jetzt gilt, in den Kreisen der 
Bedürftigen zur Eröffnung der Arbeits­
schlacht 1935 durch unsere Fürsorge den 
Arbeitswillen zu stärken, die Voraus­
setzungen hierzu in der persönlichen Be­
treuung zu schaffen und da, wo der Ar­
beitswillen nicht vorhanden ist, ihn wieder
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durch den Glauben an die Solidarität des 
deutschen Volkes und durch das Ver­
trauen auf unsere Arbeit zu wecken.

Gerade in den kommenden Monaten 
werden eine Reihe von gesellschaftlichen 
Veranstaltungen abrollen, und auch hier 
appelliere ich an jeden Vereinsführer oder 
Vorsitzenden: Kein Fest ohne Winter­
hilfsbüchse, — kein Fest ohne Abgabe 
eines namhaften Betrages an das Winter­
hilfswerk!

Helft mit, daß auch die zweite Hälfte 
des Win terhilfs Werkes 1934/35 ein weite­
rer Fortschritt auf dem Wege zur wahren 
Volksgemeinschaft wird!

Fürsorge und Seelsorge in der Inneren 
Mission.

Das neue Jahr begann für die Innere 
Mission mit einem ernsten Auftakt, der 
Beerdigung ihres Altmeisters, des neun- 
undachtzigjährigen Pfarrers D. Dr. Theo­
dor Hoppe, in Nowawes. Daß wir seiner 
in einer Zeitschrift gedenken, die der 
Wohlfahrtspflege gewidmet ist, hat seinen 
Grund darin, daß dieser Pfarrer auf einem 
wichtigen Fürsorgegebiet, der Krüppel­
fürsorge, Bahnbrecher gewesen ist. Die 
Berliner medizinische Fakultät hatte ihm 
1919 in Anerkennung seiner Verdienste 
um die Krüppelpflege die Würde eines 
Ehrendoktors verliehen; an seinem Sarge 
sprachen tiefempfundene Worte des Dan­
kes die Vertreter der Deutschen Vereini­
gung für Krüppelfürsorge sowie der evan­
gelischen und katholischen Anstalten, 

ganze reiche Lehen des Dahinge- 
denen aber zwingt zu einer Besin­

nung auf die grundsätzliche Haltung jeder 
Einzelfürsorge, mit dem Ergebnis, daß 
Fürsorge und Seelsorge nicht nur ihrer 
Geschichte nach, sondern überhaupt in­
nerlich zusammengehören. In der Krüp- 
pelfÜrsorgc wird dies besonders deutlich. 
Die Methode der Hilfe hier, wie sie sich 
bis auf den heutigen Tag bestens bewährt 
hat, ist die innige Verbindung ärztlichen, 
pädagogischen und scclsorgcrlichen Dien­
stes an unglücklichen Menschen, die nicht 
nur körperlich wieder leistungsfähig, son­
dern auch in ihrem Lebensgefühl voll­
wertig werden sollen, ohne jedes lebens­
hemmende Minderwertigkeitsgefühl mit 
seinen zahllosen Komplikationen. Jeder 
Besuch unserer Krüppelheilstätten läßt 
einen immer wieder das Wunder erleben, 
wie aus dem religiösen Glaubensgut solche 
Kräfte strömen, so daß die Grundhaltung 
in diesen Elcndsstättcn nicht die des

'as
schiei

Jammers, sondern der Hoffnung und der 
Freude ist. — Vor einigen Jahren lief 
durch Deutschland der ausgezeichnete 
Fürsorgefilm „Sprechende Hände“, der 
die Spezialarbeit D. Hoppes an den Taub­
stummblinden zeigte. Viele tausend 
Menschen haben diesen Film gesehen, 
aber niemand hat dabei das Nicdcrdrük-
kende dieses beispiellosen Elends, sondern 
nur die erhebende Kraft des Glaubens 
und der Liebe empfunden, mit der dieser 
Dienst getan wird. Nur Fürsorge und 
Seelsorge zusammen können solchen 
Dienst mit Erfolg leisten.

Aber auch für die andern Gebiete der 
Fürsorge ist es Erfahrungssache, die jedem 
Arbeiter der Inneren Mission schon nach 
kurzer Tätigkeit aufgeht, daß jeder Für­
sorgebedürftige der Seelsorge bedarf. In 
den ersten Tagen dieses Monats veran­
staltete die Evangelische Konferenz für 
Gefahrdetcnfürsorge einen allgemeinen 
Lehrgang. In der Erwartung, daß auch 
bei einer Neugestaltung der Wohlfahrts­
pflege in Deutschland die Betreuung der 
sittlich gefährdeten Glieder der Volks­
gemeinschaft in besonderer Weise der 
kirchlichen Wohlfahrtspflege an vertraut 
bleibt, rüstet man sich hier auf alle Auf­
gaben, welche die nächste Zukunft bringen 
wird. Vielleicht ist der Dienst an Men­
schenkindern, deren innere normale und 
gesunde Spannkraft entweder niemals 
vorhanden war oder verlorengegangen ist, 
die schwerste fürsorgerische Arbeit über­
haupt. Die natürlichen Kräfte, an die 
man sonst in der Fürsorgearbeit immer 
noch anknüpfen kann, sind hier eben so 
geschwächt, daß sie nur durch übernatür­
liche ergänzt oder ersetzt werden können. 
Menschen, die man bereits als hoffnungslos 
aufgegeben hat, können trotzdem wieder 
zurechtgebracht werden, aber wirklich 
nur durch den wunderbaren Eingriff von 
oben her, wie ihn die christliche Ver­
kündigung von der Vergebung und Gnade 
verheißt. Hier setzt eben der Dienst ein, 
den wir mit Seelsorge bezeichnen. Alle 
Schulung für den Dienst in der Gcfahr- 
detenfürsorge geht darum darauf hinaus, 
die biblische Seelsorgeerfahrung der Kir­
che mit den modernen Fürsorgeerfahrun­
gen zusammenzubringen und für den 
Hilfsbedürftigen nutzbar zu machen — 
um letzten Endes zu erfahren, daß bei den 
Menschen vieles unmöglich ist, während 
wirklich „alle Dinge möglich sind bei 
Gott“ —. Über die Notwendigkeit der 
Verbindung von Fürsorge und Seelsorge
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auf den beiden genannten überaus schwie­
rigen Fürsorgegebieten s*nd sich wohl alle 
Fachleute einig. Für uns gibt es aber 
schlechthin überhaupt kein Fürsorgege­
biet, auf welchem die Seelsorge zu ent­
behren wäre, wobei wir unter Seelsorge 
das Angebot der Gnade Gottes in Christo 
verstehen, eine Botschaft, die so gestaltet 
ist, daß der Fürsorgebedürftige in der 
Lage ist, sie zu verstehen und anzuneh­
men. Erst solche Seelsorge, die sich auf 
feste Glaubenstatsachen gründet, gibt der 
Fürsorgearbeit die frohe Festigkeit, die 
sie aus allem Problematischen heraushebt. 
Diese Einstellung ist durch tausendfältige 
Erfahrung erhärtet, die wir auf allen 
Gebieten der Fürsorge täglich neu ge­
winnen, in der Jugendfürsorge, Trinker­
fürsorge, Straffalligenpflege, Gesundheits­
fürsorge, Erholungsfürsorge u. a. — Dar­
um ist alle Schulungsarbeit, mit welcher 
man sich in der Inneren Mission auf die 
Aufgaben des neuen Jahres eifrigst ge­
rüstet hat, in besonderem Maße dadurch 
bestimmt gewesen. Die grundsätzliche 
und wissenschaftliche Vertiefung diesen 
ganzen Fragenkomplex betreffend, wird 
besonderer Gegenstand der vom Central­
ausschuß neu belebten Arbeitsgemein­
schaft „Arzt — Seelsorger“ werden, über 
welche wir später berichten werden.

Schirmacher.

Sechs Jahre Garitasspeisung in Bayern.
Der Landesverband Bayern im Deut­

schen Caritasverband hat durch die 
Hauptvertretung München eine Zusam­
menstellung gemacht, welche die Aufwen­
dungen auf dem Gebiete der Kinder- und 
Volksspeisungen für die Zeit vom 1. Ok­
tober 1927 bis zum 30. September 1933 
im ganzen Lande Bayern feststellt. Dabei 
wird für jede der acht bayerischen Diözesen 
zunächst die an Küchenspeisungen aus­
gegebene Portionenzahl für Kinder- und 
Volksspeisungen zusammen angeführt und 
deren Geldwert angegeben. Auch die 
Geldwerte der Lcbensmittclabgabc zur 
Speisenbereitung am heimischen Herd 
sind erfaßt. Dabei ergibt sich zunächst, 
daß in diesen sechs Jahren eine bedeut­
same Zunahme der Bedürftigen er­
folgte; ihre Zahl hat sich um etwa das 
Zwcicinhalbfachc vermehrt. Im Jahre 
1927/28 wurden (in runden Ziffern) 
3,956 Millionen, 1928/29, bei einer mäßi­
gen Steigerung, 4,435 Millionen Essen ab­
gegeben. Das folgende Jahr, in dem sich

schon die Wirtschaftskrise erheblich be­
merkbar zu machen begann, vom Herbst 
1929 bis dahin 1930, weist bereits 6,354 
Millionen Portionen auf. Mit der Krise 
wuchs die Not. 1930/31 zeigt 9,496 Mil­
lionen Essensportionen, im folgenden Jahr 
(1932/33) steigert sich die Zahl der ab­
gegebenen Essen auf 11,718 Millionen, 
um bis 30. September 1933 auf 11,904 
Millionen anzuwachsen. Dementspre­
chend wuchsen auch die Geldaufwendun­
gen: das Jahr 1928 erforderte 1107 689 
Reichsmark, 1929 brachte eine Erhöhung 
auf 1242 000 RM, 1930 beanspruchte 
1779 991 RM, 1931 weist eine weitere 
Erhöhung auf 1 899 343 RM aus, 1932 
verlangte einen Geldaufwand von 2 109321 
Reichsmark, der sich schließlich 1933 auf 
2 142 871 RM steigerte. Mit der Erhöhung 
der Portionenzahl ging, ein Zeichen ra­
tioneller Betriebsführung, der Durch­
schnittsherstellungswert für die einzelne 
Portion erheblich zurück: Für die drei 
ersten Jahre ergibt sich ein Durchschnitts­
preis von 28 Pfg.; die stark gestiegene 
küchcntechnische Beanspruchung 1930 
bis 1931 drückte die Kosten auf 20 Pfg.; 
1932 wurden 18 Pfg. errechnet, ein Mittel­
wert, der auch 1933 gehalten wurde.

Neben dem fertigen, aus den Küchen 
bezogenen Essen wurden in 'erhebli­
chem Ausmaße Lebensmittelabga­
ben durchgeführt. Diese Ziffer schwankt 
im Rahmen des vorliegenden Sechs-Jah­
resberichtes stark. Die Schwankung 
hängt naturgemäß mit der Entwicklung 
der Wirtschaftskonjunktur zusammen: 
Die Zahl jener Familien, die von sich 
aus nicht mehr in der Lage waren, den 
Familientisch zu bestellen und vor Be­
anspruchung der öffentlichen Wohlfahrt 
die Caritashilfe in Anspruch nehmen 
mußten, stieg an. Wir reihen lediglich die 
Zahlen der sechs Jahre von 1927/28 fort­
laufend bis 1932/33 aneinander: 287 273 
Reichsmark, 367 040 RM, 703 582 RM. 
991 918 RM, 882 085 RM, 839 045 RM.

Der Gesamtaufwand für Küchenspei­
sungen und Lebcnsmittelabgabcn ergibt 
im einzelnen folgendes Bild:

1928 = 1 394 962 RM
1929 = 1 609 050 RM
1930 = 2 482 774 RM
1931 = 2 891 261 RM
1932 = 2 991 146 RM
1933 = 2 981 917 RM

Auch gesteigerte Schwierigkeiten der 
Mittelaufbringung vermochten also die
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AufWärtsbewegung in den Leistungsziffern 
nicht wesentlich zu stören.

Von nicht minderem Interesse wie die 
Gesamtzahlen ist ein Vergleich der 
einzelnen Diözesen untereinander.

Gebiete mit großstädtischer Bevöl­
kerung, mit zusammengeballter Armut 
und solche mit stärkerer Industrialisie­
rung erscheinen als ausgeprägte Bedarfs­
gebiete. Die Erzdiözese München-Frei- 
sing hat darum während der sechs Jahre 
den größten Aufwand an Unterstützung 
für Speisungen und Lebensmittelabgabe 
gehabt. Im Rahmen des bayerischen Ge­
samtaufwandes betrug er 

1928: 23,3 %
1929: 25,1 %
1930: 35,0%
1931: 40,0%
1932: 27,4%
1933: 26,1 %

Am nächsten kommen diesen Leistun­
gen die Diözesen Augsburg und Regens­
burg mit einem anteiligen Aufwand von 
15—20 %. Prozentual am geringsten be­
lastet ist die Diözese Eichstätt, deren An­
teil sich im Durchschnitt auf 3 % be­
läuft. Ihr folgen die Diözesen Bamberg, 
Speyer und Würzburg mit einem zwischen 
6—8 % hegenden Anteil. Beachtlich sind 
die Leistungen der Diözese Passau mit 
ihrem ausgedehnten Wald- und Not­
standsgebiet, welche sich zuletzt bis zu 
10,8 % steigerten. Hier verdient beson­
dere Erwähnung, daß in zähem Vordrin­
gen die ganze Diözese mit einem dichten 
Netz von Speisungsstellen für Schul­
kinder überzogen wurde. Die Schul­
speisungen begannen 1924 an 52 Schul­
orten und haben zuletzt 105 Schulorte 
erfaßt. Die Anfangszahl der täglich ge­
speisten Schulkinder beträgt 2 164, die 
Endzahl 8 207; die Portionenzahl stieg 
von 156 000 im Jahre 1924 auf 702 700 
im Jahre 1933.

Von Interesse sind die Gesamtausgaben 
für die Berichtszeit. Es wurden in diesen 
sechs Jahren in Bayern folgende Gesamt­
leistungen auf dem Gebiete der Speisungs- 
fursorge festgestellt: 47,8 Milhonen Por­
tionen aus Küchen im Werte von 
10 013 659 RM. Der Wert der abgegebe­
nen Roh-Lebensmittel war zu beziffern 
mit 4 070 953 RM.

Als Gesamtaufwand in diesen 
sechs Jahren ergeben sich also 
14 084 612 RM.

Für das Jahr 1933 allein errechnen sich 
aus der Gesamtausgabensumme von 
2 981 917 RM für die einzelnen Diözesen 
folgende Hundertsätze:

Augsburg.................. 19,4 %
Bamberg.................. 8,2 %
Eichstätt ................ 2,9 %
München-Freising .. 26,3%
Passau .................... 10,8%
Regensburg ............ 19,8%
Speyer ....................■ 4,7 %
Würzburg................■ 6,4 %

Dazu kommt ein Anteil von 1,5% aus 
gleichgearteten Leistungen des Katho­
lischen Frauenbundes. Setzt man für 1933 
die Leistungsziffern in Beziehung 
zur Seelenzahl der einzelnen Diözesen, 
so beträgt die freiwillige Kopfsteuer des 
Katholiken für dieses caritative Werk in

Augsburg.................. 0,62 RM
Bamberg.................. 0,49 RM
Eichstätt ................ 0,42 RM
München-Freising .. 0,58 RM
Passau .................... 0,85 RM
Regensburg ............ 0,63 RM
Speyer .................... 0,29 RM
Würzburg................ 0,30 RM

Die Summe des hier Gebotenen so­
wohl nach der wirtschaftlichen Seite wie 
jener der caritativen Hilfeleistung bedarf 
keiner betonten Anerkennung; sie spricht 
für sich selbst. Mögen auch die Helfer 
und Geber nicht erlahmen.

Höfler.

Abkommen der NS.-Frauenschaft mit 
dem Deutschen Roten Kreuz über Aus­

bildung weiblicher Hilfskräfte.
Zwischen dem Deutschen Roten Kreuz 

und NS.-Frauenschaft wird folgendes 
Abke.n^ :n getroffen:

§ i
Das Deutsche Rote Kreuz übernimmt 

die Ausbildung der Mitglieder der NS.- 
Frauenschaft entsprechend den Bestim­
mungen des Deutschen Roten Kreuzes für 
die Aus- und Fortbildung der weiblichen 
Hilfskräfte.

§ 2
Die Anmeldung der Teilnehmerinnen 

erfolgt durch die zuständigen Organe der 
NS.-Frauenschaft bei der Vorsitzenden 
des zustäudigen Frauenvereins des Deut­
schen Roten Kreuzes.
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Mitglieder der Frauenschaft, die zu Sa- 
mariterinnen vom Roten Kreuz ernannt 
sind, sollen nach Möglichkeit Mitglieder 
des Roten Kreuzes werden. Der Mit­
gliedsbeitrag kann, wenn nötig, niedrig ge­
halten werden (0,10 bis 0,20 RM pro Mo­
nat). Die Ernennung zur Helferin vom 
Roten Kreuz hat die Mitgliedschaft beim 
Roten Kreuz grundsätzlich zur Folge. Die 
Höhe des Beitrags ist mit der Vorsitzen­
den des zuständigen Frauenvereins vom 
Roten Kreuz zu vereinbaren.

Für die zu Samariterinnen und Helfe­
rinnen ernannten Mitglieder der NS.-Frau- 
enschaft sind die Bestimmungen des 
Deutschen Roten Kreuzes für die Aus- 
und Fortbildung der weiblichen Hilfs­
kräfte maßgebend.

§ 3

§ *
Die Versicherung der Hilfskräfte vom 

Roten Kreuz gegen Unfall und Berufs­
krankheiten findet auch auf die Mitglieder 
der Frauenschaft Anwendung, die zu 
Hilfskräften des Roten Kreuzes verpflich­
tet und ernannt sind. Das bezieht sich 
auch auf die Haftpflichtversicherung. 
Weibliche Hilfskräfte, die keinen Mit­
gliedsbeitrag bei dem Roten Kreuz zahlen, 
entrichten für die Versicherung einen 
jährlichen Beitrag von 0,60 RM.

§ s
Im Dienst des Roten Kreuzes tragen 

die Mitglieder der Frauenschaft, die zu 
Hilfskräften des Roten Kreuzes ernannt 
sind, die für die Hilfskräfte des Roten 
Kreuzes vorgeschriebene Dienstkleidung 
mit den vorgeschriebenen Abzeichen. Für 
den Dienst im Roten Kreuz sind 6ie vom 
Dienst in der NS.-Frauenschaft von Fall 
zu Fall zu befreien.

Sollen Hilfskräfte des Roten Kreuzes 
im Dienste der Frauenschaft, Partei usw., 
z. B. bei Aufmärschen oder ähnlichen Ver- 
anstaltungen, Verwendung finden, so wer­
den sie auf Anforderung von den zustän­
digen Organen des Roten Kreuzes unter 
Führung einer Leiterin vom Roten Kreuz 
in ihrer vorgeschriebenen Diensttracht 
zur Verfügung gestellt. Für diese Zwecke 
sollen in erster Linie Mitglieder der Frau­
enschaft berücksichtigt werden.

§ 6
Die von der Frauenschaft gestellten 

weiblichen Hilfskräfte haben eine Ver­

pflichtungserklärung zu unterzeichnen, 
die folgendermaßen lautet:

Verpflichtungserklärung
für

1. Ich verpflichte mich , Samariterin 
8 Helferin

vom Roten Kreuz zum Dienste des 
Deutschen Roten Eireuzes.

2. Ich stelle meine Kraft im Falle des 
Bedarfs zur Verfügung.

3. Ich kenne die Vorschriften für Aus­
bildung und Dienst der weiblichen 
Hilfskräfte und verpflichte mich min­
destens zu den vorgeschriebenen 
Dienstleistungen.

4. Ich unterstelle mich den Anordnun­
gen der mir Vorgesetzten Gruppen­
leiterin.

5. Ich verpflichte mich, die Bestimmun­
gen über das Tragen der Diensttracht 
und der Abzeichen ausschließlich im 
Dienst des Deutschen Roten Kreuzes 
innezuhalten.

Ferner verpflichte ich mich, jedes 
Zuwiderhandeln, insbesondere jeden 
Mißbrauch der Bezeichnung als Sa­
mariterin oder Helferin vom Roten 
Kreuz und des Zeichens des Roten 
Kreuzes, streng zu vermeiden.

6. Ich verspreche, mich in meinem Tun 
und Lassen der hohen Verpflichtung 
unter dem Zeichen des Roten Kreu­
zes würdig zu erweisen.

, den

Ein Verstoß gegen diese Punkte hat den 
Ausschluß zur Folge.

Berlin, den 5. 11. 1934.

Die Führcrin Deutsches Rotes Kreuz 
der NS.-Frauen- Der Präsident,

schaft In V ertretung:
gez. Gertrud gez. Hocheisen.

Scholtz-Klink.
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Scbulungsarbeit
im Deutschen Roten Kreuz, Reichs- 

frauenbund.

Die Frauenvereine des Deutschen Ro­
ten Kreuzes sind im Deutschen Roten 
Kreuz, Reichsfrauenbund, zusammenge­
schlossen, der unter der Führung von 
Frau Scholtz-Klink steht. Auf ihren be­
sonderen Wunsch hat der Reichsfrauen­
bund im Oktober des Jahres 1934 zum 
ersten Male zu einer zentralen national­
sozialistischen Schulungswoche aufgefor­
dert. Eingeladen waren alle Vorsitzenden 
der Landes- und Provinzialfrauen ver­
eine. Die Wernerschule des Deutschen 
Roten Kreuzes in Lankwitz bei Berlin 
stellte ihre für Schulungszwecke beson­
ders geeigneten Räume zur Verfügung 
und konnte auch mit Leichtigkeit die an­
nähernd 40 Teilnehmerinnen mehrere Tage 
beherbergen.

Es war die Aufgabe dieser ersten natio- 
m.Sozialistischen Schulungswoche, alle 
verantwortlichen Persönlichkeiten in der 
Frauenarbeit des Roten Kreuzes über die 
Richtlinien und Ziele, die Frau Scholtz- 
Klink für die im Deutschen Frauenwerk 
zusammengeschlossenen Frauenverbände 
hat, in Kenntnis zu setzen. Die persön­
liche Zusammenarbeit, die Aussprache 
über die verschiedensten Arbeitsgebiete, 
die in der Schulungswoche behandelt 
wurden, sollten den notwendigen gemein­
samen Boden schaffen, auf dem die 
Frauenarbeit aller Verbände draußen im 
Reiche in Zukunft wachsen kann.

Durch die Schulungswoche wurde die 
nationalsozialistische Weltanschauung in 
allen Teilnehmern vertieft und gefestigt. 
Die führenden Persönlichkeiten der Frau­
envereine werden so immer mehr in die 
Lage versetzt, den nachgeordneten Ver­
einen und den in ihnen arbeitenden 
Frauen das nationalsozialistische Gedan­
kengut lebendig nahe zu bringen.

In diesem Rahmen führte Dr. Groß, 
der Amtsleiter des Rassenpolitischen Am­
tes der NSDAP., in die wesentlichen Ge­
dankengänge der Eugenik und Rassen­
hygiene ein. Er wies zugleich darauf hin, 
daß jede Organisation heute als Teil des 
Ganzen auch auf diesem wichtigen Gebiet 
ihre Sonderaufgabe hat, der sich niemand 
entziehen darf. Eine neue Lebenshaltung, 
die alleinige Voraussetzung einer positiven 
Bevölkerungspolitik, kann nur dann er­
reicht werden, wenn jeder Einzelne, ins­

besondere die Frauen, an ihrer Gestaltung 
mitarbeiten. Der Volksgesundheitsdienst 
der NSDAP, und der staatliche Gesund­
heitsdienst haben die Aufgabe, den orga­
nisatorischen Rahmen zu schaffen, der 
notwendig ist, um die Forderungen zu 
erfüllen, die aus eugenischen und rassen­
hygienischen Gesichtspunkten für unser 
Volk aufgestellt werden müssen. Über 
die Zusammenarbeit dieser beiden großen 
Organisationen und ihre verschiedenarti­
gen Aufgaben sprachen SA.-Oberführer 
Dr. Blome und Oberregierungsrat Dr. 
Cropp. Die Arbeit der Frauenvereine 
vom Roten Kreuz, wie sie im Dienst der 
Volksgesundheit seit Jahrzehnten geübt 
wird, ist ein wertvoller Beitrag zum ge­
samten Volk6gesundheitsdienst. Mütter- 
und Säuglingsberatungsstellen und ein 
großer Teil der Schwesternarbeit, beson­
ders die Gemeindekrankenpflege, leisten 
in kleinen Zellen die wesentliche Aufbau­
arbeit für das große Werk des Gesund­
heitsdienstes. Sie gehören als Pflichtauf­
gaben zu den wesentlichsten Arbeitsge­
bieten der Frauenvereine vom Roten 
Kreuz.

Die Zusammenarbeit des Roten Kreuzes 
mit der NS.-Volkswohlfahrt und der 
NS.-Fraucn8chaft kam in der Schulungs­
woche nicht nur zum Ausdruck, sondern 
wurde durch die Mitwirkung des Haupt- 
stellenleiters Althaus und von Frau 
Kob lick, der Gau-Inspekteurin im Gau 
Schlesien, in diesem Kreise enger und 
lebendiger gestaltet, wie ja überhaupt der 
Wert der Schulungswochen vielfach stär­
ker in dem persönlichen Zusammenfinden 
der verschiedenen führenden Menschen 
liegt als in den verschiedenartigen sach­
lichen Themen, die behandelt werden.

Die Reichsfrauenführerin, Frau Scholtz- 
Klink, brachte während der Schulungs­
woche deutlich zum Ausdruck, daß es 
nicht darauf ankäme, möglichst viel und 
vielseitig zu schulen, sondern daß vor 
allem anderen der Mensch stände und die 
Bildung dieses Menschen zum zuver­
lässigen Träger der nationalsozialistischen 
Idee. Der Sinn der Schulungswochen 
kann nur darin liegen, den Teilnehmern 
zu helfen, alles, was an sachlichen und 
gedanklichen Anregungen hier vermittelt 
werden kann, praktisch draußen durch­
zuführen und anderen verständlich zu 
machen.

Ähnliche Schulungswochen haben in 
der Zwischenzeit in verschiedenen Lan-
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des- und Provinzialvereinen des Deut­
schen Roten Kreuzes, Reichsfrauenbund, 
stattgefunden. Es besteht der Plan, sie 
regelmäßig zu veranstalten, um die Zu­
sammenarbeit aller Verbände unterein­
ander zu fördern und den in den Frauen­
vereinen vom Roten Kreuz führenden 
Persönlichkeiten mehr und mehr Gelegen­
heit zu geben, die weltanschauliche Bil­
dung ihrer nachgeordneten Vereine ein­
heitlich zu vertiefen.

So hielt z. B. der Provinzialverein 
Sachsen eine Schulungswoche mit ähn­
lichen Themen "wie den vorgenannten ab. 
Es wurden nur, der örtlichen Arbeit ent­
sprechend, die Gebiete mit hineingezogen, 
die dort im Mittelpunkt der Arbeit stan­
den. So war ein Nachmittag der prak­
tischen Ausbildung der weiblichen Hilfs­
kräfte und der Führung und Erhaltung 
von Gemeindekrankenpflegestationen ge­
widmet.

Die früheren großen Mitgliederver­
sammlungen werden mehr und mehr 
durch gemeinsame weltanschauliche und 
praktische Arbeitstagungen im kleineren 
Kreise abgelöst. Eine Entwicklung, die 
dem Bedürfnis der Vereine nach Festi­
gung und Vertiefung ihrer Arbeit weit­
gehend entspricht. Es zeigt sieh immer 
deutlicher, daß die Kampfzeit der ver­
gangenen Jahre durch eine Zeit der zähen 
täglichen Arbeit abgelöst wird. Sie allein 
wird es auch den einzelnen Vereinen er­
möglichen, notwendige Umstellungen 
durchzuführen und die Neuerungen und 
Veränderungen auf dem gesamten Gebiet 
der Wohlfahrtsarbeit fruchtbar und ohne 
Rückschläge durchzusetzen.

Neuordnung der Sanitätskolonncn.
Nach der neuen Dienstvorschrift bildet 

den Grundstock einer Sanitätskolonne die 
Sanität8gruppe,die mindestens 9 Mann 
umfassen muß (ein Gruppenführer und 
zwei Rotten zu je 4 Mann). Der Sani­
tätshalbzug soll mindestens 19 und 
höchstens 40 Mann umfassen, dazu mög­
lichst einen Halbzugarzt. Der Sanitäts­
zug beginnt bei 40 Mann unter Führung 
eines Zugführers, dazu ein Zugarzt. Über­
schreitet er die Stärke von 80 Mann, so 
wird eine Sanitätskolonne mit einem Ko­
lonnenführer und einem Kolonnenarzt ge­
bildet (Höchststärke 250 Mann). Beim 
Halbzug und Zug können, bei der Ko­
lonne müssen V er waltungsdienststel-

len (Schriftwart, Zeugwart, Kassenwart) 
eingerichtet werden, die bei der Kolonne 
dem Kolonnenverwalter unterstehen. Die 
Sanitätskolonne darf sich nicht über die 
Grenzen eines Stadt- oder Landkreises 
oder der entsprechenden Verwaltungsein­
heit hinaus erstrecken. Die Sanitätskolon­
nen eines Kreises sind dem Kreismänner­
verein angegliedert. Ihr höchster Vorge­
setzter ist der Vorsitzende des Kreismän­
nervereins, sein Stellvertreter ist der 
Kreiskolonnenführer. In den Regierungs­
bezirken, Ländern und Provinzen ist der 
Aufbau entsprechend.

Hilfswerk „Mutter und Kind“.
Einem Anträge des Hauptamts für 

Volks Wohlfahrt entsprechend hat die 
Reichsbahnverwaltung beschlossen, für 
hilfsbedürftige Mütter, die im Rahmen des 
Hilfswerks „Mutter und Kind“ verschickt 
werden, eine 50%ige Fahrpreisermäßigung 
zu gewähren. Die Fahrpreisermäßigungs­
scheine darf nur das Hauptamt für Volks­
wohlfahrt ausstellen. Alle Behörden und 
Verbände, die im Rahmen des Hilfswerks 
„Mutter und Kind“ hilfsbedürftige Müt­
ter verschicken wollen, müssen daher eine 
namentliche Anmeldung an das Amt für 
Volks Wohlfahrt einreichen.

Kampf gegen das Bettelunwcsen.
Die Gauamtsleitung Magdeburg-Anhalt 

wendet sich in einem Aufruf gegen das 
Almosengeben, in dem es u. a. heißt: 
„Der neue Staat kennt keine Bettler 
mehr, ihm ist der letzte Volksgenosse zu 
schade, um fechtend von Tür zu Tür zu 
ziehen. Wer heute noch auf diese Art 
und Weise unter allen möglichen Vor­
spiegelungen an das Mitleid seiner Mit­
menschen appelliert, der will gar nicht 
zurück in die Schaffenswelt, und der ist 
nicht wert, auch nur die geringste Gabe 
zu erhalten. Jeder einzelne Pfennig, der 
solch einem Individuum in die Hand ge­
drückt wird, ist ein Unterschleif, der an 
denen begangen worden ist, die unver­
schuldet und hoffend marschieren im 
Troß der Not. Wer heute noch betteln 
geht, der hat einen guten Grund, sich vor 
den staatlichen Institutionen zu drücken. 
Wer Bettlern hilft, macht sich der 
Hehlerei schuldig. Gebt dem Winter­
hilfswerk und ihr könnt mit ruhigem Ge­
wissen jedem Bettler die Türe weisen.“

563



Wohlfahrtsarbeit der deutschen Gemeinden

Die Reichswohlfahrtshilfe im Febr. 1935.
Für Februar 1935 wird zur Erleichterung 

der Wohlfahrtslasten der Bezirksfürsorge- 
verbände ein Betrag von 12 778 903 RM 
(im Vormonat 12,1 Mill. RM) zur Ver­
fügung gestellt. Die Zahl der zugrunde­
gelegten anerkannten WE. am 31. De­
zember 1934 betrug 758 189.

An dem Verteilungsverfahren hat sich 
nichts geändert. Es werden wie in den 
Vormonaten nur solche Bezirksfürsorge­
verbände berücksichtigt, in denen die 
Zahl der anerkannten WE. mehr als 10 
vom Tausend (Sockel) der Bevölkerung 
beträgt, und auch diese nur insoweit, als 
sie diese 10 vom Tausend überschreiten. 
Die Bezirksfürsorgeverbände der Länder 
Württemberg, Mecklenburg, Oldenburg, 
Braunschweig, Lippe und Schaumburg- 
Lippe erhalten keine Reichswohlfahrts­
hilfe, da sie den Sockel nicht erreichen.

Fürie einen der über dem Sockel liegen­
den WE. erhalten die Bezirksfürsorge­
verbände ungefähr folgende Reichsmark­
beträge:

Befreiung der Empfänger von Eltern­
rente und Elternbeihilfe von der Bürger­

steuer.
Bis zum Jahre 1934 enthielten die j e weil» 

geltenden Bürgersteuerb e Stimmungen eine 
Befreiungsvorschrift für Zusatzrenten­
empfänger, die der jetzt im § 2 Abs. 2 
Nr. 4 des BStG. vom 16. Oktober 1934 
enthaltenen Vorschrift entsprach. Für die 
Empfänger von Elternrente und Eltern­
beihilfe war durch den Erlaß des Reichs­
ministers der Finanzen vom 3. März 1931 
klargestellt, daß auch diese von der Bür­
gersteuer auf Grund der angeführten Vor­
schriften befreit seien. Wenn auch heute 
die Empfänger von Elternrente und El- 
ternbeihilfe nicht mehr wie früher eine 
Zusatzrente, sondern auf Grund des Ge­
setzes vom 3. Juli 1934 — RGBl. I S. 541 
— (Art. 3 § 2) nunmehr feste Beträge er­
halten, so entspricht es doch dem Sinne 
des Gesetzes, wenn auch diese Personen 
weiterhin von der Bürgersteuer frei- 
gestellt werden. Es ist nicht anzunehmen, 
daß der Gesetzgeber durch die Änderung

Soweit die Zahl der WE. liegt
zwischen............und............
auf Tausend der Bevölke­

rungszahl eines BFV.

— Beträge in RM — Lftnd-

über
500 000

200 000 
bis

500000

100 000 
bis

200 000

50000
bis

100 000

20 000 
bis

50000

liehe
BFV.

- RM -

mehr als 10 und 15 einschl. 28,750 28,463 28,175 27,888 27,600 27,600
„ „ 15 „ 20 „ 33,063 32,732 32,401 32,071 31,740 31,740
. . 20 „ 25 „ 38,022 37,642 37,261 36,881 36,501 36,501
„ „ 25 „ 30 „ 43,725 43,288 42,851 42,413 41,976 41,976
„ „ 30 „ 35 „ 50,284 49,781 49,278 48,775 48,273 48,273
„ „ 35 „ 40 „ 57,827 57,248 56,670 56,092 55,513 55,513

über 40 66,501 65,835 65,170 64,505 63,840 63340

Iiöchstbetrag der Wohl­
fahrtshilfe für einen über 
dem Sockel liegenden 
Wohlfahrtserwcrbsloscn 
im Durchschnitt 46,50 46,00 45,50 45,00 44,50 44,00

Anhand dieser Tabelle können sich die 
Bczirksfürsorgeverbände ihre Rcichswohl- 
fahrtshilfe leicht errechnen.

Dr. Bohmann.

der Bestimmungen 6ie hat schlechter 
stellen wollen als früher, zumal der Ände­
rung in der Hauptsache sozialpolitische 
Gesichtspunkte zugrunde liegen. Es würde
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auch eine Härte bedeuten, wenn die Emp­
fänger der Elternrente und Elternheihilfe 
in der Besteuerung ungünstiger gestellt 
sein sollten als die Zusatzrentenempfänger, 
da sie die ihnen gewährten Bezüge auch 
immer nur im Falle der Bedürftigkeit er­
halten.

Es bestehen deshalb auch keine Beden­
ken, die Vorschrift des Art. 3 § 3 des Ge­
setzes vom 3. Juli 1934 auch auf die 
Bürgersteuer anzuwenden, so daß die Be­
zieher von Elternrente und Elternheihilfe 
grundsätzlich von der Bürgersteuer freizu­
stellen sind.

Arbeitsbeschaffung und Wohlfahrts­
pflege.

In einem Rückblick auf das Jahr 1934 
führt Bürgermeister Müller in der Nr. 52 
der Hannoverschen Wohlfahrts-Woche 
vom 30. 12. 1934 aus, daß der Kampf 
gegen die Arbeitslosigkeit für die prak­
tische Arbeit des Wohlfahrtsamtes von 
tiefeinschncidender und segensreicher Wir­
kung gewesen ist. Die Zahl der Wohl­
fahrtserwerbslosen ist in der Zeit vom

Arbeitsbeschaffung durch sächsische Ge­
meinden.

Im Rahmen des erfolgreichen Kampfes, 
der in Sachsen gegen die Arbeitslosigkeit 
geführt wird, konnten mit Hilfe des Reichs 
und des Landes wieder eine Anzahl Ar­
beitsvorhaben der Gemeinden fertig finan­
ziert werden, so daß nunmehr hieraus un­
mittelbar neue Arbeitsmöglichkeiten für 
die Volksgenossen sich ergeben. Es han­
delt sich um 5,763 Mill. RM fertig finan­
zierte Arbeitsmaßnahmen, die jetzt 9,864 
Mill. RM im Gesamtbetrag erreichen. An 
der Spitze der neuen Arbeitsplätze steht 
der Bezirksverband der Amtshauptmann­
schaft Schwarzenberg mit einer Anlage 
zur Trinkwasserversorgung aus der Tal­
sperre Weiterwiese mit 1 661 000 RM. Es 
folgen in der Größenordnung des Aufwan­
des die Stadt Dresden mit Erd- und 
Straßenbauarbeiten in Höhe von 788 000 
Reichsmark, der Bau der Ortsbcschleu- 
sung und Kläranlage der Gemeinde Hil­
bersdorf mit 130 000 RM, die Erweiterung 
der Wasserversorgungsanlage in der Stadt 
Mutzschen mit 95 000 RM, die Erweite-

3L Dezember 1933 bis^zum 30. November rung der Wasserversorgung der Stadt

um mehr als die Hälfte, gesunken.
Im ganzen ist die Zahl der Parteien, die 

vom Städtischen Wohlfahrtsamte über­
haupt unterstützt werden, in dieser Zeit 
von 44 268 auf 31 155 gefallen.

Dementsprechend zeigte sich natürlich 
auch ein Rückgang an Wohlfahrtsaus­
gaben.

Im Dezember 1933 hatten noch 1613000 
Reichsmark ausgegeben werden müssen; 
im November 1934 betrug der Bruttoauf­
wand nur noch 1 082 000 RM. Leider sind 
diese Einsparungen den städtischen Fi­
nanzen nur zu einem Bruchteil zugute ge­
kommen, weil mit dem Rückgang der 
Wohlfahrtserwerbslosen auch die Reichs­
wohlfahrtshilfe, d. h. der Zuschuß des 
Reiches zur gemeindlichen Erwerbslosen- 
fürsorge, gekürzt worden ist, und zwar 
weit stärker, als die Zahl aller Wohlfahrts- 
crwerbslosen zurückgegangen ist. Dieser 
Rcichszuschuß, der im November 1933 
noch 552 000 RM betragen hatte, war im 
Dezember 1934 auf 69 000 RM, also um 
fast 500 000 RM, gesunken. Nur so ist es 
zu erklären, daß der Kämmcrcizuschuß 
zum Wohlfahrtsamt, d. h. der Betrag, 
den die Stadt Hannover aus eigenen Mit­
teln für die öffentliche Fürsorge aufzu­
bringen hat, nur um etwa 130 000 RM 
monatlich im Durchschnitt gefallen ist.

Buchholz mit 85 000 RM, die Teilbe- 
schleusung der Adolf-Hitler-Straße in 
Sebnitz mit 85 000 RM, der Ausbau der 
Wasserleitung der Stadt Wehlen mit 
89 800 RM.

Weitere bemerkenswerte Arbeitsvor­
haben führen aus die Gemeinde Otten- 
dorf-Okrilla mit 40 000 RM für Erweite­
rung des Rathauses, die Gemeinde Strup­
pen mit 56 000 RM für Wassergewin­
nungsanlage, die Gemeinde Zschachwitz 
mit 30 021 RM für Wasserleitung und 
Schleusen, die Stadt Berggießhübel mit 
12 300 RM für Wasserfassung am Mund­
loch des „Zwieseler tiefen Erbstolln“, die 
Gemeinde Hinterhermsdorf mit 51620 
Reichsmark für erweiterte Wasserversor­
gung durch Quellfassungcn am Hantzsch- 
berg, die Gemeinde Hermsdorf mit 31 500 
Reichsmark für Regelung der Großen und 
Kleinen Röder und die Gemeinde Schön­
feld mit 9750 RM für Erweiterung der 
Wasserleitung. Für die Regelung des 
Cunewalder Wassers läßt die Gemeinde 
Weigsdorf-Köblitz Arbeiten im Betrage 
von 33 000 RM durchführen.

Die praktische Auswirkung der national­
sozialistischen Gesetzgebung.

Zu diesem Thema führt Gemeinde­
schulze Bickel in Ihringshausen in der
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Nr. 1 der Zeitschrift „Die Landgemeinde“ 
vom 10. 1. 1935, S. 2 u. a. folgendes aus:

„Kaum faßbar erscheint heute dem 
Gemeindclciter der Wandel, der in punkto 
Arbeitsbeschaffung eingetreten ist. In 
1931, in 1932, bis in das Jahr 1933 hinein 
ein Grad der Arbeitslosigkeit, der jedem 
Gemeindeleiter die allergrößte Sorge 
machte, der zu einer Gefahr für die Exi­
stenz des Staates zu werden drohte. Das 
gilt für alle Gemeinden bis hinab zu den 
kleinsten, für die eine mehr, für die andere 
weniger, je nach ihrer Struktur. In den 
Arbeiterwohnsitzgemeinden waren bis zu 

ja 70% der Bevölkerung arbeitslos 
auf öffentliche Unterstützung ange­

wiesen. Die Verelendung der Bevölkerung 
ging damit Hand in Hand. In zunehmen­
dem Maße fielen die Arbeitslosen der 
Wohlfahrtsunterstützung zur Last, muß­
ten also von den Gemeinden betreut 
werden. Das ging über ihre eigene finan­
zielle Kraft. Die Unterstützungsgelder 
wurden da genommen, wo sic greifbar 
waren. Die Abführung der Staatssteuem 
an die Kreiskasse kam ins Stocken, die 
Landesschulkasscn-Bciträgc wurden nicht 
mehr bezahlt und liefen zu unerschwing­
lichen Schuldbeträgen auf. Alles trat 
zwangsläufig in den Hintergrund, nur um 
der einen Aufgabe, der Unterstützungs­
zahlung an die Arbeitslosen, Herr zu wer­
den. Diese Entwicklung bedeutete, je 
länger, je mehr, auch trotz der ersetzen­
den Staatshilfe, den finanziellen Ruin der 
Gemeinden. Der Gemeindelciter steuerte 
der Not, so gut cs ging. Er war jedoch 
machtlos einer Situation gegenüber, in 
der die Staatsführung nichts Besseres zu 
tun wußte, als Unterstützungen zu be­
willigen und neue Steuern auszuschrciben, 
die statt mehr immer weniger brachten. 
Dann kam mit dem Wechsel in der Staats­
führung der Umschwung. Das Sofort­
programm, das Reinhardt-Programm. 
Große öffentliche Aufträge gaben ucn 
Auftakt zu einer immer stärker werdenden 
Wirtschaftsbclcbung. Ein Arbeitsloser 
nach dem anderen kehrte an seine Ar­
beitsstätte zurück und jetzt, Ende 1934, 
kann schon die Wahrnehmung gemacht 
werden, daß Nachfrage nach Facharbeits­
kräften besteht, daß sich also bereits hier 
und da ein gewisser Arbeitcrmangcl be­
merkbar macht. Von den vielen, vielen 
Arbeitslosen von ehemals liegt nur noch 
ein kleiner Rest der öffentlichen Fürsorge 
zur Last. In der Hauptsache Auslese, 
nicht voll arbeitsfähige Kräfte, die schwer

60,
und

unterzubringen sind. Nicht überall mag 
es so günstig sein wie in dem hier erlebten 
und geschilderten Fall. Der außerordent­
liche Umschwung zum Besseren ist jedoch 
so allgemein und unverkennbar, daß er 
nicht weggeleugnet werden kann. Dem 
Gemeindeleiter will der Umschwung fast 
wie ein Wunder erscheinen, gedenkt er 
heute erleichterten Herzens der Zeit vor 
zwei, drei Jahren.

Dem Rückgang der Arbeitslosigkeit und 
damit der Fürsorgelast folgte die Gesun­
dung der Gemeindefinanzen auf dem 
Fuße. Gewiß kann man heute noch nicht 
von einer endgültigen Gesundung spre­
chen; die Rekonvaleszenz zeigt jedoch 
normalen Verlauf, Rückfälle sind nicht zu 
befürchten. Die Staatsstcuern und son­
stigen durch die Gcmcindekassc zur He­
bung kommenden fremden Gelder werden 
im allgemeinen wieder regelmäßig abge- 
licfert. Staatsbeihilfen zur Bestreitung 
von Wohlfahrtslastcn sind in hohem Maße 
entbehrlich geworden. Auch die Zahlung 
der Krcisstcucrn ist wieder in Gang ge­
kommen. Die Reichssteuerüberweisungen 
sind wenn auch nicht stürmisch so doch 
stetig gestiegen. Die Bevölkerung kann 
nach Wiederaufnahme der Erwerbstätig­
keit wieder leichter ihren Verpflichtungen 
der Gemcindckasse gegenüber nackkom­
men. Die Schuldverpflichtungen der Ge­
meinden gegen die Landcsschulkasse 
konnten in der Hauptsache abgcdcckt 
werden. Der Staat war durch die finanzi­
elle Gcsamtbesscrung in die Lage ver­
setzt, dabei mit nennenswerten Ergän­
zungszuschüssen zu Hilfe zu kommen/4

Pflichtarbeit.
In der Nr. 23 des Nationalsozialistischen 

Gemeindeblattes vom 1. Dezember 1934, 
Seite 661, weist Bürgermeister Müller, 
Neukirchen auf die Bedeutung der Pflicht­
arbeit der Wohlfahrtserwerbslosen im 
neuen Staate hin. „Wenn dagegen heute 
der Pflichtarbeit das Wort gesprochen 
werden soll, dann wissen wir, daß jeder 
Volksgenosse wie jene unbekannten Front­
soldaten gegenüber dem nationalsozialisti­
schen Deutschland erst einmal seine 
Pflicht zu erfüllen hat. Es mag hart er­
scheinen, daß gerade diejenigen, die noch 
nicht das Glück haben, in Arbeit und 
Brot zu stehen, nunmehr auch noch für 
ihre Unterstützung arbeiten sollen. Dem 
ist jedoch nicht so. Im Gegenteil, wem 
macht es wohl Vergnügen, ohne eine
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Gegenleistung lediglich an einem Tage 
der Woche an die Zahlstelle zu gehen und 
dort seine, wenn auch bescheidene Wohl­
fahrtsunterstützung in Empfang zu neh­
men? Ist nicht schon den meisten dabei 
der Wunsch gekommen: Herrgott, ich will 
ja nichts geschenkt erhalten, ich will mir 
ja mein Geld verdienen? Von diesem Ge­
sichtspunkt aus soll auch unsere Pflicht- 
arbeit angesehen werden.“

Ersatzansprüche der Fürsorge verbünde.
In laufender Folge werden nach­

stehend und in den nächsten Heften 
die ausführlichen Dienstvorschriften 
eines Bezirksfürsorgeverbandes zu dieser 
Frage abgedruckt werden.

Einführung.
(1) Die Fürsorge ist subsidiär, d. h. sie 

tritt nur dann ein, wenn der Hilfsbedürf­
tige den notwendigen Lebensbedarf für 
sich und seine untcrhaltsberechtigten An­
gehörigen nicht oder nicht ausreichend 
aus eigenen Kräften und Mitteln be­
schaffen kann und ihn auch nicht von 
anderer Seite, insbesondere von Ange­
hörigen, erhält (§ 5 RGS.).

, daß 
Unter- 

, ob der 
gener Kraft

oder

(2) Daraus ergibt sich folgerichtig, < 
bei der Stellung des Antrages auf Uni 
Stützung sorgfältig zu prüfen ist, ob 
Antragsteller sich nicht aus eigener Ki 
oder durch Heranziehung Dritter selbst 
erhalten kann, und weiter, daß die Für- '"'-•■nsenatt, soweit sie Einkommen haben 
Sorgeaufwendungen grundsätzlich zu er- °d?r Hdfsd.cnstc für den Haushalt ver- 

• - richten können, ihre Mittel und Kräfte

Ersatzansprüche gegen die nach bürger­
lichem Recht Unterhaltspflichtigen.
A. Allgemeines:

(1) Ein in Not geratenes Familienmit­
glied ist in erster Linie auf die Hilfe der 
Familie zu verweisen. Zu Beginn jedes 
Unterstützungsfalles ist daher die Frage 
zu klären, ob leistungsfähige Angehörige 
vorhanden sind.

(2) Die Angehörigen, welche mit dem 
Hilfsbedürftigen Wohnung und Haushalt 
teilen, bilden zusammen eine Familienge­
meinschaft. Mitglieder der Familienge­
meinschaft sind neben dem Ehegatten alle 
sonstigen Angehörigen, also Personen, mit 
denen der Hilfsbedürftige in gerader Linie 
verwandt (Eltern, Großeltern, Kinder, 
Enkelkinder usw.) oder verschwägert 
(Schwiegereltern, Stiefkinder usw.) ist, 
Geschwister, Stiefgeschwister, andere Ver­
wandte oder sonstige Personen, bei denen 
eine besondere sittliche Pflicht gegenüber 
dem Hilfsbedürftigen oder umgekehrt an­
zunehmen ist. Auch Personen, die nach 
Art einer Familie zusammen wirtschaften, 
sind als Familienangehörige zu betrachten.

(3) Die Familiengemeinschaft bildet 
eine wirtschaftliche Notgemcinschaft, die 
einerseits als Bedarfsgemeinschaft, ande­
rerseits als Einkommensgemeinschaft und 
Gemeinschaft zu gegenseitiger Hilfe zu 
behandeln ist. Hieraus ergibt sich die 
sittliche Pflicht aller Mitglieder der Ge­
meinschaft, soweit sie Einkommen haben

statten sind.
(3) Erstattungspflichtig sind:
1. der Unterstützte (§ 25 FV.),
2. Unterhaltspflichtige (§21 FVA,
3. Eltern und Ehegatten des Unter­

stützten (§ 25 a FV.),
4. der Arbeitgeber des Unterstützten 

(§§ 59 ff. AOG., § 9 ArbeinsG.),
5. Dritte, gegen die der Unterstützte 

Rechtsansprüche auf Leistungen zur 
Deckung des Lebensbedarfs hat 
(§ 21 a FV.),

6. die Erben des Unterstützten
FV.),

7. die Träger der Sozialversicherung 
(§ 1531 RVO., § 48 AVG., § 111 a 
AVAVG.),

8. die endgültig verpflichteten Fürsor­
geverbände (§§ 7—17 FV.).

(4) Voraussetzung und Umfang der Er­
satzpflicht sind in den folgenden Ab­
schnitten behandelt.

(§ 25

für den gemeinsamen Bedarf zur Verfü­
gung zu stellen, bevor Leistungen der All­
gemeinheit in Anspruch genommen wer­
den.

(4) Auch die außerhalb der Ilaushalts- 
gcmcinschaft wohnenden Angehörigen des 
Hilfsbedürftigen i. S. des Abs. 2 haben die 
sittliche und moralische Pflicht, ihm, so­
weit sie dazu in der Lage sind, zu helfen, 
bevor Unterstützung aus öffentlichen Mitr 
teln einsetzen kanu.

(5) Es ist darauf kiuzuwirken, daß die 
Unterhaltspflichtigen den Hilfsbedürfti­
gen möglichst unmittelbar unterstützen 
und so die öffentliche Fürsorge ganz oder 
teilweise entbehrlich machen. Muß aber 
die öffentliche Fürsorge cintrctcn, weil 
sich die Angehörigen ihrer Unterhalts­
pflicht entziehen, so sind sic von Amts 
wegen zur Erfüllung ihrer Unterhalts­
pflicht anzuhalten. Welche Personen un­
terhaltspflichtig sind, bestimmt sich nach
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bürgerlichem Recht. Auch an gesetzlich 
nicht zur Unterhaltsgewährung verpflich­
tete, aber leistungsfähige Angehörige ist 
heranzutreten, wenn nach Sachlage ein 
solcher Schritt Erfolg verspricht. Dabei 
ist es gleichgültig, ob diese Angehörigen 
den Haushalt mit dem Hilfsbedürftigen 
teilen.

(6) Weigern sich die Unterhaltspflichti­
gen auch nach Aufforderung durch die Be­
hörde trotz Unterhai tsfahigkeit Un­
terhalt zu leisten, ist zu prüfen, ob der 
Unterhaltsberechtigte anzuhalten ist, 
selbst gegen die Unterhaltspflichtigen vor­
zugehen oder ob es nach Lage des Einzel­
falles besser und aussichtsreicher ist, wenn 
die Behörde die Unterhaltsansprüche gel­
tend macht. Unter Umständen sind die 
Unterhaltsberechtigten aufzufordern, zur 
Rechtsbetreuungsstelle (frühere Ragü) zu 
gehen und dort die Vorladung des Unter­
haltspflichtigen zur Regelung der Unter­
haltsfrage zu veranlassen. Bei dieser Ent­
scheidung ist sorgsam darauf zu achten, 
daß nicht die letzten Familienbande zwi­
schen dem Unterstützten und dem Unter­
haltspflichtigen durch ein schroffes Vor­
gehen endgültig zerrissen werden.

Beschränkungen der Einrede des 
Unterhaltspflichtigen.

(7) Stellt das Verlangen, Unterhalt zu 
gewähren, unter Berücksichtigung der 
sonstigen Verpflichtungen des Unterhalts­
pflichtigen, keine unbillige Härte dar, kön­
nen die nach bürgerlichem Recht Unter­
haltspflichtigen dem Anspruch des Für­
sorgeverbandes nicht entgcgenhalten, der 
Hilfsbedürftige müsse zunächst sein Ver­
mögen verbrauchen oder auf Einkommen 
verwiesen werden, das der Verband nach 
fürsorgerechtlichen Grundsätzen nicht in 
Anspruch nehmen darf (§ 22 FV.).

Amtshilfepflicht.
(8) Bei der Ermittlung der Unterhalts- 

und sonstigen Ersatzpflichtigen kann das 
Fürsorgewesen, soweit die Feststellungen 
nicht durch seine eigenen Organe (z. B. 
Ermittler, Berufspfleger) getroffen werden 
können, sich an Verwaltungsbehörden mit 
dem Ersuchen um Amtshilfe wenden.

(9) Die Verwaltungsbehörden sind nach 
§ 27 FV. verpflichtet, den in Vollzug der 
Fürsoi^cpflichtvcrordnung an sie ergehen­
den Ersuchen (sog. Amtshilfeersuchen) 
der Fürsorgestellcn zu entsprechen. Zu 
diesen Behörden gehört auch die Rcichs- 
bahngesellschaft mit den Reichsbahn­

direktionen. Die Amtshilfepflicht trifft 
ferner die Organe der Sozialversicherungs­
träger.

Auskunftspflicht.
(10) Außerdem kann das Fürsorgewesen 

im Rahmen des § 27 FV. von natürlichen 
und juristischen Personen Auskunft for­
dern.

(11) Nach § 27 FV. sind auskunfts­
pflichtig:

a) die Erstattungspflichtigen über 
alle für die Fürsorge erheblichen Tat­
sachen (§ 27 Abs. 2 FV.). Diese 
weitgehende Auskunftspflicht trifft 
alle zur Erstattung nach der Fürsor­
gepflichtverordnung verpflichteten 
natürlichen und juristischen Perso­
nen des privaten und des öffentlichen 
Rechts. Verweigert der Unterstützte 
selbst die Auskunft und wird er noch 
unterstützt, so wird unter Umstän­
den eine Unterbrechung oder Kür­
zung der Unterstützung gerechtfer­
tigt sein, sofern die Erteilung der 
Auskunft für die einwandfreie Fest­
stellung der Bedürftigkeit von Be­
deutung ist. Gegen Auskunft ver­
weigernde natürliche und juristische 
Personen des Privatrechts können 
Ordnungsstrafen angedroht und fest­
gesetzt werden. Wird in solchen 
Fällen die Auskunft verweigert, ist 
die Akte der Rechtsabteilung vor­
zulegen.

b) der Arbeitgeber des Erstattungs­
pflichtigen über dessen Beschäfti­
gungsart, Beschäftigungsdauer, Ar­
beitsstätte (§ 27 Abs. 1 S. 4 FV.). Wird 
die Auskunft verweigert, kann von 
der GesundheitS' und Fürsorgebe­
hörde, Fürsorgewesen, eine Geld­
strafe bis zu 150 RM verhängt wer­
den. Bei Auskunftsverweigerung ist 
die Akte der Rechtsabteilung vor­
zulegen.

c) die Finanzbehörden über die 
ihnen bekannten Einkommens- und 
Vermögens Verhältnisse des Erstat­
tungspflichtigen (§27 Abs. 1 S.4 FV.).

d) die Organe der Sozialversiche­
rungsträger über alle Tatsachen, 
die das Beschäftigungsverhältnis des 
Erstattungspflichtigen betreffen (§ 27 
Abs. 1 S. 3 FV.).

e) die Reichspost über die von ihr 
auszuzahlenaen Unfall- und Invali­
denversicherungsrenten der Unter-

568



stützten (Verfügung des Reichspost­
ministeriums vom 8. 4. 1932).

f) die Strafregisterbehörden über 
das Strafregister.

(12) Banken und Sparkassen sind 
nach der Fürsorgepflichtverordnung nicht 
auskunftspflichtig und dürfen über Ein­
lagen und Guthaben der Unterstützten 
oder sonstigen Erstattungspflichtigen 
keine Auskunft erteilen. Besteht die Ver­
mutung, daß der Unterstützte oder sonst 
Ersatzpflichtige ein Bank- oder Sparkas­
senkonto hat, ist er anzuhalten, entweder 
eine Bescheinigung der Bank oder Spar­
kasse über sein Guthaben vorzulegcn oder 
die Bank bzw. Sparkasse zur Auskunfts­
erteilung gegenüber dem Fürsorgewesen 
zu ermächtigen. Weigert sich der Unter­
stützte, kann seine Unterstützung einge­
stellt werden. Gegen andere Erstattungs­
pflichtige ist dagegen kein Zwangsmittel 
gegeben.

(13) Die Frage, ob Krankenanstal­
ten zur Vorlegung ihrer Krankenakten 
verpflichtet oder berechtigt sind oder ob 
dieser Vorlegung ohne Genehmigung des 
Hilfsbedürftigen die ärztliche Schweige­
pflicht entgegcnstcht, ist streitig. Bei 
Weigerung der Anstalten bleibt nichts an­
deres übrig, als das Einverständnis des 
Kranken bzw. seines gesetzlichen Ver­
treters einzuholen.

(14) Die städt. Krankenhäuser haben 
sich bereit erklärt, ihre Krankengeschich­
ten zur Einsichtnahme zur Verfügung zu 
stellen, wenn die Anforderung durch den 
leitenden Oberarzt des Fürsorgewesens er­
folgt. Ist daher zur Bearbeitung eines 
Falles die Heranziehung der Kranken­
geschichte erforderlich, ist diese von der 
Ärztlichen Abteilung anzufordern.

Seitenverwandte (z. B. Geschwister) und 
Verschwägerte (Schwiegereltern und 
Sehwiegerkinder, Stiefeltern und Stief­
kinder) (§ 1601 BGB.).

Voraussetzung der Unterhaltspflicht.
1. Bedürftigkeit des Berechtigten 
(§ 1602 BGB.):

(3) Unterhaltsberechtigt ist nur, wer 
außerstande ist, sich selbst zu unterhalten, 
d. h. wer erwerbs- und vermögenslos ist.

(4) Hierbei ist zu beachten, daß, wie 
oben ausgeführt, dem Fürsorgeverband 
gegenüber nach § 22 FV. die Einwendung, 
der Unterstützte seinicht völlig vermögens­
los, nur beschränkt geltend gemacht wer­
den kann.
2. Leistungsfähigkeit des Ver­
pflichteten (§ 1603 BGB.):

(5) Unterhaltspflichtig ist nicht, wer bei 
Berücksichtigung seiner sonstigen Ver­
pflichtungen außerstande ist, ohne Ge­
fährdung seines standesgemäßen Un­
terhalts den Unterhalt zu gewähren.

(6) Bei der Ermittlung des standesge­
mäßen Unterhalts sind jedoch die natio­
nalsozialistischen Grundsätze über Ge­
meinschaftssinn und Opferbereitschaft, 
die ganz besonders im Familienverband 
sich zu erweisen haben, verständnisvoll zu 
beachten, und es ist davon auszugehen, 
daß in Zeiten von Massennöten niemand 
ohne Rücksicht auf die Not der Volksge­
nossen und die herabgesetzte Lebenshal­
tung weitester Kreise lediglich nach den 
aus anderen Zeiten überkommenen An­
schauungen eines „Standes*4 seinen eige­
nen Lebensbedarf bemessen darf. Es ist 
hier nachdrücklich anzustreben, die Be­
messung der rechtlichen Unterhaltspflicht 
mit sittlichen Grundsätzen über Familien­
pflicht in Übereinstimmung zu bringen.

B. Kreis der Unterhaltspflichtigen:
1. Unterhaltspflicht der Verwandten in 
gerader Linie (mit Ausnahme der Unter­
haltspflicht der Eltern gegenüber ihren 
minderjährigen Kindern und der Mutter 
gegenüber ihrem unehelichen Kinde).

Kreis der Unterhaltspflichtigen.
(1) Gesetzlich unterhaltspflichtig sind 

nur Verwandte in gerader Linie (z. B. 
Großeltern, Eltern, Kinder, Enkelkinder 
usw.).

(2) Gesetzlich unterhaltspflichtig sind 
nicht unbeschadet ihrer im Einzellall zu 
prüfenden sittlichen Unterhaltspflicht

■ Reihenfolge der Unterhaltspflichtigen.
(7) Mehrere Unterhaltspflichtige haften 

in nachstehender Reihenfolge:
a) die Abkömmlinge (§ 1606 BGB.),
b) die Verwandten der aufsteigenden 

Linie (§ 1606 BGB.),
aa) die Eltern (der Vater haftet vor der

ern usw.
Mutter), 

bb) die Großclt
Art der Unterhaltsgewulirung (§ 1612 BGB.).

(8) Der Unterhalt ist nach § 1612 BGB. 
in der Regel nicht in Natur, sondern durch 
Entrichtung einer vierteljährlich im vor­
aus zahlbaren Geldrcnte zu gewähren 
(§ 760 Abs. 2 BGB.). Der Berechtigte
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kann den Unterhalt in anderer Gestalt 
nicht verlangen; der Verpflichtete dage­
gen kann, wenn besondere Gründe es 
rechtfertigen, den Unterhalt in anderer 
Form gewähren, z. B. durch Aufnahme in 
das Haus des Pflichtigen.

(9) Eltern, die unverheiratete Kinder 
zu unterhalten haben, gleichviel ob min- 
dezjährig oder nicht, können frei bestim­
men, in welcher Art und für welche Zeit 
im voraus der Unterhalt gewährt werden 
soll.

Zeit der Unterhaltsgewährung.
(10) Für die Vergangenheit kann Un­

terhalt nicht verlangt werden, es sei denn, 
daß der Unterhaltspflichtige in Verzug 
gesetzt oder der Unterhaltsanspruch 
rechtshängig geworden ist (§ 1613 BGB.).

widriges Verhalten der Angehörigen offen­
bar einem unmittelbaren Notstand ausge­
setzt ist, muß die Fürsorge zunächst mit 
einer Unterstützung eintreten; in solchen 
Fällen ist jedoch unverzüglich gegen den 
Verpflichteten vorzugehen. Hierbei ist ge­
mäß den Ausführungen unter Abs. 6 mit 
Nachdruck darauf hinzuwirken, daß der 
Verpflichtete seine Lebenshaltung zu­
gunsten des Unterhaltsberechtigten so 
einschränkt, daß öffentliche Hilfe nach 
Möglichkeit entbehrlich ist.

(15) Bei den außerhalb des Familien­
verbandes lebenden unterhaltspflichtigen 
Personen ist im allgemeinen davon auszu­
gehen, daß für den standesgemäßen Un­
terhalt des Zahlungspflichtigen in der
Regel ein Grundbetrag von monatlich------------- ... - . Hä;

(Ausnahme : für den Vater eines un- J.0“ R“ zuzüglich der Hälfte der diesen 
- — - - Betrag übersteigenden monatlichen Netto­

einnahme (Bruttoeinnahme abzüglichehelichen Kindes).
(11) In Verzug befindet sich der Unter­

haltspflichtige, wenn er nach dem Eintritt 
der Fälligkeit trotz Mahnung des Unter­
haltsberechtigten keine Unterhaltsbei­
träge leistet. Der Mahnung steht die Er­
hebung der Klage auf die Leistung sowie 
die Zustellung eines Zahlungsbefehls im 
Mahnverfahren gleich (vgl. §§ 284 ff. 
BGB.).

(12) Für die Zukunft kann auf Unter­
halt nicht verzichtet werden (§1614BGB.).

Richtlinien für die Heranziehung.
(13) Die Grundsätze unter Abs. 6 gelten 

sowohl, wenn der Hilfsbedürftige mit An­
gehörigen in gemeinschaftlichem Haus­
halt lebt, als auch dann, wenn Hilfe er­
beten wird, weil außerhalb der Familien­
gemeinschaft lebende Angehörige ihrer 
Unterhaltspflicht nicht nachkommen.

(14) Eine Unterstützung ist zu versa­
gen, wenn angenommen werden muß, daß 
bei verständigem Verhalten des Familien­
verbandes der Hilfesuchende von der Für­
sorge fcrngehalten werden könnte. Kann 
dem Familienverband nur zugemutet wer­
den, teilweise für den Hilfesuchenden ein­
zutreten, ist die Hilfe um den Betrag zu 
vermindern, den die Angehörigen selbst 
aufbringen müßten. Dem Hilfesuchenden 
muß dabei überlassen werden, sich mit 
seinen Angehörigen über die von ihnen zu 
gewährende Hilfe zu einigen. Diese 
Grundsätze sind besonders sorgfältig bei 
der ersten Entgegennahme eines Unter­
stützungsantrages oder bei der Neufest­
setzung der Unterstützung zu beachten. 
Nur wenn der Hilfesuchende durch pfiieht-

Steuern und soziale Abgaben) ausreicht. 
Der Grundbetrag erhöht sich für den Ehe­
gatten um 40 RM und für jedes Kind um 
30 RM, sofern der Ehegatte oder die Kün­
der ohne eigene Einkünfte sind und von 
den Unterhaltspflichtigen ausschließlich 
unterhalten werden. Entsprechendes gilt 
für die nach anderen Zeitabschnitten be­
rechneten Einkommen.

(16) Die vorstehenden Bestimmungen 
gelten als allgemeine Richtlinien; sie 
schließen nicht aus, daß im Einzelfall der 
besonderen Lage des Unterhaltspflichti­
gen Rechnung getragen wird, so etwa, weil 
er unmittelbar vor der Eheschließung steht.

(17) Bei Festsetzung des Unterhaltsbei­
trages können die Wohlfahrtsstellen im 
Einzelfall von den bezeichneten Sätzen 
bis zu 50% abweichen. Scheint eine wei­
tere Abweichung erforderlich, so ist die 
Akte der Rechtsabteilung zur Entschei­
dung vorzulegen.

(18) Bei der Berechnung des Einkom­
mens ist nicht der gesamte Betrag der 
Schulden abzuzichcn, sondern nur der Be­
trag, der bei Ausstellung eines den Ver­
hältnissen in verständiger Weise Rech­
nung tragenden Tilgungsplanes zur all- 
mählichen Tilgung der Schulden binnen

r Frist nötig ist.

;en-
len

angemessener

II. Unterhaltspflicht der Eltern gege 
über ihren minderjährigen ehelicht 
Kindern und der Mutter gegenüberihrem 
unehelichen Kinde.

(1) Die Eltern sind gegenüber ihren min­
derjährigen luverheirateten ehelichen 
Kindern verpflichtet, alle verfügbaren
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Mittel zu ihrem und der Kinder Unterhalt 
gleichmäßig zu verwenden (§ 1603 BGB.). 
Dabei ist natürlich nicht an eine Teilung 
zu gleichen Teilen, sondern im Verhältnis 
des Unterhaltsbedarfs zu denken. Es ist 
den Eltern das zur Erhaltung der Arbeits­
fähigkeit Nötige zu belassen. Diese ge­
steigerte Unterhaltspflicht der Eltern tritt 
nicht ein, wenn andere unterhaltspflich­
tige Verwandte (etwa Großeltern) vorhan­
den sind.

(2) In gleicher Weise ist die Mutter ge­
genüber ihrem unehelichen Kinde zum 
Unterhalt verpflichtet (§ 1705 BGB.), so­
fern der zunächst haftende Erzeuger nicht 
zahlt (§ 1709 BGB.).

(3) Bei mehreren Kindern sind die ver­
fügbaren Mittel nicht etwa schlechthin 
nach Kopfteilen, sondern nach Maßgabe 
des Bedarfs der Kinder zu verteilen.

Beispiel: Die uneheliche Mutter verdient 
bei freier Kost und Wohnung monatlich 20 RM 
und hat drei minderjährige Kinder in auswär­
tiger Pflege. In der Gemeinde X. befinden sich 
das 7jährige Pflegekind A. und das 3jährige 
Pflegekind B. in verschiedenen Pflegestellen. 
Der monatliche Pflegebedarf für A. ist 20 RM, 
endgültig fürsorgepflichtig ist der BFV.M. Der 
monatliche Pflegebedarf für B. ist 10 RM, end­
gültig fursorgepflichtig für ihn ist der LFV. N. 
Das dritte 5jährige Kind C. befindet sich in 
unentgeltlicher Pflege in der Gemeinde Y. Die 
Mutter zahlt an den vorläufig fürsorgepflichtigen 
BFV. X. für ihr Kind A. monatlich 15 RM.

Hier darf nun der BFV. X. nicht etwa die 
vollen 15 RM, auch wenn es die Mutter aus­
drücklich wünschen sollte, bloß für das Kind
A. anrechnen und demgemäß vom endgültig für­
sorgepflichtigen BFV. M. nur 5 RM, vom LFV. 
N. dagegen den vollen monatlichen Aufwand 
von 10 RM ersetzt verlangen. Vielmehr muß 
zur gleichmäßigen Wahrung der Belange der 
beiden endgültig fürsorgepflichtigen Verbände 
M. und N. der Betrag von 15 RM nach dem 
Bedarf der Pflegekinder A. und B. anteilsmäßig 
aufgeteilt werden. Es entfallen also auf das 
Kind A. zwei Drittel oder 10 RM, auf das Kind
B. ein Drittel oder 5 RM. Das dritte Kind C. 
scheidet bei der Verteilung in Ermangelung 
eines besonderen Bedarfs aus.

III. Unterhaltspflicht des Erzeugers eines 
unehelichen Kindes,.

Umfang und Dauer der Unterhaltspflicht.
(1) Der Erzeuger des unehelichen Kin­

des ist verpflichtet, dem Kinde bis zur 
Vollendung des sechzehnten Lebensjahres 
den der Lebensstellung der Mutter ent­
sprechenden Unterhalt zu gewähren. Der 
Unterhalt umfaßt den gesamten Lebensbe­
darf sowie die Kosten der Erziehung und 
der Vorbildung zu einem Berufe.

(2) Ist das Kind zur Zeit der Vollendung 
des sechzehnten Lebensjahres infolge kör­
perlicher oder geistiger Gebrechen außer­
stande, sich selbst zu unterhalten, hat ihm 
der Erzeuger auch über diese Zeit hinaus 
Unterhalt zu gewähren (§ 1708 BGB.). 
Diese verlängerte Unterhaltspflicht tritt 
nicht ein, wenn der Erzeuger nicht ohne 
Gefährdung seines standesgemäßen Un­
terhalts den Unterhalt gewähren kann 
(§ 1708 BGB.).

(3) Der Unterhalt kann auch für die 
Vergangenheit gefordert werden (§ 1711 
BGB.), (anders § 1613 BGB. bei der Un­
terhaltspflicht der Verwandten in gerader 
Linie).

Vertragliche Änderung.
(4) Eine Vereinbarung zwischen dem 

Erzeuger und dem Kinde über den Unter­
halt für die Zukunft oder über eine an 
Stelle, des Unterhalts zu gewährende Ab­
findung bedarf der Genehmigung des Vor­
mundschaftsgerichts. Ein unentgeltlicher 
Verzicht auf den Unterhalt für die Zu­
kunft ist nichtig (§ 1714 BGB.).

Richtsätze.
(5) Ist der Erzeuger Lohn- oder Gehalts­

empfänger, ist die Pfändung insoweit un­
zulässig, als er seiner Bezüge bedarf zur 
Bestreitung seines notdürftigen Unter­
halts und zur Erfüllung der ihm seinen 
Verwandten, seiner Ehefrau oder «einer 
früheren Ehefrau gegenüber gesetzlich ob­
liegenden Unterhaltspflicht.

(6) Es werden auf Grund einer Verein­
barung des Jugendamtes mit dem' Amts­
gericht und dem Landgericht den Vätern 
unehelicher Kinder bei Lohnpfändungen 
folgende Beträge belassen:

RM
wöchentlich

1. einem ledigen Schuldner, bei den
Eltern wohnend................... 19.—

2. einem ledigen Schuldner, bei
fremden Leuten wohnend . . 21.—

3. einem verheirateten Schuldner,
ohne Kinder....................... 28.—

4. einem verheirateten Schuldner,
mit einem Kind............... 32.—

5. einem verheirateten Schuldner,
mit 2 Kindern................... 36.—
für jedes weitere Kind RM 3.— mehr
und für Kinder über 10 Jahre RM 7.—.

(7) Diese Sätze gelten nur als Richt­
sätze, die in besonderen Fällen verlassen 
werden können.
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(6) Ißt der Erzeuger kein Lohnempfän­
ger, sind die vorstehenden Richtsätze auf 
seine Einnahmen sinngemäß anzuwenden.

IV. Unterhaltspflicht der Ehegatten.
Grundsatz.

(1) Ehegatten sind einander zum Unter­
halt verpflichtet. Diese Verpflichtung be­
steht auch dann, wenn der standesgemäße 
Unterhalt des Verpflichteten dadurch ge­
fährdet wird. Ehegatten müssen ihre Ein­
nahmen teilen, selbst wenn es nicht ein­
mal für den beiderseitigen notdürftigen 
Unterhalt ausreicht (§ 1360 BGB.).

Art der Unterhaltsgewuhrung.
(2) Grundsätzlich ist der Unterhalt in 

Natur, d. h. in der durch die eheliche Le­
bensgemeinschaft gebotenen Weise zu ge­
währen, also durch Aufnahme in die ehe­
liche Wohnung, Beköstigung am eigenen 
Tisch (§ 1360 BGB.). Nur wenn die Ehe­
gatten getrennt (d. h. nicht in häuslicher 
Gemeinschaft) leben und einer von ihnen 
die Herstellung des ehelichen Lebens ver­
weigern darf und verweigert, ist der Un­
terhalt durch Entrichtung einer Geldrente 
zu gewähren (§ 1361 BGB.).

(3) Ein Ehegatte, der sich einer Verfeh­
lung schuldig macht, die für den anderen 
Gatten einen Scheidungsgrund begründet 
(z. B. Ehebruch), kann nur notdürftigen 
Unterhalt verlangen (§ 1611 BGB.).

V. Unterhaltspflicht der geschiedenen 
Ehegatten.

(1) Ist die Ehe geschieden und sind beide 
Ehegatten für schuldig erklärt, so ist kein 
Teil unterhaltspflichtig.

(2) Ist ein Ehegatte für schuldig er­
klärt, hat er dem anderen Ehegatten stan­
desgemäßen Unterhalt zu gewähren 
(§ 1578 BGB.). Die Unterhaltspflicht ist 
iedoch gegenüber der ehelichen Unter­
haltspflicht wesentlich abgeschwächt.

(3) Der alleinschuldige Mann hat der 
Frau Unterhalt zu gewähren, soweit die 
Einkünfte ihres Vermögens und der Er­
trag ihrer Arbeit zu ihrem standesgemä­
ßen Unterhalt nicht ausreichen.

(4) Die Frau braucht also den Stamm 
ihres Vermögens nicht angreifen. Arbeits­
erträge braucht sie sich nur dann an­
rechnen zu lassen, wenn nach den bisheri­
gen sozialen Verhältnissen der Ehegatten 
Erwerb durch Arbeit der Frau üblich war.

(5) Die alleinschuldige Frau ist nur 
dann unterhaltspflichtig, wenn der Mann

außerstande ist, Bich selbst zu unterhalten. 
Der Mann kamt also erst dann Unterhalt 
verlangen, wenn er erwerbs- und vermö­
genslos ist.

(6) Ist die Ehe wegen Geisteskrankheit 
eines Ehegatten geschieden, wird der an­
dere Ehegatte wie ein allein für schuldig 
erklärter Ehegatte behandelt (§ 1583 BGB.).

Beschrankuniung der Unterhaltspflicht 
(§ 1579 BGB.).

(7) Bei Gefährdung seines eigenen stan­
desgemäßen Unterhalts ist der unter­
haltspflichtige Ehegatte berechtigt, von 
seinen Einkünften zwei Drittel, jedenfalls 
aber soviel zurückzubehalten, als zu sei­
nem notdürftigenUnterhalt erforderlich ist.

(8) Hat der unterhaltsverpflichtete Ehe­
gatte einem minderjährigen unverheirate­
ten Kinde oder einem neuen Ehegatten 
Unterhalt zu gewähren, beschränkt sich 
die Unterhaltspflicht auf das, was mit 
Rücksicht auf die Bedürfnisse und die 
Vermögens- und Erwerbsverhältnisse der 
Beteiligten der Billigkeit entspricht.

Art der Unterhaltsgewährung.
(9) Der Unterhalt ist durch Entrichtung 

einer Geldrente zu gewähren.

Erlösdien.
(10) Die Unterhaltspflicht erlischt
a) mit der Wiederverheiratung des Be­

rechtigten (§ 1580 BGB.),
b) mit dem Tode des Berechtigten 

(§§ 1580, III; 1615 BGB.),
c) nicht dagegen mit dem Tode des 

Verpflichteten (§ 1582 BGB.),
d) durch Verzicht des Berechtigten. Er 

ist auch für die Zukunft wirksam.

Vertragliche Abänderung.
(11) Die Unterhaltspflicht kann durch 

Vertrag abgeändert werden. Derartige 
Verträge sind jedoch sittenwidrig und da­
her nichtig, wenn sie eine Erleichterung 
der Scheidung bezweoken.

(Fortsetzung folgt).

Der Ersatzanspruch des Fürsorgever­
bandes gegen die Krankenkasse.

Bei der Behandlung dieser Frage in der 
Nr. 1 der Zeitschrift „Die Ortskranken­
kasse“ vom 1. 1. 1935, Seite 11 kommt 
Reg.-Inspektor Heun vom Oberversiche­
rungsamt Magdeburg zu folgender ßchluß- 
betr acht ung:

„Es kann im Rückblick auf die das 
Thema keineswegs erschöpfenden Ausflih-
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rangen nicht behauptet werden, daß die 
hinsichtlich des Ersatzanspruchs des Für­
sorgeverbandes vom Gesetzgeber getrof­
fene Regelung der heutigen Forderung 
nach Übersichtlichkeit und Einfachheit 
entspräche. Das gilt mit mehr oder weni­
ger Berechtigung auch von der Regelung 
der Beziehungen der Versicherungsträger 
untereinander, also für das ganze 5. Buch 
der Reichsversicherungsordnung. Gerade 
dieses Buch der RVO. bietet in der Aus­
legung und praktischen Handhabung eine 
Unzahl Schwierigkeiten und verursacht 
infolgedessen oft Verwaltungsarbeit in 
einem Umfange, wie er in keinem Ver­
hältnis zu dem strittigen Objekt steht. Es 
würde daher von der Praxis gewiß dank­
bar begrüßt werden, wenn bei der in Aus­
sicht genommenen Neufassung der Reichs­
versicherungsordnung auch dieses Gebiet 
einer Überprüfung im angegebenen Sinne 
unterzogen würde.“

Diesen Ausführungen kann nur beige­
pflichtet werden.

Ehestandsdarlehen.
Die Bestimmungen über die Gewährung 

von Ehestandsdarlehen haben durch das 
Zweite Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
über Förderung von Eheschließungen vom 
24.1.1935 (RGBl. I S.47)*) einige wesent­
liche Änderungen erfahren. Vorausset­
zung für die Gewährung des Ehestands­
darlehens ist nicht mehr, daß die Arbeit­
nehmertätigkeit der künftigen Ehefrau in 
die Zeit zwischen dem 1. 6. 1931 und dem 
31. 5. 1933 fallt, sondern es wird jetzt 
lediglich gefordert, daß die künftige Ehe­
frau innerhalb der letzten zwei Jahre vor 
Stellung des Antrages mindestens neun 
Monate lang im Inland in einem Arbeit­
nehmerverhältnis gestanden hat. Der An­
trag auf Gewährung des Ehestandsdar­
lehens kann erst nach Bestellung des stan­
desamtlichen Aufgebots und muß vor Ein­
gehung der Ehe gestellt werden. Die Hin­
gabe des Betrages erfolgt erst nach der 
Eheschließung. Die Beschäftigung im 
Haushalt oder Betrieb von Verwandten 
aufsteigender Linie gilt nur dann als Ar­
beitnehmertätigkeit im Sinne des Geset­
zes, wenn infolge der Aufgabe dieser Be­
schäftigung eine fremde Arbeitskraft für 
dauernd eingestellt worden ist.

Bezüglich der Bedarfsdeckungsscheine 
aus Ehestandsdarlehen wird klargestellt, 
daß sie nicht übertragbar und weder beim

*) Abgedruckt S. 574.

Darlehnsnehmer noch bei der Verkaufs­
stelle pfandbar sind.

Verwertung der Altsachen der staat­
lichen Polizei.

Bei der Abgabe der aus Altsachen der 
preußischen Polizei in den Strafanstalten 
Wartenburg, Berlin-Plötzensee, Breslau 
und Varel hergestellten Fabrikate (Web-, 
Wirk-, Strick- und Lederwaren) dürfen 
auch karitative Anstalten und Vereini­
gungen, wie Gefangenenfürsorgevereine, 
Erziehungsheime, Säuglingsheime, Wai­
senhäuser, Krüppelheime, Blindenanstal­
ten, Altersheime, Diakonissen- und Brü­
derhäuser, Fürsorgeanstalten u. dgl., fer­
ner die Kriegsbeschädigten- und Kriegs­
hinterbliebenenfürsorge sowie die Jugend­
pflege bevorzugt berücksichtigt werden 
(Erl. v. 26. 11. 1934, MinBliV. S. 1483).

Mütter- und Säuglingsberatungsstellen.
Im Hinblick auf die von verschiedenen 

Gauamtsleitungen in letzter Zeit erfolgte 
Einrichtung von neuen Mütter- und Säug­
lingsberatungsstellen weist das Hauptamt 
für Volks Wohlfahrt in seinem Rundschrei­
ben vom 16. 1. 1935 — V 9/35 — darauf 
hin, daß die gesundheitliche Überwachung 
und ärztliche Beratung der Mütter, Säug­
linge und Kleinkinder grundsätzlich durch 
die amtlichen Beratungsstellen zu erfolgen 
habe, weil diese alle Volksgenossen er­
fassen sollen. Aufgabe der NSV. sei es, 
in Ergänzung der Arbeit der amtlichen 
Beratungsstellen den erbgesunden Fami­
lien über die Unterstützung von den amt 
liehen Stellen hinaus zusätzlich Mittel zur 
Verfügung zu stellen, um wirklich durch­
greifend helfen und den bestehenden Not 
stand beheben zu können.

Um Verwechselungen mit den amtli­
chen Beratungsstellen zu vermeiden, sol­
len die Fürsorgestellen des Hauptamtes 
für Volkswohlfahrt, die im wesentlichen 
die Aufgabe der fürsorgerischen und see­
lischen Betreuung haben, in Zukunft die 
Bezeichnung „Hilfsstellen für Mutter und 
Kind“ tragen.

Zwischen den amtlichen Beratungsstel­
len und diesen „Hilfsstellen Mutter und 
Kind“ soll eine enge Verbindung dadurch 
hergestellt werden, daß an jeder Mütter- 
und Säuglingsbcratungsstelle regelmäßig 
ein bis zwei geeignete Helferinnen der 
NSV. teilnehmen. Wo bisher amtliche 
Beratungsstellen nicht vorhanden sind 
und zur Zeit auch nicht eingerichtet wer­
den können, soll zunächst der „Hilfsstelle
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Mutter und Kind“ eine Beratungsstelle im 
Einvernehmen mit dem Hauptamt für 
Volksgesundheit und dem zuständigen 
Gesundheitsamt angegliedert werden, so­
fern eine Notwendigkeit für eine solche 
Einrichtung besteht. Jedoch soll nach 
Möglichkeit darauf hingewirkt werden, 
daß von der zuständigen Behörde diese 
Beratungsstelle sobald als möglich als 
amtliche Beratungsstelle übernommen 
wird. In den Fällen, in denen das Haupt­
amt für Volkswohlfahrt Beratungsstellen 
eingerichtet hat, soll eine sofortige Nach­
prüfung und gegebenenfalls Umstellung 
erfolgen.

Auskunftspflicht der 
privaten Versicherungsgesellschaften.

Bei der Prüfung der Frage, ob die pri­
vaten Versicherungsunternehmungen ge­
mäß § 27 Abs. 1 FV. verpflichtet sind, den 
Fürsorgeverbänden Auskünfte über die 
bei ihnen versicherten Personen zu er­
teilen, kommt Rechnungsrat I. Kopf vom 
Württ. Wirtschaftsministerium in der 
Nr. 24 der Württ. Gemeindezeitung vom 
25.12.1934 zu folgendem Ergebnis:

„Es ist keine Frage, daß für das Ver­
langen, die Versicherungsunternehmun­
gen zu verpflichten, den Trägern der öf­
fentlichen Fürsorge insoweit über ihre 
Leistungen an Personen Auskunft zu er­
teilen, als diese die öffentliche Fürsorge in 
Anspruch nehmen, bis zu einem gewissen 
Grad ein öffentliches Interesse geltend ge­
macht werden kann. Es wäre auch mit 
den Grundsätzen einer nationalsozialisti­
schen Staatsauffassung nicht gut verein­
bar, wenn den Fürsorgeverbänden die Be­
kanntgabe von Leistungen soll vorent­
halten werden dürfen, die einem Emp­
fänger von Fürsorgemitteln, welche aus 
Steuern der Gesamtheit aufzubringen 

Einem Mißbrauch 
wäre damit

sind, gewährt werden. Einer 
öffentlicher Fürsorgemittel

Tür und Tor geöffnet. Andererseits be­
stehen nach dem Wortlaut des § 27 Abs. 1 
der Fürsorgepflichtverordnung und der 
Entstehungsgeschichte dieser Bestim­
mung aber auch keine Zweifel darüber, 
daß Versicherungsträger im Sinne des 
§ 27 Abs. 1 a. a. O. nur die Träger der
rteicnsversicnerung fransen-, invali­
den-, Angestellten-, Unfall- und knapp­
schaftlicke Versicherung) sind. Aus den 
Vorschriften der Fürsorgepflichtverord­
nung kann hiernach eine gesetzliche Aus­
kunftspflicht der privaten Versicherungs­
unternehmungen gegenüber den Fürsorge­
verbänden nicht hergeleitet werden, zu­
mal die von diesen Unternehmungen zu 
gewährenden Versicherungsleistungen aus­
schließlich nach privatrechtlichen Nor­
men zu beurteilen sind. Gleichwohl haben 
aber die Fürsorgeverbände die Möglich­
keit, sich von den Fürsorgeempfängern 
zur Einholung von Auskünften bei den 
privaten Versicherungsuntemehmungen 
schriftlich ermächtigen zu lassen, und 
wenn die Ermächtigung erteilt wird, die 
gewünschte Auskunft einzuholen.

Bei Verweigerung des Rechts zur Ein­
holung solcher Auskünfte durch den Für­
sorgeempfänger kann nach allgemeinen 
Fürsorgegrundsätzen das Bestehen von 
Hilfsbedürftigkeit zum mindesten in Frage 
gestellt werden. Danach besteht tatsäch­
lich die Möglichkeit, den Fürsorgeempfän­
ger zu zwingen, den Fürsorgeverband zur 
Einholung der gewünschten Auskunft zu 
ermächtigen, sollte er es nicht vorziehen, 
auf öffentliche Unterstützung zu verzich­
ten. Der Verzicht auf die Ausübung eines 
solchen Drucks gegenüber dem Unter­
stützungsempfänger seitens der Fürsorge­
verbände käme u. U. einer Verletzung der 
pflichtgemäßen Prüfungspflicht der flir- 
t urgerechtlichen Hilfsbedürftigkeit mit 
den daraus entstehenden Folgen gleich.“

Gesetze, Verordnungen und Erlasse des Staates 
(Keich und Xiänder)

Reith

Zweites Gesetz zur Änderung des Gesetzes über 
Förderung der Eheschließungen. Vom 24. Ja­

nuar 1935 (RGBL 1 & 47) i 
Die Reichsregierung hat das folgende Ge­

setz beschlossen, das hierdurch ^verkündet 
wird:

Artikel I.
§L

Der Abschnitt V (Förderung der Eheschlie­
ßungen) des Gesetzes zur Verminderung der 
Arbeitslosigkeit vom 1. Juni 1933 (RGBl. I. 
S. 323, 326) in der Fassung des Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes über Förderung der 
Eheschließungen vom 28. März 1934 (RGBL I 
S. 253) wird wie folgt geändert:
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1. § 1 erhält folgende Fassung:
„(1) Deutschen Reichsangehörigen kann 

auf Antrag ein Ehestandsdarlehen im Be­
trag bis zu eintausend Reichsmark gewährt 
werden. Der Antrag auf Gewährung des 
Ehestandsdarlehens kann erst nach Bestel­
lung des standesamtlichen Aufgebots und 
muß vor Eingehung der Ehe gestellt werden. 
Die Hingabe des Betrages erfolgt erst nach 
der Eheschließung. Voraussetzung für die 
Gewährung des Ehestandsdarlehens ist:
a) daß die künftige Ehefrau innerhalb der 

letzten zwei Jahre vor Stellung des An­
trags mindestens neun Monate lang im 
Inland in einem Arbeitnehmerverhältnis 
gestanden hat,

b) daß die künftige Ehefrau ihre Tätigkeit 
als Arbeitnehmerin, falls sie diese im 
Zeitpunkt der Stellung des Antrags nicht 
bereits aufgegeben hat, noch vor der 
Empfangnahme des Ehestandsdarlehens 
aufgibt,

c) daß die künftige Ehefrau sich verpflich­
tet, eine Tätigkeit als Arbeitnehmerin so­
lange nicht auszuüben, als der Ehemann 
nicht als hilfsbedürftig im Sinne der 
Vorschriften über die Gewährung von 
Arbeitslosenunterstützung betrachtet 
wird und das Ehestandsdarlehen nicht 
restlos getilgt ist.

. . (2) Die Beschäftigung im Haushalt oder
Betrieb von Verwandten aufsteigender Li­
nie gilt nur dann als Arbeitnehmertätigkeit 
im Sinne des Absatzes 1 Buchstabe a, wenn 
infolge der Aufgabe dieser Beschäftigung 
eine fremde Arbeitskraft für dauernd ein­
gestellt worden ist.

(3) Der Antrag auf Gewährung des Ehe­
standsdarlehens ist bei derjenigen Gemeinde 
zu stellen, in deren Bezirk der künftige Ehe­
mann seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt hat. Diese Gemeinde gibt den

. Antrag beim Vorliegen aller Voraussetzun­
gen an das zuständige Finanzamt weiter. 
Dieses entscheidet über den Antrag end­
gültig.

(4) Das Ehestandsdarlehen wird an den 
Ehemann gegeben. Im Fall der Gütertren­
nung wird jedem der Ehegatten die Hälfte 
des Ehestandsdarlehens gegeben.“

2. § 3 wird durch den folgenden Satz 4 er­
gänzt:

,,Sie sind nicht übertragbar und weder 
beim Darlehensnehmer noch bei der Ver­
kaufsstelle pfändbar.“

§ 2.
Dieser Artikel tritt mit Wirkung ab 1. Ja­

nuar 1935 in Kraft.

Artikel II.
§1.

: § 21 Abs. 2 des Abschnitts V (Förderung d~r 
Eheschließungen) des Gesetzes zur Verminde­
rung der Arbeitslosigkeit vom 1. Juni 1933

(RGBl. I S. 323, 329) in der Fassung des Ge­
setzes zur Änderung des Gesetzes über Förde­
rung der Eheschließungen vom 28. März 1934 
(RGBl. I S. 253) erhält folgende Fassung:

„(2) Soweit das Aufkommen an Ehe­
standshilfe in den Rechnungsjahren 1933 
und 1934 je 12 Millionen Reichsmark über­

bildet es ein Sondervermögen des 
, das vom Reichsminister der Finan­

zen verwaltet wird. Vom Januar 1935 ab 
sind aus dem Anteil des Reichs an der Ein­
kommensteuer monatlich 12,5 Millionen 
Reichsmark auszuscheiden und dem Sonder­
vermögen zuzuweisen.“

steigt,
Reichs

§2.
§ 1 dieses Artikels tritt mit Wirkung ab 

31. März 1934 in Kraft. Gleichzeitig tritt Ar­
tikel II des Gesetzes zur Änderung des Ge­
setzes üb er Förderung der Eheschließungen vom 
28. März 1934 (RGBl. I S. 253) außerKraft.

Fünfte Verordnung zur Änderung der Reichs­
grundsatze über Voraussetzung, Art und Maß 
der öffentlichen Fürsorge vom 21. Dezember 

1934 (RGBl. I S. 1279).
Auf Grund des § 6 Abs. 1 Satz 1 der Für­

sorgepflichtverordnung wird hiermit verordnet:
Die Geltungsdauer des § 33 der Reichsgrund­

sätze über Voraussetzung, Art und Maß der 
öffentlichen Fürsorge vom 4. Dezember 1924 
(RGBl. I S. 765) in der Fassung der Verord­
nung vom 10. Februar 1934 (RGBl. I S. 99) 
wird über den 31. Dezember 1934 hinaus bis 
zum 31. Dezember 1935 verlängert.

Strafordnung für die Angehörigen des Freiwilli­
gen Arbeitsdienstes vom 8. Januar 1935 (RGBL 

I S. 5) — Auszug —x 
§1.

Der Dienststrafordnung unterworfen sind 
alle Angehörigen des Arbeitsdienstes. Die Zu­
gehörigkeit zum Arbeitsdienst dauert so lange, 
bis die übernommene Dienstverpflichtung ab­
gelaufen oder vorschriftsmäßig gelöst ist.

§2.

1.
liehe Ansehen des Arbeitsdienstes oder die 
Kameradschaft im Arbeitsdienst verletzen 
oder gefährden oder

2. gegen Zucht und Ordnung im Arbeitsdienst 
verstoßen, sind nach dieser Dienststraford­
nung zu verfolgen. In besonders leichten 
Fällen kann an Stelle einer Strafe Zurecht­
weisung erfolgen.

§3.
Die Dienststrafen.

Diensttrafen sind: 
a) Kleine Dienststrafen:

1. Dienstverrichtungen im Innendienst au­
ßer der Reihe oder außer der Zeit, je-

Alle Handlungen und Unterlassungen, die 
die Ehre der Gemeinschaft und das öffent-
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doch nur zur Wiedergutmachung nach­
lässiger Dienstverrichtungen gleicher 
Art;

2. Einfacher Verweis;
b) Förmliche Dienststrafen:

3. Strenger Verweis;
4. Lagerarrest bis zu 4 Wochen;
5. Stubenarrest bis zu 4 Wochen;
6. Verschärfter Stubenarrest bis zu 10 Ta­

gen, zulässig nur bis zum Obervormann 
einschließlich;

7. Zellenarrest (in Gefängniszelle) von 1 
bis zu 8 Monaten;

8. Aberkennung des Dienstgrades gegen 
Vormänner und Obervormänner;

9. Zurücksetzung in der Beförderung;
10. Androhung der Entlassung;
11. Entlassung;
12. Fristlose Entlassung;
13. Ausstoßung aus dem Arbeitsdienst;

c) Zurechtweisungen, Ermahnungen oder Rü­
gen sind keine Dienststrafen.

§6.
Die Strafbefugnis steht den Führern der 

Arbeitsdiensteinheiten vom Abteilungsführer 
an aufwärts gegenüber allen Angehörigen des 
Arbeitsdienstes zu, die ihrer Befehlsgewalt 
unterstehen.

§25.
Jeder Führer des Arbeitsdienstes vom Unter­

feldmeister an aufwärts ist berechtigt, die ihm 
dienstlich. Unterstellten oder im Dienstgrade 
unter ihm Stehenden vorläufig festzunehmen 
oder ihre vorläufige Festnahme zu bewirken, 
wenn die Aufrechterhaltung der Manneszucht 
es zwingend fordert. Eine solche vorläufige 
Festnahme ist sofort dem Dienststrafvorge­
setzten des Festgenommenen zu melden, der 
das Erforderliche anordnet.

Schutzabzeichen für Körperbehinderte. 
Erlaß des Reichs- und Preußischen Ministers 
des Innern vom 16.11.1934 — IVd 3168/34—:

Das Tragen dcsVerkehrsschutzabzeichens für 
Körperbehinderte „gelbe Armbinde mit 3 
schwarzen Punkten“, auf das in den Ausfüh­
rungsbestimmungen zur Reichs- S traßcnver- 
kehrs-Ordnung (RGBl. I S. 869) hingewiesen 
wr-icen ist, hat sich im Verkehr überall ein­
geführt und im allgemeinen gut bewährt. Nur 
laufen Beschwerden darüber ein, daß oft Blinde 
und Nichtblinde die gelbe Binde mißbrauchen, 
um als Bettler oder sonstwie Mitleid zu er­
regen.

Um die aufgetretenen Mißstände zu beseiti­
gen, ersuchen wir die Landesregierungen, anzu­
ordnen, daß
1. überall da, wo die gelbe Armbinde als Ver-

kchrsschutaabxcichen benutzt wird, diese
Binde in Zukunft von der Ortspolizeibe­

hörde abgestempelt werden muß, die nöti­
genfalls zuvor eine amtsärztliche Unter­
suchung des Antragstellers veranlaßt,

2. jeder Träger einer gelben Armbinde ständig 
einen ebenfalls von der Ortspolizeibehörde 
abgestempelten Ausweis mit Lichtbild bei 
sich führen muß,

3. die Ausgabe der Binde und der Ausweis­
karte an die Körperbehinderten durch die 
in Betracht kommenden Reichsverbände 
(NS. Reichsverband Deutscher Arbeits­
opfer, Reichsdeutscher Blindenverband E. 
V., Reichsverband der Gehörlosen Deutsch­
lands E. V., Reichsbund der Deutschen 
Schwerhörigen, Reichsbund der Körperbe­
hinderten — RBK.—e. V.) oder aber durch 
die Wohlfahrtsämter erfolgt.

Wir haben die erwähnten Reichsverbände 
gebeten, die nötigen Binden und Ausweis­
karten, diese nach einem von uns aufgestellten 
anliegenden Muster (gelbes Kartonpapier, 
Postkartengröße)1), zu beschaffen und ihren 
Unterorganisationen zur Abgabe zur Verfügung 
zu stellen.

Kriegsbeschädigte (Blinde, Himverletzte, 
Taube und Schwerhörige) erhalten dagegen 
nach wie vor Armbinden auf Antrag von den 
zuständigen Versorgungsämtem oder Ortho­
pädischen Versorgungsstellen, die die Binden 
abstempeln. Für sie gilt als Ausweis zur Be­
rechtigung des Tragens der Armbinde der von 
den zuständigen amtlichen Fürsorgestellen für 
Kriegsbeschädigte und Kriegshinterbliebene 
ausgestellte Schwerbeschädigtenausweis. Eine 
polizeiliche Abstempelung der Binden und 
Ausweise für die Kriegsbeschädigten findet 
nicht statt.

Fortbildung der Lehrkräfte von Försorge- 
erziehungsanstalten.

Erlaß des Reichs- und Preuß. Ministers des 
Innern an die preuß. Fürsorgeerziehungsbe­
hörden vom 22. 1. 1935 — VW 2448b/10. 10.:

Nachstehende Abschrift übersende ich zur ge­
fälligen Kenntnis. Der Reichsfachgruppen-

*) Der Inhaber dieses Ausweises 
Herr

# 0 Frau, Frl.
# (genaue Wohnungsangabe)___

ist berechtigt, das Verkehrs­
schutzabzeichen „Gelbe Arm­
binde mit 3 schwarzen Punkten“ 
zu tragen. Er darf es nur tragen 

(Bild) im öffentlichen Verkehr und in 
Räumen, die der Öffentlichkeit 
zugänglich sind.
Mißbräuchliche Benutzung der 
Binde, insbesondere zur Erre­
gung des Mitleids, ist verboten! 
Mißbrauch wird strafrechtlich 
verfolgt. Der Ausweis ist gültig 

(Stempel) bis auf Widerruf.
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eiter für Lehrer an Anstalten im NSLB. war 
an mich herangetreten mit der Bitte, daß seine 
Bestrebung, die Lehrer der Fürsorgeerzie­
hungsheime durch Beteiligung an den Schu­
lungslagern der Fachschaft „Sonderschulen“ 
unter anderm auch in nationalsozialistischen 
Weltanschauungsfragen zu schulen, von den 
Behörden unterstützt werden möge. Ich er­
suche, im Sinne meines Schreibens an den 
Reichsfachgruppenleiter auf die Anregung 
einzugehen und mich davon in Kenntnis zu 
setzen, falls eine Beteiligung von Lehrern der 
Fürsorgeerziehungsheime an Fortbildungsla- 
gem der Fachschaft „Sonderschulen4* zustande 
kommt.

Abschrift :
An den Reichsfachgruppenleiter für Lehrer 

an Anstalten i. NSLB., Herrn Bartsch, in 
Berlin-Biesdorf, Kaiserstraße 41:

Nach Anhörung des Deutschen Gemeinde- 
tages in Berlin NW 40, Alsenstr. 7, und des 
Allgemeinen Fürsorgeerziehungstages E. V. 
(Afet) in Hannover-Kleefeld, Stephanstift, 
halte ich die Beteiligung von Lehrern der Für­
sorgeerziehungsheime an den geplanten Fort­
bildungslagern der Fachschaft „Sonderschu­
len“ im Interesse der Fürsorgeerziehungsarbeit 
für nützlich und angebracht. Dabei setze ich 
voraus, daß in den Fortbildungslagem solche 
Aufgaben behandelt werden, die auch für das 
Gebiet der Fürsorgeerziehung von Bedeutung 
sind. Um dies zu gewährleisten, halte ich eine 
Fühlungnahme mit den Stellen für erforder­
lich, die auf Grund ihrer Erfahrungen die Er­
fordernisse auf dem Arbeitsgebiet der Für­
sorgeerziehung am besten beurteilen können. 
Es empfiehlt sich deshalb, daß die Lager in 
Zusammenarbeit mit den bei den Provinzial­
verwaltungen bestehenden Fürsorgeerziehungs- 
behörden durchgeführt werden und die Aus­
wahl der Arbeitsgebiete sowie der für sie in 
Betracht kommenden Lehrpersönlichkeiten im 
Einvernehmen mit den beteiligten Fürsorge- 
erziehungsbehörden erfolgt. Hierbei werden 
die allgemeinen vorbereitenden Verhandlungen 
zweckmäßig mit dem oben erwähnten Afet 
geführt.

Die Kosten für die Teilnahm*! an einem 
Fortbildungslager gelten, soweit sie nicht von 
den Teilnehmern selbst getragen werden, als 
Kosten der Fürsorgeerziehung, werden von den 
Fürsorgeerziehungsbehörden(Provinzialverwal- 
tungen) aufgebracht und sind von den teil­
nehmenden Lehrern durch den Anstaltsleiter 
bei der zuständigen Fürsorgeerziehungsbehörde 
anzufordern.

Ich bitte, mich davon in Kenntnis zu setzen, 
falls auf dieser Grundlage eine Beteiligung von 
Lehrern der Fürsorgeerziehungsheime an Fort­
bildungslagem der Fachschaft „Sonderschu­
len44 zustande kommt.

Die Fürsorgeerziehungsbehörden haben Ab­
schrift hiervon erhalten mit dem Ersuchen, 
Ihre Arbeit nach Möglichkeit zu unterstützen.

Träger der Kosten des ärztlichen Eingriffs bei 
Unfruehtbarmaehungsoperationen.

RdErl. d. RnPrMdl. v. 3. 1. 1935 — IVf 
585/1079P) — (MBliV. Nr. 2 v. 9.1.1935):
(1) Zur Auslegung des Art. 7 der Ausf.-VO. 

zum Ges. über die Verhütung erbkranken Nach­
wuchses v. 5. 12. 1933 (RGBl. I S. 1021):

(2) Wenn der Unfruchtbarzumachende die 
Kosten des ärztlichen Eingriffs nicht selbst 
auf bringen kann, sie auch nicht von einer Kran­
kenkasse erhält, aber unterhaltspflichtige An­
gehörige hat, die fähig sind, diese Kosten 
zu tragen, so ist er nicht hilfsbedürftig. 
Dies gilt auch dann, wenn sich die Unterhalts­
pflichtigen weigern, die Kosten zu tragen. Ein 
Vorgehen gegen die Unterhaltspflichtigen ist 
nicht möglich, weil in solchen Fällen, in denen 
weder der Fürsorgeverband noch eine Kranken­
kasse zahlungspflichtig ist, die Staatskasse 
die Kosten zu tragen hat. Die Weigerung der 
Unterhaltspflichtigen ist somit berechtigt.

(3) Sind dagegen die Unterhaltspflichtigen 
nicht fähig, die Kosten zu tragen, so ist der 
Unfruchtbarzumachende hilfsbedürftig und 
der Fürsorgeverband hat die Kosten de3 
ärztlichen Eingriffs zu tragen.

Ratgeber für Mütter.
RdErl. d. RuPrMdl. v. 17. 12. 1934 — IVd 

3537/34 — (MBliV. S. 1572e):
(1) Der Verlag „Mutter und Kind44, Bielefeld 

(NS.-Volksblattdruckerei in Bielefeld), gibt im 
Einvernehmen mit dem Amt für Volksgesund­
heit und dem Amt für Volkswohlfahrt bei der 
Obersten Leitung der PO. einen reich illustrier­
ten „Ratgeber für Mütter44 heraus, den er um­
sonst an Standesämter und Mütterberatungs­
stellen liefern will.

(2) Der Ratgeber, an dem maßgebliche Ver­
treter der NSDAP, mitgearbeitet haben, scheint 
mir nach Inhalt und Ausstattung seine Auf­
gabe, der deutschen Mutter ein Wegweiser für

■ die Pflege ihres Kindes zu sein, gut zu erfüllen. 
Die dem Ratgeber beigefügten geschäftlichen 
Anzeigen, durch die er finanziert wird, unter­
liegen der regelmäßigen Prüfung durch das 
Gaupresseamt Westfalen-Nord der NSDAP, 
nach den durch das Amt für Volksgesundheit 
gegebenen Richtlinien.

(3) Da eine allgemein und gleichmäßig durch­
geführte Belehrung der Mütter im Interesse der 
öffentlichen Gesundheitspflege erwünscht ist, 
empfehle ich, alle Standesämter und sonstigen 
in Betracht kommenden Stellen in geeignet 
erscheinender Form auf diese Druckschrift auf­
merksam zu machen. Das Heft kann durch den 
Verlag immittelbar oder durch die zuständigen 
N SV.-Stellen bezogen werden.

1) Vgl. MBliV. 1934 S. 1539.
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Württemberg Nagold

Bekanntmachung des Landesjngendamts über 
Befreiungen auf Grund des § 29 Abs. 1 des 
Refchsjogendwohlfahrtsgesetzes vom 27. De­

zember 1934 — Nr. IX 1904. —:
Das Landesjugendamt hat auf Grund des 

§ 29 Abs. 1 des Reichsjugendwohlfahrtsge- 
setzes vom 9. Juli 1922 (RGBL I S. 633) 
weiter folgende geschlossene Anstalten, die 
Kinder in Pflege nehmen, von der Anwendung 
der Bestimmungen der §§ 20 bis 23 des Reichs- 
jngcndwohlfahrtsgesetzes befreit:

Kreis: Name der Anstalt:
Gerabronn Kinderheim im Arbeitsdienst­

lager für Mädchen des Bundes 
deutscher Mädchen, Obergau 
Württemberg, in Mistlau, Ge­
meinde Gaggstatt;

Freudenstadt Kinderkurhaus Wünsch in Freu­
denstadt;

Säuglingsstation im Umschu­
lungslager Wart des Bunde» 
deutscher Mädchen, Obergau 
Württemberg, in Wart.

Bekanntmachung de» Landesjngendamts über 
die Einräumung des Rechts zur Stellung des 
Antrags auf Fürsorgeerziehung auf Grund von 
Art. 18 Ziff. 2 des Landesjugendwohlfahrtsge­
setzes vom 31. Dezember 1934 — Nr. EX1888.—s

Das Landesjugendamt hat auf Grund von 
Art. 18 Ziff. 2 des Landesjugendwohlfahrtsge­
setzes vom 23. November 1927 (RegBl. S. 329) 
in der Fassung des Art. 15 der Dritten Not­
verordnung des Staatsministeriums zur Siche­
rung der Haushalte von Staat und Gemeinden 
vom 4. Dezember 1931 (RegBl. S. 431) 

der Gauamtsleitung und den Kreisamts- 
leitungen des Gaues Württemberg der NS.- 
V olkswohlfahrt

das Recht zur Stellung des Antrags auf Für­
sorgeerziehung eingeräumt.

Umschau

Jugendrecht.
Am 4. Dezember 1934 fand die konsti­

tuierende Sitzung des Ausschusses für Ju­
gendrecht der Akademie für Deutsches 
Recht im Preußenhaus statt. Der Präsi­
dent der Akademie für Deutsches Recht, 
Dr. Hans Frank, eröifnete selbst die 
Sitzung und begrüßte den Reichsjugend­
führer Baldur von Schirach, Reichsmini­
ster Seldte sowie die Staatssekretäre 
Freisler und Krohn und Reichsarbeits­
führer Hier!. Er sprach zunächst sein Be­
dauern darüber aus, daß der Vorsitzende 
Reichsminister Kerrl leider durch Krank­
heit verhindert sei, den Vorsitz in der 
ersten Sitzung zu führen und ernannte 
Staatssekretär Freisler und Obergcbicts- 
führcr Axmann zu stellvertretenden Vor­
sitzenden. Der Präsident der Akademie 
umriß dann die großen Aufgaben dieses 
Ausschusses. Die Akademie für Deut­
sches Recht habe sich des Jugendrechtes 
angenommen, weil sie von dem Bewußt­
sein durchdrungen sei, daß der National­
sozialismus nur dann seine Aufgabe lösen 
könne, wenn er die deutsche Jugend, die 
er in ihrer Gesamtheit für sich gewonnen 
habe, auch behalten werde. Aufgabe 
dieses Ausschusses sei es, dem Anspruch 
der Jugend, die nicht nur Pflichten gegen­
über dem Staat habe, sondern auch

Rechte, dem Anspruch auf Erziehung, 
auf Bildung, auf Arbeit, vor allem je­
doch dem Anspruch auf Mitarbeit im 
Staate rechtlichen Ausdruck zu ver­
leihen.

Das erste Referat hielt der Reichs- 
jugendführer Baldur von Schirach. Er 
ging aus von einer Würdigung der Jugend 
im Zweiten Reich, die sich abseits vom 
Staat gestellt habe. Während im marxi­
stischen Staate der Nachkriegszeit die 
Jugend nur als Objekt des Staates be­
trachtet worden sei, müsse nunmehr im 
Dritten Reich die wichtigste Aufgabe 
darin gesehen werden, die Jugend an den 
Staat heranzuführen und sie auf ewig 
an ihn zu binden. Drei große Arbeits­
gebiete des Ausschusses stellte derReichs- 
jugendftthrer dann heraus:

den Neubau des Jugendarbeitsrechts, 
des Jugendstrafrechts und des Jugend­
pflegerechts.
Im Jugendarbeitsrecht müsse die 

Jugend vom Arbeitsplatz aus zum Staate 
herangeführt werden. Der Lehrherr müsse 
wieder, wie es altem deutschen Gedanken 
entspreche, zum Treuhänder des Staates 
emporgehoben werden.

Das Jugendpflegerecht müsse von 
dem Wohlfahrtsgedanken gereinigt wer­
den. Das Wort „Reichsjugendwolufahrts-
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gesetz“ empfinde die nationalsozialisti­
sche Jugend als Beleidigung. Der Führer 
erklärt, Jugend sei keine Angelegenheit 
der Wohlfahrt des Staates, sondern Ju­
gend habe einen Anspruch auf die Sorge 
des Staates um sie.

Schließlich müsse das Jugendstraf­
recht unter nationalsozialistischen Ge­
sichtspunkten neu geformt werden. Die 
Reste marxistischer Ideologie, die darin 
zum Ausdruck kommen, daß der jugend­
liche Verbrecher immer als Objekt des ihn 
umgebenden Milieus gezeichnet werde, 
müssen verschwinden. Man vergesse ganz, 
daß gleichaltrige Kameraden des jugend­
lichen Verbrechers im gleichen Milieu auf­
gewachsen, aber nicht straffällig geworden 
seien. Hier liege die Hauptaufgabe eines 
Jugendstrafrechts in der Erziehung, der 
sich vor allem die Hitlerjugend ange­
nommen habe.

Im Namen des deutschen Rechtsstan­
des und im Namen der Gesamtheit der 
Rechtswahrer und Rechtsdiener versi­
cherte Dr. Hans Frank dem Reichsjugend­
führer, er werde in allen Kreisen der deut­
schen Rechtsdiener das Empfinden für die 
Verantwortung gegenüber den Jugend­
lichen und der Jugend soweit als nur 
irgend möglich steigern.

Staatssekretär Freisler betonte, daß das 
Durcheinander der Rechtsbestimmungen 
für die Jugendlichen in den verschiedenen 
Gesetzesakten des Deutschen Reiches ein 
Chaos bedeute. Nur Nationalsozialisten 
könnten ein einheitliches Jugendrecht 
schaffen, weil nur der ein Jugendrecht 
aufstellen könne, der selbst jung sei.

Reichsarbeitsminister Seldte erklärte, 
daß er den Zielen und den politischen 
Richtlinien, die der Reichsjugendführer 
für den Jugendrechtsausschuß aufgestellt 
habe, nicht nur vollstes Verständnis ent­
gegenbringe, sondern sich verpflichtet 
fühle, an ihrer Verwirklichung tatkräftig 
mitzuwirken.

Der Präsident des Reichsgesundheits­
amtes, Professor Reiter, wies darauf hin, 
daß die biologischen und die Umwelt­
voraussetzungen bei der Schaffung eines 
neuen Jugendrechtes von besonderer Be­
deutung seien.

Zum Schluß stellte Reichsjustizkom­
missar Dr. Frank die vier großen Ziele 
des Ausschusses in einer Zusammenfas­
sung fest:

1. Die Klärung aller die Jugend betref­
fenden Bestimmungen, die sich in den 
heute geltenden Gesetzesakten befinden.

2. Die Beantwortung der Frage, ob ein 
einheitliches Jugendgesetzwerk geschaffen 
werden solle.

3. Die Mitwirkiing der Vertreter der 
Hitler-Jugend an den aktuellen Gesetzes­
arbeiten durch ihre führende Betätigung 
an diesem Rechtsausschuß.

4. Eine Überprüfung der Erziehung der 
deutschen Jugend zum Recht, die nicht 
mehr, wie bisher, nur denen Vorbehalten 
bleiben dürfe, die dem Beruf nach die 
Rechtsstudierenden mit dem Recht be­
kannt machten.

Erfahrungen beim Arbeitstauschplatz.
Nach Feststellungen des Königsberger 

Arbeitsamts hat die Herausziehung der 
Jugendlichen unter 25 Jahren aus den 
Betrieben und ihr Ersatz durch ältere Fa­
milienväter zu einer Benachteiligung der 
Betriebe vom rein wirtschaftlichen Stand­
punkt aus nicht geführt.

Nach einer Erhebung im Arbeitsamts­
bezirk waren in 617 Betrieben 25 220 Ar­
beiter und Arbeiterinnen (ohne Ange­
stellte) vorhanden. Von den 21318 
männlichen Arbeitern waren 17 268 (81 
Prozent) über und 4050 (19 Prozent) unter 
25 Jahren, von den 3902 Arbeiterinnen 
waren 2325 (57 Prozent) über und 1577 
(43 Prozent) unter 25 Jahren. Zum Aus­
tausch waren von den männlichen Arbei­
tern unter 25 Jahren rund 20 Prozent 
(795) vorgesehen. Da neun Zehntel der 
ausgetauschten Jugendlichen imgelernte 
Arbeiter sind, bei dene . ein Lohnunter­
schied zwischen Jugendlichen und Älteren 
nur gering oder — soweit die ausgetausch­
ten Jugendlichen über 23 Jahre alt waren 
— überhaupt nicht vorhanden ist, hat die 
Austauschaktion die Produktionskosten 
der Betriebe nicht wesentlich erhöhen 
können.

Da von den zum Austausch vorgesehe­
nen Arbeitskräften ein Teil nicht in Frage 
kam, ferner Jugendliche abgesetzt werden 
mußten, die seit dem 1. Oktober mit Zu­
stimmung des Arbeitsamtes neu in die 
Betriebe eingestellt waren, da in dieser 
Zahl die neueingestelltcn Lehrlinge, deren 
Einstellung an die Zustimmung des Ar­
beitsamts nicht gebunden ist, einbegriffen 
sind und da schließlich bei der Beurtei­
lung, wieweit ein Austausch den Betrieben 
zugemutet werden kann, die Zahl der Aus­
getauschten zu der gesamten Belegschaft 
in Beziehung zu setzen ist, ergibt sich, daß 
von 795 ungelernten, für den Austausch
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vorgesehenen Arbeitern zur Gesamtbe­
legschaft nur ein Prozentsatz von 3y? Pro­
zent besetzt worden ist.

Auf 20 bis 25 alte Arbeits­
plätze ist also bisher ein 
neuer besetzt worden.

Es wird ferner darauf hingewiesen, daß 
der Betriebsführer durch organisatorische 
Umgruppierung der Gefolgschaftsmitglie- 
der oder durch Umbesetzung der Arbeits­
plätze etwa vorhandene geringe Aus­
tauschschäden wettmachen kann. Schließ­
lich wird noch gesagt, daß die praktische 
Durchführung der Aktion gezeigt hat, daß 
die damit verbundene Verschiebung der 
Kaufkraft sich in keinem Falle nachteilig 
auf den Binnenmarkt auswirkt.

Die Kaufkraft des Arbeitseinkommens.
Nach den Feststellungen des Statisti­

schen Reichsamts in „Wirtschaft und 
Statistik“ betrug das Einkommen der 
Arbeiter, Angestellten und Beamten im 
dritten Vierteljahr 1934 rd. 7,6 Milld. RM, 
das sind etwa 300 Mill. RM mehr als im 
vorangegangenen Vierteljahr. Dieser Zu­
wachs kam im wesentlichen den Arbeitern 
zugute. Während das Beamteneinkom­
men unverändert blieb und das Ange­
stellteneinkommen nur um 2 v. H. zu­
nahm, stieg die Lohnsumme der Arbeiter 
um fast 6 v. H. Besonders bemerkens­
wert ist hieran, daß es vor allem die mitt­
leren und oberen Lohnstufen sind, die eine 
starke Zunahme aufweisen. Man darf dar­
aus schließen, daß der wirtschaftliche 
Auftrieb sich immer stärker auch auf die 
qualifizierte Arbeit innerhalb der Produk­
tion überträgt. Regional betrachtet war 
allerdings die Steigerung der Lohnsumme 
durchweg in Agrargebieten (Norddeutsch­
land, Oberbayern usw.) am größten. Die 
Kaufkraft des Arbeitseinkommens insge­
samt hatte im dritten Vierteljahr 1934 
wieder den Stand vom Frühjahr 1931 
erreicht.

Soziale Ehrengcrichtsbarkeit.
Zu der Frage, von welchem Zeitpunkt 

ab Handlungen nach den Bestimmungen 
des Gesetzes zur Ordnung der nationalen 
Arbeit und den entsprechenden Be­
stimmungen des Gesetzes zur Ordnung 
der Arbeit in öffentlichen Verwaltungen 
und Betrieben im Wege der sozialen 
Ehrengerichtsbarkeit verfolgt werden

können, nimmt der Reichsarbeitsminister 
in einem an die Treuhänder gerichteten 
Schreiben wie folgt Stellung:

„Aus einer bei mir eingegangenen 
Anfrage ersehe ich, daß in weiteren 
Kreisen Unklarheit darüber herrscht, ob 
die durch das Gesetz zur Ordnung der 
nationalen Arbeit eingeführte soziale 
Ehrengerichtsbarkeit auch auf Hand­
lungen Anwendung findet, die vor dem 
Inkrafttreten des Gesetzes begangen sind. 
In § 2 des Strafgesetzbuches ist bestimmt, 
daß eine Handlung nur dann mit einer 
Strafe belegt werden kann, wenn diese 
Strafe gesetzlich festgelegt war, bevor 
die Handlung begangen ist. Entsprechend 
können auch nur solche Handlungen von 
den Ehrengerichten gesühnt werden, die 
nach dem Inkrafttreten des Gesetzes zur 
Ordnung der nationalen Arbeit (1. 5. 34) 
begangen werden.“

Die Sozialversicherung im Saargebiet 
nach der Rückgliederung.

Die deutsche Reichsregierung hat in 
einem Schreiben des deutschen Botschaf­
ters in Rom vom 1. 12. 1934 an Baron 
Aloisi folgende Erklärung abgegeben:

„Im Falle der Rückgliederung des Saar- 

 

;ebietes an Deutschland wird die Sozial­gebietes an Deutschland wird die Sozial­
versicherung des Saargebiets in das allge­
meine deutsche Versicherungssystem ein­
gegliedert werden. Diese Eingliederung 
wird um so leichter erfolgen können, als 
die Gesetzgebung über Sozialversicherung 
im Saargebiet im allgemeinen der deut­
schen Gesetzgebung entspricht. Derge­
stalt werden die bei den Sozialversiche­
rungsträgern des Saargebiets erworbenen 
und im Entstehen begriffenen Ansprüche 
im Rahmen der deutschen gesetzlichen 
Bestimmungen unter Berücksichtigung 
der etwa zweckmäßig erscheinenden Uber­
gangsmaßnahmen gewahrt bleiben.

Dieser Grundsatz wird wie folgt er­
läutert :

1. Nach deutschem Recht stehen so­
wohl hinsichtlich der Anspruchsvoraus­
setzungen als auch des Ausmaßes der Lei­
stungen Ausländer, solange sie sich im In­
lande aufhalten, den Inländern gleich.

2. Nach deutschem Recht steht es den 
Versicherten ohne Rücksicht auf ihre 
Staatsangehörigkeit auch beim Aufent­
halt im Ausland frei, sich die erworbenen 
Anwartschaften durch freiwillige Weiter­
versicherung zu erhalten; in der knapp- 
Rchaftlichep Pensionsversicherung konn-
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teil die Anwartschaften bis zum 31. De­
zember 1933 auch durch Entrichtung von 
Anerkennungsgebühren erhalten werden.

3 a. Bei Auslandsaufenthalt unterliegen 
sowohl Inländer wie Ausländer gewissen 
Beschränkungen im Rentengenuß, sofern 
zwischenstaatliche Verträge nichts anderes 
bestimmen.

3 b. Nach Artikel 4 Abs. 1 des allge­
meinen deutsch - französischen Abkom­
mens über Sozialversicherung vom 29. Juli 
1932, auf dessen Zustandekommen die 
deutsche Regierung nach wie vor den 
größten Wert legt, genießen Versicherte, 
solange sie in Deutschland oder Frank­
reich wohnen, die auf Grund der Versiche­
rungsordnungen erworbenen Renten und 
Pensionen einschließlich der damit ver­
bundenen Zuschüsse und sonstigen Vor­
teile ohne jede Einschränkung. Die deut­
sche Regierung ist bereit, diese Bestim­
mung nach der Rückgliederung des Saar­
gebietes auf Personen anzuwenden, die bei 
Versicherungsträgern des Saargebiets ver­
sichert sind oder waren.

3 c. Insoweit die bei den Versicherungs­
trägern des Saargebiets vor dessen Rück­
gliederung an Deutschland erworbenen 
Renten und Pensionen durch die Erläute­
rung in Ziffer 3 b nicht gedeckt sein sollten, 
werden sie, einschließlich der damit ver­
bundenen Zuschüsse und sonstigen Vor­
teile, ohne Rücksicht auf den Aufenthalt 
und die Staatsangehörigkeit des Berech­
tigten gewährt werden, soweit die Ver­
sicherungsträger des Saargebiets nach der 
gegenwärtig in diesem Gebiet geltenden 
Gesetzgebung dazu verpflichtet sind.

4. Die rechtskräftigen und vollstreck­
baren Entscheidungen der Versicherungs­
träger und -behörden des Saargebiets wer­
den als rechtsgültig anerkannt, als ob sic 
von Versicherungsträgern oder -behörden 
im übrigen Reichsgebiet erlassen wären.“

Zur Reform der Sozialversicherung.
Der Ausschuß für Sozialversicherung in 

der Akademie für Deutsches Recht unter­
suchte in seiner am 11. Januar stattgefun­
denen ersten Sitzung des Jahres 1935 die 
Möglichkeiten einer Vereinfachung des 
Beitragseinzuges für die gesamte Sozial­
versicherung. Hierbei spielte die Frage 
eine Rolle, ob dem Beitragsmarkenver­
fahren oder einem prozentualen Abzug 
von Lohn und Gehalt der Vorzug zu geben 
wäre. Eingehend wurden die materiell­

rechtlichen und verwaltungstechnischen 
Vorteile und Nachteile erörtert.

Der Ausschuß kam einstimmig zu dem 
Ergebnis, daß für die Praxis die Vorteile 
des Beitragsmarkenverfahrens — 
wie es heute in der Invaliden- und Ange­
stelltenversicherung vorgeschrieben ist — 
nicht entbehrt werden können. Alle 
Versuche mit einem anderen Verfahren 
führen zu einer erheblichen Mehrbelastung 
des Verwaltungsapparates. Um aber eine 
wirksame Beitragskontrolle beim Beitrags­
markenverfahren durchzuführen, hält es 
der Ausschuß für richtig, die geltenden 
Überwachungsvorschriften im Sinne einer 
Vereinheitlichung auszugestalten.

Heilverfahren für Mütter.
Wie 6chon bei mancher anderen fürsor­

gerischen Sondermaßnahme hat das Di­
rektorium der Reichsversicherungsanstalt 
für Angestellte beschlossen, sich auch 
an dem Hilfswerk für „Mutter und Kind“ 
durch die Gewährung von Zuschüssen zu 
Erholungskuren für kinderreiche Mütter 
und deren Kinder sowie durch die Ge­
währung von Heilverfahren für diese 
Mütter und ihre Kinder auch bei nicht 
tuberkulösen Leiden zu beteiligen.

Für die Durchführung der Erholungs­
kuren gelten die nachstehend veröffent­
lichten Richtlinien. Bei den Heilverfahren 
fallt die bisher bei der Heilverfahrensge­
währung an nichtversicherte Angehörige 
bestehende Beschränkung auf heilstätten­
bedürftige Tuberkulöse fort. Diese Heil­
verfahren für die Mütter beabsichtigt die 
Reichsversicherungsanstalt für Angestellte 
selbst durchzuführen unter der Voraus­
setzung, daß in gleicher Weise wie beim 
Tuberkuloseheilverfahren für nichtver­
sicherte Angehörige der Versicherten ein 
Betrag von 2,50 RM für den Pflegetag von 
dritter Stelle hinzugezahlt wird. Auch für 
diese Heilverfahren ist Voraussetzung, daß 
es sich um Mütter handelt, die mehr als 
zwei lebende und wirtschaftlich nicht selb­
ständige Kinder besitzen und das 55. Le­
bensjahr noch nicht überschritten haben, 
daß die Familie zu den erblich gesunden, 
sozial wertvollen und bedürftigen Familien 
zählt und daß der Ehemann oder die 
Mutter selbst bei der Reichsversicherungs­
anstalt versichert ist. Das Heilverfahren 
für nichtversicherte kinderreiche Mütter 
soll zunächst als Versuch auf ein Jahr 
durchgeführt werden. Für die Heilver­
fahren für kinderreiche Mütter gelten, so-
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weit es sich um Kinder bis zu 16 Jahren 
handelt, die den Entsendestellen bekann­
ten „Richtlinien für das Kinderheilver­
fahren der R£A.“. Für ältere Kinder, die 
für das Kinderheilverfahren nicht mehr in 
Betracht kommen, gelten die den Ent- 
sendestellen ebenfalls bekannten „Beson­
deren Bestimmungen für das Heilver­
fahren bei nichtversicherten Angehörigen 
der Versicherten“, die eine entsprechende 
Erweiterung erfahren.

1. Allgemeines. Die RfA. beteiligt sich 
an den Erholungskuren für kinderreiche 
Mütter (einschl. der Witwenrentenemp- 
fanger), soweit sie zum Versichertenkreis 
der RfA. gehören, mit einem Zuschuß von 
1,50 RM für den Pflegetag; mit diesem 
Betrage sind auch die Kosten für die Ne­
benleistungen der Kur (Haushaltsführung 
während der Abwesenheit der Mutter, 
Reisekosten, Arztgebühren u. dergl.) ab­
gegolten. Die RfA. führt die Erholungs­
kur nicht selbst durch, überläßt die Durch­
führung vielmehr den Fürsorgeämtern 
(Wohlfahrtsamt, Gesundheitsamt u. der­
gleichen), Nationalsozialistischen Volks­
wohlfahrt, Krankenkassen, Vereinen und 
sonstigen Stellen, die sich mit der Er­
holungsfürsorge befassen oder auch dem 
Ehemann. Der Zuschuß ist in voller Höhe 
zur Deckung der Kurkosten zu verwen­
den; ein Abzug für andere Zwecke, insbe­
sondere für sächliche oder persönliche Aus­
gaben der Entsendestellen, ist nicht statt­
haft.

2. Bedingungen. Bedingung für die Ge­
währung des Zuschusses ist:
a) daß die Mutter mehr als zwei lebende, 

wirtschaftlich nicht selbständige Kin- 
der besitzt und das 55. Lebensjahr noch 
nicht überschritten hat;

b) daß die Familie zu den erbbiologisch 
gesunden, sozial wertvollen und be­
dürftigen Familien zählt;

c) daß die Mutter oder ihr Ehemann bei 
der RfA. versichert und die Beitrags­
leistung in Ordnung ist;

d) daß der Antrag rechtzeitig, d. h. vor 
Antritt der Kur, auf dem von der RfA. 
dafür bestimmten Vordruck durch die 
Entsendestelle (s. oben unter 1.) ge-

die Notwendigkeit einer Erholungskur 
und das Vorliegen der Bedingung zu 2 b 
nachgewiesen wird;

f) daß die Kur in einem Erholungsheim 
(Kurheim) innerhalb des Deutschen 
Reichsgebiets durchgeführt wird — zur 
Örtlichen Erholungsfürsorge und zur 
Unterbringung in Familienstellen wird 
kein Zuschuß gewährt —;

g) daß nach Abschluß der Kur der RfA. 
ein Schlußbericht der Entsendestelle 
vorgelegt wird, aus dem Ort, Dauer und 
Erfolg der Kur ersichtlich sein müssen.

Für erholungsbedürftige Kinder aus kinr- 
derreichen Familien wird ein Zuschuß bis 
zur Hälfte der Kosten — höchstens aber 
1,50 RM für den Tag — gewährt.

3. Verfahren. Der Antrag auf Ge­
währung eines Zuschusses ist von der Ent­
sendestelle an die Reichsversicherungsan­
stalt für Angestellte in Berlin-Wilmers­
dorf, Ruhrsträße 2, am Fehrbelliner Platz, 
zu richten. Die Entsendestelle kann eine 
Zweitschrift des Antrages zu ihren Akten 
nehmen. Vor Einreichung des Antrages 
müssen die über den Rahmen des Zu­
schusses der RfA. hinausgehenden voraus­
sichtlichen Kosten der Kur anderweitig 
sichergestellt sein.

Eine ordnungsmäßige und schnelle 
Durchführung des Zuschußverfahrens 
kann nur gewährleistet werden, wenn die 
im Antrag vorgesehenen Fragen sorgfältig 
und vollständig beantwortet werden. Hier­
bei wird ausdrücklich darauf hingewiesen, 
daß Antrag, ärztliches Zeugnis und Schluß­
bericht für jede Mutter — bzw. für jedes 
Kind — einzeln auszufertigen sind. Alle 
ärztlichen Unterlagen gehen in das Eigen­
tum der RfA. über.

Über die Gewährung oder Ablehnung 
des Antrages läßt die RfA. der Entsende­
stelle einen Bescheid zugehen, gegen den 
ein Rechtsmittel nicht gegeben ist. Die 
für die Ablehnung eines Zuschusses maß­
gebenden Gründe werden im Einzelfalle 
nicht bekanntgegeben.

4. Abrechnung. Die RfA. zahlt den Zu­
schuß an die Entsendestelle erst, wenn ihr 
der Schlußbericht der Entsendestelle mit
den erforderlichen Angaben (vgl. ZiflT. 2 g) 

stellt wird — nachträglichen Zuschuß- vorliegt. Bei Einsendung des Schlußbe- 
anträgen für bereits durchgeführte richte ist die Anschrift des Kontos, mög- 
Kuren wird grundsätzlich nicht ent- liehst des Postscheckkontos mit Post- 
sprochen —; schecknummer, auf das der Zuschuß über-

e) daß durch ein von dem Amtsarzt oder wiesen werden soll, genau anzugeben. Vor- 
Arzt der NSV. oder Vertrauensarzt der schüsse auf die Kurbeihilfe werden grund- 
Krankenkasse auszustellendes Zeugnis sätzlich nicht gezahlt.
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5. Vordrucke. Antrags Vordrucke mit 
Richtlinien sind bei den Ortsausschüssen 
und Vertrauensmännern der Angestellten­
versicherung erhältlich oder immittelbar 
bei der Reichs versicherungsanstalt für An­
gestellte inBerlin-Wilmersdorf, Ruhrstr.2, 
am Fehrbelliner Platz, anzufordern.

Vordrucke für die ärztlichen Zeugnisse 
hat die RfA. nicht eingeführt; es können 
die Vordrucke der Entsendestellen, z. B. 
der NSV., verwendet, aber auch freie 
Zeugnisse ausgestellt werden.

Darlehenserleichterung bei der 
Invalidenversicherung.

Durch einen Erlaß an die Vorstände 
der Landesversicherungsanstalten hat das 
Reichsversicherungsamt gewisse Erleich­
terungen bei der Gewährung von Dar­
lehen durch die Träger der Invaliden­
versicherung eintreten lassen. Bisher 
war die Gewährung solcher Darlehen 
genehmigungspflichtig, wenn Zinsen unter 
einer gewissen Höhe vereinbart worden 
waren. Um die allgemeinen Bestrebungen 
nach einer Zinssenkung zu fördern, hat 
das Reichsversicherungsamt nunmehr 
diese Grenze auf jährlich 4 v. H. herab­
gesetzt. In dem Erlaß ist aber aus­
drücklich betont, daß auch bei Einhaltung 
dieser Zinsgrenze die Genehmigung jeden­
falls dann eingeholt werden muß, wenn 
die Darlehnsgewährung aus anderen Grün­
den als wegen der Zinsenhöhe genehmi­
gungspflichtig ist. Ferner wird darauf 
hingewiesen, daß die Versicherungsträger 
ihr besonderes Augenmerk auf die Er­
haltung der notwendigen Flüssigkeit der 
Mittel zu richten haben.

Die Hindenburg-Spende im Jahre 1934.
Nach dem Bericht von Ministerialrat 

Dr. Karstedt in der Nr. 3 des Reichsar- 
beitsblatts vom 25.1.1935 hat die Hin­
denburg-Spende im Jahre 1934 989 600 
Reichsmark an Unterstützungen ausge­
geben. Davon zahlte die Geschäftsstelle 
an einmaligen und laufenden Unter­
stützungen 889 600 RM, während 100 000 
Reichsmark dem Herrn Vorsitzenden zur 
unmittelbaren Venusgabung zufielen.

Aus den MitteLi der Geschäftsstelle 
wurden 3 053 Kriegsbeschädigte, 2 121 
Kriegshinterbliebene, 304 Veteranen und 
560 ehemalige aktive Offiziere, Offiziere 
des Beurlaubtenstandes, Heeresbeamte 
und die Hinterbliebenen dieser Personen­

kreise unterstützt. Insgesamt kamen
6 038 Fälle zur positiven Erledigung.

Mit Schluß des Jahres 1934 hat die seit
Ende 1927 bestehende Stiftung insgesamt
7 942 373,65 RM ausgezahlt. Die Ge­
schäftsstelle allein unterstützte in dieser 
Zeit 44 531 Personen.

Das Vermögen der Stiftung belief sich 
am 31.12.1934 noch auf 3 055 691,71 RM, 
so daß, wenn Unterstützungen in dem bis­
herigen Umfange weitergezahlt werden, 
die Stiftung nach Verlauf von ungefähr 
drei Jahren aufgezehrt sein wird.

Landaufenthalt für Stadtkinder.
Wie die Reichszentrale Landaufenthalt 

für Stadtkinder mitteilt, ist ihr auf Seite 
507 inhaltlich wiedergegebenes Rund­
schreiben dahin zu ändern, daß der mit 
der Agrippina Allgemeine Versicherungs- 
A.-G. in Köln abgeschlossene Versiche­
rungsvertrag nicht für alle vom 1. 1. 1935 
an eintretenden Unfall- oder Haftpflicht­
versicherungsfälle Anwendung findet, son­
dern nur dann in Betracht kommt, wenn 
die Verschickung auch erst nach dem 
1.1.1935 erfolgt ist. Alle Kinder, die noch 
im Jahre 1934 zur Verschickung gekom­
men und über den 31. 12. 1934 hinaus in 
ihren Pflegestellen verblieben, sind, sind 
auch für die Zeit ihres weiteren Aufent­
halts im Jahre 1935 bis zur Rückkehr ins 
Elternhaus bei der Neuen Frankfurter 
Allgemeinen Versicherungs A.-G., Frank­
furt a. M., versichert, so daß Unfälle, die 
diesen Kindern zustoßen, nach wie vor 
dorthin zu melden sind.

Kosten der Unfruchtbarmachung.
Frage: Wer hat die Kosten der Un­

fruchtbarmachung von Geisteskranken zu 
tragen, die sich in der Fürsorge der Lan­
desfürsorgeverbände befinden ?

Antwort: § 13 des Gesetzes zur Ver­
hütung erbkranken Nachwuchses in Ver­
bindung mit Art. 7 der zu diesem Gesetz 
ergangenen Ausführungsverordnung be­
stimmt, wer die Kosten der Unfruchtbar­
machung zu tragen hat. Wenn die Kran­
kenkasse die Kosten des ärztlichen Ein­
griffs nicht trägt bzw. der Unfruchtbar­
zumachende oder seine Angehörigen dazu 
nicht in der Lage sind, so ist er hilfsbe­
dürftig im Sinne der Fürsorgepflichtver­
ordnung. Daraus folgt, daß die Für­
sorgepflichtverordnung und die dazu er­
gangenen Austunrungsbestimmungen der 
Länder für die Ermittlung des Kosten-
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trägere maßgebend sind. Da der Landes­
fürsorgeverband gemäß § 6 der Prenß. 
Ausführungsverordnung für Bewachung, 
Kur und Pflege hilfsbedürftiger Geistes­
kranker in geeigneten Anstalten Für­
sorge zu treffen hat, so hat er auch die 
Kosten des ärztlichen Eingriffs von Per­
sonen zu tragen, die unfruchtbar gemacht 
werden. Das ist aber nur dann der Fall, 
wenn der Landesfürsorgeverband dem 
Unfruchtbarzumachenden wegen seiner 
Geisteskrankheit Anstaltspflege zu ge­
währen hat, nicht aber, wenn Personen 
nur wegen der Vornahme des chirurgi­
schen Eingriffs der Anstaltspflege be­
dürfen (vgl. Ruppert, „Wer trägt die 
Kosten der Unfruchtbarmachung ?“ in 
Deutsche Zeitschrift für Wohlfahrtspflege 
1933, S. 383). Welche Kosten dem Lan­
desfürsorgeverband zur Last fallen, folgt 
aus § 7 der Preuß. Ausführungsverord­
nung zur Verordnung über die Fürsorge­
pflicht. Nach dieser Vorschrift trägt der 
Landesfursorgeverband zwar die allge­
meinen Kosten der Anstalt und die Be­
erdigungskosten, ist aber berechtigt, Er­
satz der sonstigen Kosten von dem end­
gültigen Fürsorgeverband zu fordern. Zu 
den sonstigen Kosten gehören die durch 
den chirurgischen Eingriff bei der Un­
fruchtbarmachung entstehenden Kosten. 
Nach § 7 a. a. O. bleiben besondere Ver­
einbarungen, insbesondere auch die Re­

glements über die Höhe der zu erstatten­
den Kosten, im Sinne von § 8 a. a. O. 
unberührt. Zengerling.

Sterilisierungsgesetz in Finnland.
Dem Reichstag in Helsingfors ist am 

26. Oktober 1934 die Regierungsvorlage 
zu einem Sterilisierungsgesetz in Finn­
land zugegangen.

Der Entwurf berücksichtigt in der Be­
gründung die inzwischen gesammelten Er­
fahrungen in Deutschland und den übri­
gen Staaten und lehnt sich in einzelnen 
wesentlichen Punkten an das deutsche 
Gesetz zur Verhütung erbkranken Nach­
wuchses an. Es umfaßt jedoch nur Idio­
ten, Imbezille, Geisteskranke und Epilep­
tiker, ferner Sexualverbrecher und auf
eigenen Antrag phänotypisch gesunde 
Personen, bei denen die begründete Be­
fürchtung krankhafter Erbanlagen be­
steht oder wenn sie infolge eines ab­
norm starken oder widernatürlichen Ge­
schlechtstriebes Verbrechen begehen könn­
ten. Die soziale Indikation hat insofern in 
dem Entwurf Aufnahme gefunden, als 
auch ein „Geisteskranker, Geistesschwa­
cher oder Kretin“ unfruchtbar gemacht 
werden soll, „wenn es wahrscheinlich ist,, 
daß seine Kinder infolge seines Ge­
brechens bei ihm der Pflege und Er­
ziehung entbehren müßten“.

Aus Zeitschriften und Büchern

Ein Jahr Gesetz zur Verhütung erb­
kranken Nachwuchses.

In Heft 1 der Juristischen Wochen­
schrift vom 5. 1. 1935 hat Oberlandesge- 
riebtsrat Dr. Grunau, Kiel, bemerkens­
werte Ausführungen zu diesem Thema 
veröffentlicht.

Nach kurzen einleitenden Ausführun­
gen über das Gesetz und seine Auswirkun­
gen im ersten Jahre nach seinem Inkraft­
treten behandelt der Verfasser die we­
sentlichen Zweifelsfragen, die bisher so­
wohl, soweit das materielle Recht in Frage 
kommt, als auch bei dem Verfahren ent­
standen sind. Im Gegensatz zu der An­
sicht der Kommentatoren des Gesetzes 
vertritt er dabei die Auffassung, daß 
cs dem Geiste des Gesetzes und dem Wil­
len des Gesetzgebers entspreche, wenn 
daß Wort „kann“ in § 1 des Gesetzes für

den Richter als eine Muß-Vorschrift auf- 
gefaßt werde. Wenn er jedoch glaubt, 
diese Ansicht daraus herleitcn zu können, 
daß das Wort „können“ in § 3 des Ge­
setzes „ohne Zweifel“ für den beamteten 
Arzt und den Anstaltsleiter eine Muß- 
Vorschrift enthalte, so wird man demge­
genüber darauf hinweisen müssen, daß das 
Gesetz bewußt davon absieht, dem An­
staltsleiter die Anzeigepflicht aufzuerlegen,, 
und daß auch die Anzeigepflicht des Amts­
arztes nicht auf den Bestimmungen des- 
Gesetzes, sondern auf seiner allgemeinen 
Dienstpflicht beruht. Es ist auch nicht 
ersichtlich, weshalb der Gesetzgeber, wenn 
er eine Muß-Vorschrift hätte schaffen wol­
len, sich einer dies nicht ausdrückenden 
Terminologie bedient haben sollte. ' In. 
wertvollen Ausführungen setzt sich der 
Verfasser sodann mit den verschiedenen.
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Ansichten auseinander, die hinsichtlich 
der Voraussetzungen der Unfruchtbar* 
machung in Praxis und Schrifttum aufge­
treten sind, tritt aber im Ergebnis dafür 
ein, daß, wenn Erbkrankheit vorliegt, von 
der Unfruchtbarmachung nur abgesehen 
werden darf, wenn Nachkommenschaft 
objektiv vollkommen ausgeschlossen ist, 
daß andernfalls aber damit gerechnet 
werden muß, daß dis Nachkommenschaft 
an schweren körperlichen oder geistigen 
Erbschäden leiden werde. Wenn im wei­
teren auf die Schwierigkeiten hingewiesen 
wird, die der Praxis durch zu weit gefaßte 
Begriffe wie „Schwachsinn4“ erwachsen, so 
ist die Rechtsprechung des Jahres 1934 
das beste Beispiel für diese Tatsache. 
Auch der Kritik des Verfassers an dem 
Intelligenzprüfungsbogen wird man zu­
stimmen müssen, wie auch andererseits 
die Notwendigkeit derartiger Hilfsmittel 
nicht bestritten werden kann. Mit Recht 
wird hier an die ungeheure Verantwortung 
des Richters appelliert und der Grund­
satz : „lieber zehn zu viel als einen zu we­
nig44 abgelehnt. Ebenso ist die Streitfrage, 
ob ein moralischer Defekt als angeborener 
Schwachsinn anzusehen sei, bisher keines­
wegs geklärt. Mit Recht vertritt hier der 
Verfasserim Gegensatz zu den Kommenta­
toren desGesetzes den verneinenden Stand­
punkt. Auch der Begriff des schweren Al­
koholismus hat schon zu Zweifeln geführt, 
doch dürfte sich die Ansicht, daß es sich 
um Trunksucht infolge Konstitutionsman- 
gels handeln muß, durchsetzen. Beacht­
lich ist auch der de lege ferenda gemachte
Vorschlag, den Antrag auf Unfruchtbar­
machung auch dann nicht zuzulassen, 
wenn der Eingriff die Gefahr einer schwe­
ren körperlichen oder geistigen Schädi­
gung mit sich bringt. Denn mit Recht 
wird körperliche oder geistige Lähmung 
für den Erbkranken und seine Familie
schlimmer als der Tod betrachtet.

Weniger einschneidend, aber trotzdem 
für die Durchführung des Gesetzes häufig 
nicht von geringerer Bedeutung sind die 
das Verfahren betreffenden Zweifelsfra­
gen. Auf die Mängel, die das vielfach ein- 
geschlagcne Verfahren enthält, daß bei 
geschäftsunfähigen Erbkranken zur Ver­
meidung der durch Bestellung eines Pfle­
gers eintretenden Verzögerung der Amts­
arzt auch den Antrag stellt, wird mit 
Recht aufmerksam gemacht. Daß die Be­
stellung eines Pflegers für die Unfrucht­
barmachung nicht schon die stillschwei­
gende vormundschaftsgerichtliche Geneh­

migung des Pflegerantrages darstellt, wird 
mit Recht behauptet. Ob die Auffassung 
des Verfassers, daß die Leiter privater 
Kranken- und Entbindungsanstalten kein 
Antragsrecht haben, der Rechtslage ent­
spricht, dürfte zweifelhaft sein. Im Hin­
blick auf die Bedeutung dieser Frage wird 
man hoffen müssen, daß die Rechtspre­
chung bald zu einer Klärung führt. Darin, 
daß die Anhörung des Erbkranken, seiner 
Eltern und seines Ehegatten wenn auch 
nicht eine gesetzliche, so doch im Hinblick 
auf die Bedeutung der Entscheidung mo­
ralische Pflicht des Gerichts ist, wird 
man dem Verfasser zustimmen müssen. 
Die Frage, ob die Amtsärzte und An­
staltsleiter berechtigt sind, zugunsten des 
Erbkranken Beschwerde einzulegen, wird 
bejaht, dagegen die Möglichkeit der Zu­
rücknahme des von ihnen gestellten An­
trages verneint. Im Gegensatz zu der in 
Schrifttum und Rechtsprechung vielfach 
verfochtenen Ansicht steht der Verfasser 
auf dem Standpunkt, daß de lege lata 
eine Schwangerschaftsunterbrechung auch 
im Falle der Erbkrankheit der Eltern des 
zu erwartenden Kindes nicht zulässig ist. 
Die Ansicht des Verfassers, daß die Kosten 
der auf Anordnung der Erbgesundheitsge­
richte gemäß Art. 4 Abs. 3 Durchf VO. er­
folgten Unterbringung des Erbkranken 
als Kosten des gerichtlichen Verfahrens im 
Sinne des § 13 Abs. 1 des Gesetzes anzu­
sehen sind, dürfte der Rechtslage ent­
sprechen.

Diese wenigen Beispiele zeigen, daß 
trotz der Klarheit des Gesetzes die Erbge- 
sundheitsgerichte vielfach vor wichtige 
und nicht leichte Entscheidungen gestellt 
werden. Man wird es dem Verfasser dan­
ken müssen, daß er schon nach so kurzer 
Zeit durch seine Ausführungen die Punkte 
aufgezeigt hat, in denen völlige Klarstel­
lung dringend notwendig ist, und hoffen 
dürfen, daß das bereits im ersten Jahre 
angesammelte wertvolle Entscheidungs­
material auch in der Form eines für die 
mit der Durchführung des Gesetzes be­
faßten Personen brauchbaren kleineren 
Kommentars nutzbar gemacht wird.

Zengerling.

Winterhilfe im Ausland.
Dem Heft 4 des Nationalsozialistischen 

Volksdienstes vom Januar 1935 sind fol­
gende Vergleiche ausländischer Maßnah­
men mit der Winterhilfe des deutschen 
Volkes zu entnehmen:
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In Italien ist unter dem Motto Musso­
linis: „Zum Volke hin!“ der Kampf gegen 
Hunger und Kälte aufgenommen worden. 
Auch die Winterhilfe des italienischen 
Staates geht nicht von der Humanität 
und dem Spenden, sondern vom Opferhe­
griff aus. Beauftragt ist die „Ente Opere 
Assistenziali“ mit der Durchführung des 
Winterhilfswerkes. Man versucht geradeso 
wie bei uns die verschämten Armen zu 
erfassen. Zu diesem Zweck werden die 
faschistischen Frauenakteilungen einge­
setzt, die sich über die Not im Volke un­
terrichten und versuchen, auf feinfühlige 
Art Hilfe zu schaffen. In dem „Giornale 
Italia“ finden wir unter dem 15. 11. 1934 
folgende lebendige Schilderung:

„Wie man weiß, bietet die Winterhilfe 
den Arbeitslosen Essen aus den Volks­
küchen, Verteilung von Lebensmitteln 
und Kleidung, sanitäre Betreuung, Ar­
beitsvermittlung in den möglichen Gren­
zen, Obdach im Asyl für die Obdachlosen. 
Jede Ortsgruppe ist aufs beste für diese 
Zwecke gerüstet. An den verschiedenen

Willigkeit auf das schwerste in Anspruch 
genommen haben. Auch in Polen ist die 
private Fürsorge die ausschlaggebende 
Fürsorge. Auf ihren Schultern und auf 
dem Säckel der Gemeinden ruht die 
Hauptlast. Der Staat übt die Kontrolle 
aus und regelt die verschiedenen Arten 
der Wohlfahrt, um ein Gegen- und Neben­
einander zu vermeiden. Der „Polnische 
Frauenverband für soziale Fürsorge“ 
zählt mehr als 70 000 Mitglieder und ver­
sucht, bis ins kleinste Dorf hineinzudrin­
gen. Verschiedene Berufsschichten haben 
auch eine eigene Berufsorganisation für 
die Zwecke einer sozialen Fürsorge. So 
gibt es z. B. eine „Familie der Armee“, 
eine „Familie der Polizei“ usw. In ganz 
besonderem Maße legt die polnische Wohl­
fahrtspflege Wert darauf, das heran wach­
sende Geschlecht zu betreuen. In diesem 
Winter sollen etwa 20 000 Kinder Er­
holung finden.

In Österreich hat die Bundesregie­
rung einen Betrag von 3% Millionen 
Schilling bereitgestellt, um dort einzugrei-

Verteilungsstellen laufen vom frühen Mor- fen, wo die private Hilfe nicht mehr aus-
--------------- —— *L —J Trr"—reicht. Die kirchlichen Verbände stehen

an vorderster Stelle, in erster Linie der 
Caritas-Verband. Die Gattin des öster­
reichischen Bundespräsidenten hat einen 
besonderen Frauen-Notdienst eingerich­
tet, der sich an die begüterten Kreise um 
Mithilfe wendet. Wir finden einen Aufruf 
des Bundesministers Stockinger, der sich

gen bis zum späten Abend die Wünsche 
ein, sammeln sich Gutscheine für Lebens­
mittel und liefern die Küchen an die Hun­
grigen einen guten Teller heiße Suppe und 
ein frisches, duftendes halbes Weißbrot. 
In den Sanitätsstationen lassen ehren­
amtlich arbeitende Ärzte ihre Hilfe allen 
Eiranken zuteil werden, die zudem kosten­
los mit der nötigen Medizin versehen wer- vor allem an die Vaterländische Front
den. In diesem Winter muß gemäß den 
Anweisungen des faschistischen Sekreta­
riats, das allen Organisationen mit fa­
schistischem Enthusiasmus vorsteht, die 
Hilfeleistung nach Möglichkeit wachsen, 
intensiver werden, einen einheitlichen 
Charakter annehmen derart, daß keiner 
verzweifelt davongeht und daß die Hilfe­
leistung nicht nur eine augenblickliche 
sei.“

In der Schweiz und anderen kleineren 
Staaten finden wir nur Anklänge an das 
Winterhilfswerk des deutschen Volkes. 
Dort wird nur die private Hilfe betont und 
gefördert. Von Interesse sind für uns die 
Verhältnisse in Polen. Man weiß, daß 
in vielen Gebietsteilen das Land Jahr­
hunderte hindurch im Aufbau vernach­
lässigt wurde, daß der Staat unerhört dar­
an arbeitet, diese Mißstände zu beseiti­
gen. Wir wissen auch, daß Polen unter 
fürchterlichen Naturkatastrophen zu lei­
den hatte, wie Überschwemmungen in Ga­
lizien usw., die den Staat und die Opfer­

wendet, die als Ring aller staatstreuen 
Österreicher eine Plattform bildet, „auf 
der sich bunt Länder und Gemeinden, 
Wohltätigkeitsvereinigungen, Seelsorger 
und Lehrer sowie auch namentlich die 
Frauen zusammenfinden sollen, um eine 
gemeinsame Front im Kampf gegen die 
Not unserer Bürger zu bilden/* Auch der 
Bundeskanzler Schuschnigg betont in 
einem Aufruf, dafür Sorge zu tragen, daß 
im Winter niemand hungern und frieren 
muß.

In Frankreich sind es religiöse Ver­
bände, die in erster Linie die Hilfsaktion 
für den Winter tragen. So sind in Paris 
beispielsweise eine ganze Reihe von Gast­
stätten gegründet worden, in denen nahr­
haftes Essen für wenig Geld ausgegeben 
wird. Die Führung dieser Gaststätten 
liegt in den Händen von barmherzigen 
Schwestern. In der Pariser Bannmeile ar­
beitet vorzugsweise die Heilsarmee. Im 
übrigen steht aber der private Einsatz im 
Vordergrund aller Hilfsmaßnahmen. Für
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diese Hilfsmaßnahmen hat der Franzose 
großes Verständnis. Er ist ja auch sonst 
als sparsam bekannt. Hier schaltet er 
sich ein und hilft. „Le Matin“ hat bei­
spielsweise eine Kinderschulspeisung in 
die Wege geleitet, die in 125 Pariser Ele­
mentarschulen bedürftigen Kindern täg­
lich eine Zusatznahrung verabfolgt. Im 
übrigen werden die Mittel durch Wohl­
fahrtsfeste, Bazare, Tomholen, Zeitungs­
sammellisten usw. beschafft.

In England gibt es kein besonderes 
Winterhilfswerk. Man ist in England der 
Ansicht, daß die gewöhnlichen Arbeits­
losenunterstützungen ausreichen und im 
übrigen sich die wirtschaftliche Lage in 
einer steigenden Besserung befindet. So 
liegt auch dort, wenn man von einem Win­
terhilfswerk sprechen will, die Aktion in 
den Händen von Privaten. Es gibt ein 
„Erwerbslo8en-Unter8tützungswerk“, von 
dem rund eine Million Erwerbslose mit 
ihren Angehörigen betreut werden. Diese 
„Personal Service League“ geht von dem 
Gedanken der Patenschaft aus, und zwar 
soll zunächst in Mittel- und Nordengland 
Hilfe geschaffen werden.

In Amerika sind die Winterhilfsak­
tionen von den religiösen Verbänden ge­
tragen und stehen damit auf einem ganz 
anderen Boden als in Deutschland, wo die 
religiösen Verbände sich eingeschaltet ha­
ben zum Nutzen des übergeordneten Zie­
les des Staates. Im übrigen bemüht man 
sich durch hohe Steuern,den Arbeitslosen
zu helfen. Man will ein großes soziales 
Fürsorgeprogramm durchführen, durch 
das ein Arbeitslosen-Versicherungssystem 
geschaffen werden soll. Diese Maßnahmen 
können sich naturgemäß auf eine lange 
Sicht hin bewähren.

Bekämpfung der Arbeitslosigkeit in 
Frankreich.

Einer Abhandlung des Geh. Regie­
rungsrat Wernekke in Heft 1, Seite II 3 
des Reichsarbeitsblattes vom 5. 1. 35 ist 
folgendes zu entnehmen:

_ „Ebenso wie in anderen Ländern hat 
sich die Regierung in Frankreich veran­
laßt gesehen, tatkräftig gegen die Arbeits­
losigkeit vorzugehen. Um die dazu nöti­
gen Mittel bereitzustellen, ist unter dem 
15. Mai 1934 eine Verordnung ergangen, 
die die einschlägigen Verhältnisse regelt 
und die Gelder der Sozialversicherung und 
ähnlicher Anstalten in den Kampf gegen

die Arbeitslosigkeit einschaltet. Schon ein 
Gesetz vom Jahre 1928, ergänzt im Jahre 
1930, ermöglichte es, daß diese Kassen die 
Hälfte ihrer verfügbaren Mittel für diesen 
Zweck ausliehen, durch das neue Gesetz 
wird aber vorgeschrieben, daß aus den 
Mitteln dieser Kassen 75 v. H. den Ge­
meinden und sonstigen öffentlichen Kör­
perschaften zur Verfügung gestellt werden, 
die Arbeiten zur Bekämpfung der Ar­
beitslosigkeit auszuführen bereit sind. 
Auf diese Art werden bis zum 31. Dezem­
ber 1940, dem Zeitpunkt, in dem das Ge­
setz seine Gültigkeit verliert, 9 bis 10 Mil­
liarden Franken oder jährlich etwa 1 500 
Millionen bereitgestellt.

Von diesen Möglichkeiten, die Mittel 
zur Ausführung umfangreicher Arbeiten 
aufzubringen, könnten aber an sich nur 
Gemeinden, Verbände und Unternehmen 
Gebrauch machen, die hohe Zinsbeträge 
bezahlen könnten, und um die so bereit­
gestellten Mittel auch Kreisen zugänglich 
zu machen, die dies nicht können, hat der 
Staat helfend eingreifen müssen. Auf 
Grund eines Gesetzes vom 7. Juli 1934 ge­
währt er Darlehen, für die er Verzinsung 
übernimmt. Diese Darlehen nimmt der 
Staat seinerseits bei den Anstalten auf, 
die die Gemeinden usw. durch ihre Dar­
lehen mit den nötigen Mitteln für die von 
diesen auszuführenden Arbeiten ausstat­
ten. So braucht der Staat nicht das Kapi­
tal, sondern nur die Zinsen für diese Be­
träge aufzubringen. Der Staatshaushalt 
wird bei einem Betrag der Anleihen von 
2 897 Millionen Franken nur mit etwa 
200 Millionen Franken Zinsen belastet.

Weitere Erlasse vom 9. und 26. Juli 
1934 regeln die Arbeitsbedingungen bei 
den Notstandsarbeiten. Die Arbeitszeit 
bei diesen Ausführungen darf niemals die 
gesetzliche Dauer überschreiten. Wo in 
einer Gegend oder bei einem Zweig des 
Gewerbes die übliche Arbeitszeit kürzer 
ist als die gesetzlich zugelassene, darf auch 
diese Zeit bei den Notstandsarbeiten nicht 
überschritten werden. Den Arbeitern sind 
sowohl im Stunden- wie im Stücklohn die 
Löhne zu gewähren, die auch sonst im 
gleichen Zweig des Gewerbes in der Ge­
gend, wo die Arbeiten ausgeführt werden, 
üblich sind. Der Anteil ausländischer Ar­
beiter, die beschäftigt werden dürfen, wird 
von Fall zu Fall festgesetzt; er soll unter 
keinen Umständen 10 v. H. übersteigen. 
Die Unternehmer haben den Arbeitsäm­
tern ihren Bedarf an Arbeitskräften mit 
Angaben über die Arbeitsbedingungen
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und die Löhne anzuzeigen und diese An­
zeige jedesmal zu wiederholen, wenn er­
neuter Bedarf an Arbeitskräften eintritt. 
Sie sind verpflichtet, die ihnen von den 
Arbeitsämtern zugewiesenen Arbeiter ein­
zustellen, soweit sie sich dazu eignen. Der 
Arbeitsvertrag ist zwischen dem Unter­
nehmer und dem Arbeiter nach freier Ver­
einbarung abzuschließen. Kann das Ar­
beitsamt die nötigen Arbeiter nicht zu­
weisen, so hat sie der Unternehmer selbst 
ohne dessen Zutun anzuwerben, er muß 
aber dem Arbeitsamt binnen drei Tagen 
die Namen und die Beschäftigung der ein­
gestellten Arbeiter anzeigen.

Bau- und Werkstoffe, die bei den Not­
standsarbeiten verwendet werden, müssen 
aus Frankreich oder aus seinen Kolonien 
oder Schutzgebieten stammen, es sei denn, 
daß es in Frankreich diese Stoffe nicht 
gibt; dann bedarf es aber zu ihrer Verwen­
dung besonderer Genehmigung. Ähnliche 
Bestimmungen bestehen in bezug auf die 
Geräte der Unternehmer.

Eine Sonderstellung bei der Bekämp­
fung der Arbeitslosigkeit nehmen die Lan­
desverteidigung und die Eisenbahnen ein. 
Für die Landesverteidigung sind 3 120 
Millionen Franken ausgeworfen, wovon 
1 275 Millionen auf das Kriegsministerium, 
865 Millionen auf das Marineministerium 
und 980 Millionen auf das Luftfahrtmi­
nisterium entfallen. Mit dem Betrag für 
das Kriegsministerium sollen einerseits 
Überschreitungen gedeckt und anderer­
seits die begonnenen Bauarbeiten fortge­
setzt so wie in der Nähe der Festungswerke 
Kasernen errichtet werden. Das Marine­
ministerium soll für den ihm zur Verfü­
gung gestellten Betrag den nötigen Vorrat 
an flüssigen Brennstoffen für die Marine 
beschaffen, Anlagen zu deren Lagerung er­
richten und Maßnahmen zu deren Schutz 
gegen Luftangriffe treffen. Für die Luft­
fahrt sollen Landeplätze, unterirdische 
Räume zur Unterbringung der Flugzeuge 
und zur Lagerung einer Reserve an Be­
triebsstoffen geschaffen werden.“
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Heun, D. Ortskrankenk., 1.

D. Darlehensgewähr, i. d. öff. Fürs., Riedel, 
Bl. f. öff. Fürs., 2.

D. Grundlagen d. arbeitsfürsorgerischen Be­
schäftigungsmaßnahmen d. geltenden Rechts 
Kracgdoh, NS. Sozialpolitik, 3.

D. öffend. Fürsorge in d. Steuergesetzgeb. d. 
Reiches u. Preußens unter bes. Berück­
sichtigung d. Reichssteuergesetze v. 16. Ok­
tober 1934, Bastian, DZW., 9.

Ersatz- u. Erstattungsfähigk. „übermäßiger“ 
Fürsorgeleistungen, NDV., 12.
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Neue Bundesamtsentscheid., HW., 4.
Rückerstatt, v. Leistung, d. öffentl. Fürsorge, 

Preiser, DZW., 9.
Rückforder, d. Kosten d. öffentl. Fürsorge, 

NDV., 12.
Rückforderung v. Fürsorgekosten, HW., 49.
Wird durch d. Rückkehr eines Hilfsbedürftigen 

zu seiner Familie d. endgültige Fürsorge­
pflicht geändert? Lippmann, Bl. f. öff. 
Fürs., 1.

Zahnhilfe als Fürsorgeleist., Lippmann, Zahn- 
ärztl. Mitteil., 2.

ländliche Wohlfahrtspflege
D. Schlagwort v. d. „Landflucht“, Bunge, 

Zahnärztl. Mitteil., 1.
D. Landflucht u. ihre Gründe, Darrfi, Schlesw.- 

Holstein. Bl. f. Volkswohlf., 1.
Kkinrentnerfm sorge
D. Kleinrentnerhilfe, Bl. f. öff. Fürs., 24.
Streiflichter z. Kleinrentnerhilfegesetz, Jehle, 

Ztschr. f. d. Heimatw., 3.
Z. Durchfuhr, d. Kleinrentnerhilfegesetzes, 

NDV., 12.
Z. Durchführ. d. Kleinrentnerhilfe: Was ist 

Kapitalvermögen, Schles. Wohlfahrt, 2.
Studenten
Was wir von einer wahrhaften Reform d. 

Medizinstudiums verlangen, Holfelder, D. 
Jungarzt, 9.

WohHahrtserwerbslose
Unsere Wohlfahrtserwerbslosen, Rudkowski, 

HW., 1.
Ausland
D. verhängnisvolle Wirk. d. Heimatprinzips i. 

interkantonalen Armenwesen f. d. Kanton 
Appenzell-Innerrhoden, Koller, D. Armen­
pfleger, 1.

Some aspects of work relief in Chicago, The 
Social Service Review, 4.

Who are the New York Emergency relief 
families, The Social Service Review, 4.

Winterhilfe bei d. anderen (aus d. Auslands- 
Zeitungsarchiv d. NSV.), NS. Volksdienst, 4.

FGrsorgestatistik
Großstadt. Fürsorgerechnungen (Hannover 

1933), HW., 51.
Ausland
Social statistics and researchs in the public 

weifare field, The Social Service Review, 4.

Finanzfragen
D. neue Sammlungsgesetz v. 5. November 1934, 

Engelmann, Ev. Jugendhilfe, 1.
D. neue Sammlungsgesetz v. 5. November 1934, 

D. Innere Miss., 1/T»*iges Christentum, 1.
D. Denkschrift d. Präsidenten d. Rechnungs­

hofes d. Dt. Reiches über d. Oldenburgische 
Verwaltungsreform, NDV., 12.

Glänzende Entwickl. d. Steueraufkommens d. 
Reichs. Ergehn, i. d. ersten 9 Monaten d. 
Rechnungsjahres 1934 (April bis Dezember). 
Mindestens 1 Milliarde RM. Verbess. d. Auf­
kommens i. ges. Rechnungsjahr 1934 gegen­
über 1933, Reinhardt, Dt. Steuerztg., 4. 

Haushaltspläne 1935, Berthold, L., 24. 
Nationalsoz. Steuerpolitik 1934, Staudenmayer, 

D. neue Wirtschaft, 12.
Richtlinien f. d. Haushaitaufsteil. d. bayr. Ge­

meinden, Bezirke u. Kreise f. 1935, Knorr, 
D. bayer. Bürgermeister, 2.

Methoden
Affektdynamik u. Psychotherapie, Rimbouts, 

Zentralbl. f. Psychotherapie, 6.
D. Anwend. d. Psychoanalyse als Form v. 

Psychotherapie, Carp, Zentralbl. f. Psycho­
therapie, 6.

Entwicklungspsychologie u. Psychotherapie, 
Rümke, Zentralbl. f. Psychotherapie, 6.

Organisationsfragen
D. Zusammenarbeit d. NSV. mit d. amtl. Für­

sorge, Pfeiffer, NS.-Volksdienst, 4.

Soziale Persönlichkeiten
Was hat Wilhelm Löhe uns heute zu sagen? 

von Tiling, Aufgaben u. Ziele, 1.
Ausland
Pietro Gaspari in memoriam, Johanntobems, 

Caritas, 1.

Freie Wohlfahrtspflege
D. gegenwärtige Auftr. d. dienenden Kirche, 

Bodelschwingh, D. Innere Miss., 1.
D. Weg d. Inneren Miss. i. Jahre 1934, Schrö­

der, D. Innere Miss., 1/Tätiges Christen­
tum, 1.

D. Steuerreform u. ihre Auswirk, auf d. cari- 
tativen Einrichtung, hinsichtl. d. Körper­
schafts-, Vermögens- u. Umsatzsteuer, Mah- 
ringer, Jugend wohl, 1.

Ein Jahr soziale Arbeit in d. Nordmark, Voigt, 
D. Junge Deutschi., 1.

Bevölkerungspolitik
Allgemeines
Abtreibung u. Volksgesundheit, Fecht, Dt. 

Ärztebl., 1.
D. Sippenbl., Stölzel, Ztschr. f. Standesamts 

wesen, 2.
D. Familienregister im Dienste d. Familien­

forschung, Ztschr. f. Standesamtswesen, 24.
Eine Erinnerung an Alt-Berliner Hebammen 

aus d. 16. u. 17. Jahrhund., Wille, Ztschr. 
d. Reichsfachsch. dt. Hebammen, 1.

Familienfürsorge u. d. Abortproblem, Kriesch, 
Anya Es Csecsemöyedelem, 1.
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Geburtshelfer u. Hebamme als Angeklagte, 
Gesenius, Ztschr. d. Reichsfachscb. dt. Heb­
ammen, 1.

Was kann d. Hebamme tun, um d. dt. Volke 
Kinder zu gewinnen? Conti, Ztschr. d. 
Reichsfachsch. dt. Hebammen, 1.

Bevölkerungsauf Lau und -stand
D. berufl. Gliederung d. dt. Volkes, Tyszka, 

D. Medizin. Welt, 1.
D. Berufszähl. v. 16. Juni 1933, Wirtschafts­

nachrichten, 2.
D. Bevölkerungsbeweg, i. d. Großstädten i. 

Nov. 1934, Wirtsch. u. Statist., 1.
D. Fehlgeburten in Lübeck im Jahre 1933, 

Stat. Vierteljahresberichte d. Stat. Landes­
amtes Lübeck, 3.

Einwohnermeldewesen u. Bevölkerungsfort­
schreibung, D. Gemeindetag, 2.

Fremdenverkehr u. Volkszähl., Schuhwerk, D. 
Gemeindetag, 2.

Eugenik» allg.
D. Entwickl. d. Rassenhygiene u. ihre Be­

ziehung z. soz. u. seel. Hygiene, Lange, D. 
Ärztin, 12.

Eugenik u. Euthanasie im Lichte nationolsoz. 
Ethik, Kirche u. soz. Dienst, 1.

Politische Rassenkunde u. Lehrerbildung, 
Frercks, Ziel u. Weg, 1.

Rassischer Raum — Leistung (ein volks- u. 
völkerkundl. Problem), Schule, D. Rhein­
provinz, 1.

Warum Rassenpolitik? Groß, D. Jungarzt, 9.
Sterilisierung
Amtl. Verlautbar. z. Durchfuhr, d. Sterilisa­

tionsgesetzes in Baden, Caritas, 1.
D. Begriff d. Belast, i. d. Eheberatungstätigk. 

d. Arztes, Luxenburger, Dt. Ärztebl., 3.
D. erbkranke Nachwuchs, Kemmer, Bl. f. 

öff. Fürsorge, 1.
D. Aufgaben d. Frauenarztes bei d. Ausführung 

d. Gesetzes zur Verhütung erbkranken Nach­
wuchses, Siegert, Ziel u. Weg, 1.

D. Durchführ. d. Gesetzes z. Verhüt, erbkr. 
Nachwuchs., Siolo, D. Rhcinprov., 1.

D. Erbgesundheitsgerichtsbarkeit u. d. Un­
fruchtbarmachung Erbkranker, Ottow, Zeit­
schrift d. Reichsfachsch. dt. Hebammen, 1.

D. Erbkraft d. gesetzt. Erbkrankheiten, Stähle, 
Volksgesundheitswacht, 1.

D. Schwangerschaftsunterbrech. Erbbelasteter 
b. gleichzeit. Unfruchtbarm., D. Innere 
Miss., 1/Tätiges Christentum, 1.

D. Verhüt, erbkranken Nachwuchses, Denecke- 
Dienst am Leben, 1.

Kosten f. d. Unfruchtbarmach., Bülmann, D. 
Ortskrankenk., 2.

Über d. Besonderheit d. Sterilisierung Jugend­
licher, NDV., 12.

Über d. Notwendigk. d. Führ. v. Registern d. 
Erbgesundheitsgerichtsverfahren, Kapp, Dt. 
Justiz, 2.

Über Vererb, u. vere:-bl. Krankh., Bücker, 
Krankendienst, 1.

Z. Frage d. Intelligenzuntersuch, nach Anlage 
5 a d. 1. Ausführungs-VO. z. Gesetz z. 
Verhüt, erbkranken Nachwuchses, Kresi- 
ment. Dt. Ärztebl., 3.

Positive engenische Maßnahmen
D. bevölkerungspolit. Bestreb, d. Stadt Berlin, 

Klein, Ztschr. d. Reichsfachsch. dt. Heb­
ammen, 1.

Positive Bevölkerungspolitik, NDV., 12.
Ausland
Le redoutable seuil de la vie 

tin trimestriel de l’organisi
Polnische Bestrebung, auf d. Gebiete d. Erb­

pflege, Ruttke, Volk u. Rasse, 1.
Rassegedanken in Altindien, Müller, Volk n. 

Rasse, 1.

Soziale Frauenfragen
Arteigene Schul, d. dt. Mädel (aus d. Arbeit d. 

Jugendamtes d. DAF.), Marten, D. Junge 
Deutschi., 1.

D. Schutz d. arbeitenden Frau, de Boor-Fried- 
rich, NS. Frauenwarte, 15.

Dt. Fraucnschaffen 1934, Scholtz-Klink, NS. 
Frauenwarte, 16.

D. Frauenrechtlerin, Rogge-Bömer, D. dt. 
Kämpferin, 11.

D. Stell, d. Frau in d. akad. Berufen, Esch, 
Soz. Praxis, 1.

D. Vertrauensfrau, d. Beauftragte d. Frauen­
amtes d. DAF., NS. Frauenwarte, 15.

Friedrich Zimmers Bedeut, f. d. Aufbau einer 
evang. Frauenbeweg., Döring, Aufgaben u. 
Ziele, 1.

Frühehe u. Frauenarbeit, von Leen, D. Dt., 
Kämpferin, 9.

Ländliche Frauenberufe, Rubitschung, NS. 
Frauenwarte, 15.

Mädel v. heute — Frauen v. morgen, Mohr, 
Wille u. Macht, 1.

Jugendwohlfahrt
Allgemeines
D. agrarpolitische Jugendarbeit im neuen 

Reich, Stierling, Wille u. Macht, 1.
D. badische VollzugB-VO. zu d. reich»- u. 

landesrechtl. Bestimmung, über Jugend- 
Wohlfahrt, NDV., 12.

D. Ertüchtigungs- u. Schulungsarbeit d. Hit­
lerjugend, Stelrecht, Wille u. Macht, 1.

D. Hitlerjugend gestaltet d. Jugendfunk, 
Cerff, Wille u. Macht, 1.

Neues Jugendwohlfahrtsrecht in Baden, HW. 3.
Zehn Jahre Landesjugendamt d. Rheinprov., 

D. Rheinprov., 1.
Pädagogische Fragen
D. Gemeindekindergarten als ev. Erzichnngs- 

* Stätte im Dritten Reich, Goebels, Christi. 
Kinderpfl., 1.

D. erzieherische Aufgabe d. Ärztin im BDM., 
Hofimann, D. Ärztin, 12.

, Stouman, Bulle- 
ltion d’hygifene, 4.
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Don Boscos Erziehungsgrundsätze, Laetissima, 
Kinderheim, 1.

Für d. Praxis aus d. Praxis eines städt. Kinder* 
tagesheimes, Guillery, Kinderheim, 1.

Heimatpflege i. Großstadtkindergarten, Maunz, 
Kinderheim, 1.

Pflege d. religiösen Lebens im Kinderheim, 
Kinderheim, 1.

Vormundschaft, Pflegestellenwesen
D. uneheliche Kind in d. dt. Volksgemein­

schaft, Zillken, Jugendwohl, 1.
D. Rechtsvermut, d. außerehelichen Vater­

schaft, Fraeb, Ztschr. f. Standesamtswesen, 1.
Feststell, d. Vaterschaft in Verbind, mit d. 

Unterhaltsprozeß, Reichert, HW., 51.
Noch einmal: Reform d. Rechts d. Unehe­

lichen, Reichert, HW., 3.
Reformvorschläge f. d. Recht d. unehelichen 

Kinder, Doemer, NS. Sozialpolitik, 3.
Statistisches über d. Verhalten d. unehelichen 

Vaters gegenüber d. Kind, NDV., 12.
Übernahme vormundschaftl. Aufgaben im 

Wege d. Vereins Vormundschaft u. d. organi­
sierten Einzel Vormundschaft, NDV., 12.

Ausland
II rapporto dei dirigenti sanitari dell’Opera 

Bailila al Foro Mussolini, Bolletino opera 
balilla, 2.

Kindergarten u. Schulreife, Geppert, Pro Ju- 
ventute, 1.

La nouveUe loi anglaise sur la protection des 
enfants et des mineurs, Dziatelowski, zycie 
dziecka, 12.

Per la rieducazione dei minorenni che delin- 
qono. Criteri fondamentali di medicina 
pedagogica emendativa, Tullio, Pro Juven- 
tute, 1.

Psychologische Betrachtungen z. Problem d. 
Schulreife, Biäsch, Pro Juventute, 1.

Surveillons l’avenir des enfants de justice, 
Sinrbis, zycie dziecka, 12.

Was kann d. Mutter tun, um ein Kind innerlich 
auf d. Schule vorzubereiten? Behn-Eschen- 
burg. Pro Juventute, 1.

GefShrdetenfürsorge
D. „Asozialen-Kolonie“. Ein Großstadtpro­

blem: Wohin mit d. Asozialen? Wetzcl, D. 
nationolsoz. Gemeinde, 2.

D. rassenhyg. Bedeut, d. Hilfsschüler u. d. 
erbbiolog. Untersuch, ihrer Familienverhält- 
nisse, Gottschick, D. dt. Sonderschule, 1.

Neue Vorschläge f. d. Personenkreis eines 
Bewahrungsgesetzes, NDV., 12.

Ansland
D. Berufswahl bei Schwererziehbaren, Ro- 

mann. Pro Juventute, 1.

Kb.- und Kh.-Fürsorge
D. Hindenburg-Spende im Jahre 1934, Kar- 

stedt, Reichsarbeitsbl., 3.

Überbl. ü. d. Reichsbeihilfe f. d. ehern. Teil­
nehmer aus d. Feldzuge 1870/71 u. früheren 
Kriegen, Eising, Reichsarbeitsbl., 3.

Welche Verbesserungen bringt d. neue Ver­
fahrensgesetz v. 3. Juli 1934 gegenüber d. 
bisherigen Verfahren? Zellner, Dt. Kriegs­
opferversorgung, 4.

Lebenshaltung
Einkommen, Verbrauch, Spartätigk., Wirtsch. 

u. Statist., 1.
Preise u. Lebenshaltungskosten i. Jahre 1934, 

Wirtsch. u. Statist., 1.

VolksemShrung
Unsere Nahrung als körper- u. lebensbildende 

u. erhaltende Kraft. D. Kost d. Sportlers, 
Winckel, Ztschr. f. Volksernähr., 1.

Wohnungswesen
D. bayer. außerordentl. Wohnungsbaupro­

gramm, Gruber, Ztschr. f. Wohnungsw. in 
Bayern, 12.

D. Aufg. d. dt. Baugenossenschaften, Dötsch, 
Ztschr. f. Wohnungsw., 2.

D. Auswirk. d. Änderung d. Vorschriften über 
d. Zwangsvollstreck, f. d. gemeinnützigen. 
W ohnungsuntemehmen, Aub, Ztschr. f. 
Wohnungsw. in Bayern, 12.

D. Wohnungen in d. St. Hamburg nach d. 
letzten Volkszähl., Aus Hamburgs Verwalt, 
u. Wirtschaft, 10.

Eine VO. z. Verhinder. unberechtigter Miet­
steigerung, Ebel, Reichsarbeitsbl., 3.

Finanzierung d. Wohnungs- u. Siedlungsbaues 
1934, Bauen, Siedeln, Wohnen, 2.

Ödlandsiedlungen im Emslande, Behnes, 
Reichsverwaltungsbl., 1.

Reichsreform u. Siedlungswerk, Fischer-Dies­
kau, Reichsverwaltungsbl., 1.

Stand u. Aussichten d. dt. Wohnungsbaues 
um d. Jahreswende, Dt. Wirtschaftsztg., 3.

Tatsachen u. Probleme d. dt. Siedlungsrechts, 
Müller-fiaccius, Reichsverwaltungsbl., 1.

Z. Jahreswende. D. Aufgaben d. dt. Bau­
genossenschaften, Dötsch, Ztschr. f. Woh­
nungswesen in Bayern, 12.

Wanderungswesen
D. einheitl. Regel, d. Wandererwesens, Mai­

länder, Soz. Praxis, 5.
D. Notwendigk. d. reichsgesetzl. Regelung d. 

Wandererfürsorge, Hartmann u. Andreae, 
DZW., 9.

Eine Bestandsaufnahme u. Wegweis. f. d., 
reichsgesetzl. Regel, d. Wandererfürs., D. 
Wanderer, 1.

Möglichkeiten d. Schaffung v. neuen Stütz­
punkten in d. Wandererfürsorge, NDV., 12.

Neue Vorschläge z. Regel, d. Wandererfürsorge, 
Cuno, Soz. Praxis, 1.

Wander' rfürsorge auf d. Lande, Schmiljan, 
L., 1.
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Strafgefangenen- und Entiassenen- 
fursorge

D. Sinn d. neuen Strafvollzuges, Schmidt, 
Monatsbl. f. Gerichtshilfe, Gefangenen- u. 
Entlass.-Fürs., 3/4.

D. Neuordn. d. Justizverwalt, i. Reiche, Ver­
waltungspraxis, 2.

Gedanken z. Vereinheitlich, d. staatl. Rechts- 
^ Wahrung d. dt. Volkes, Freisler, Dt. Justiz, 3. 

Gefangenenfürsorgefragen auf d. Intern. Ge­
fängniskongreß, Struhe, Monatsbl. f. Ge­
richtshilfe, Gefangenen- u. Entl.-Fürs., 3/4. 

Ist Gefangenenfürsorge i. Dritten Reich nötig ? 
Lewark, Monatsbl. f. Gerichtshilfe, Gefange­
nen- u. Entlass.-Fürs., 3/4.

Reichsjustiz u. Reichsgefangenenfürs., Wing- 
ler, Monatsbl. f. Gerichtshilfe, Gefangenen-
u. Entlass.-Fürs., 3/4.

Überleit, d. Rechtspfl. auf d. Reich, Brandis, 
Ztschr. f. Standesamtswesen, 1.

Welche wesensgemäße Aufg. kann nach d. 
gemachten Erfahrung, d. Arbeitshaus i. 
Dritten Reich erfüllen? Rabe, Monatsbl. f. 
Gerichtshilfe, Gefangenen- u. Entlass.-Fürs., 
3/4.

Z. Gesetz d. Sicherheitsverwahr, f. gefährl.
Gewohnheitsverbrecher, Glauning, Bl. f. Ge- 

• fängniskunde, 3.

Ausland
D. Gefängniswesen in Spanien, Kapper, Bl. f. 

Gefängnickunde, 3.
D. Entwurf eines französ. Strafgesetzbuches

v. 1934, Schönka, Dt. Justiz, 4.
D. italienische Strafvollzugsverordn, v. 1931, 

SteinwaUner, Bl. f. Gefängniskunde, 3.

Sozialpolitik
Arbeitsplatzaustausch, Gascard, HW., 49. 
Arbeitsrecht u. Wirtschaft, von d. Goltz, Dt. 

Arbeitsrecht, 1.
Arbeitsziele d. Sozialpolitik, Bohnstedt, Soz. 

Praxis, 1.
Aufgaben d. Statistik i. Dienste d. wirtschaftl. 

u. soz. Neuordn. d. Reichs, Zahn, Soz. 
Praxis, 5.

Aufgaben d. Unternehmers als Betriebsführer, 
Gerstner, Ztschr. f. Organisation, 1.

D. Recht auf Arbeit — eine Utopie? Köhler, 
D. Dt. Volkswirtsch., 1.

D. Erfolg d. Arbeitsschlacht, Reichert, Dt. 
Arztebl., 1.

D. Arbcitslosigk. i. Dezemb. u. i. Jahre 1934, 
Wirtsch. u. Statistik, 1.

D. Arbeitsschlacht im Dritten Reich, Syrup, 
Dt. Arbeitsrecht, 1.

D. Bedeut, d. Gesetzes z. Ordn. d. nat. Arbeit 
f. d. Angehörigen d. freien Berufe, Spohr, 
D. Ärztin, 12.

D. Bedeut, d. neuzeitl. Agrarschutzes f. d. 
wirtschaftl. u. soz. Lage des Bauerntums, 
von Dictze, Soz. Praxis, 2.

D. Bek. d. Krise u. d. Arbeitslosigk. in Polen, 
Rosner, Internat. Rdsch. d. Arbeit, 1.

D. dt. Wirtschaftsentwickl. 1934, Ztschr. f. 
Organisation, 1.

D. Entwickl. d. Beschäftigtenzahlen in d. Ber­
liner Großbetrieben v. 1932 bis 1933, Berl. 
Wirtschaftsberichte, 24.

D. erste Hälfte d. Vierjahresplanes, Raab, D. 
Dt. Volkswirtsch., 1.

D. f. d. Gestalt, d. Arbeitseinsatzes wichtigsten 
Ergebnisse d. Volks-, Berufs- u. Betriebs­
zähl. v. 15. Juni 1933, Luyken, D. Arbeits­
losenhilfe, 1/2.

D. Gemeinden i. d. Umsiedl, u. Landesplan, 
Koch, L., 2.

D. großen Erfolge d. Arbeitsschlacht (Wieder­
anstieg d. Arbeitseinkommens), Ztschr. f. d. 
Heimatwesen, 35.

D. Tariflöhne i. Jahre 1934, Wirtsch. u. Sta­
tistik, 1.

D. Teilreform d. Zwangsvollstreck, im Gesetz 
v. 24. Oktober 1934 (RGBl. I S. 1070), Volk­
mar, Dt. Arbeitsrecht, 1.

Konsumentenpolitik u. d. Frage d. Vertret. d. 
Konsumenten, Maur, Soz. Revue, 12.

Organische Gestalt, d. Betriebe, Ruffer, Ztschr. 
f. Organisation, 1.

Rechtsformen d. Arbeitsverhältnisses bei d. 
ArbeitsbeschafF., Dersch, D. Arbeitslosen­
hilfe, 2.

Sozialpolitik u. Rechtsprech., NS. Sozial­
politik, 3.

Treuhänder d. nationalen Arbeit, Daeschner, 
Dt. Arbeitsrecht, 1.

Z. dt. Wirtschaftslage, D. neue Wirtschaft, 12.
Zuzugssperre u. örtliche Zuständigkeit z. 

Unterstütz, im Rahmen d. Arbeitsschlacht, 
Adam, NS. Sozialpolitik, 3.

Ausland
Conditions of work, general conditions in Portu­

gal, Industrial and Labour Information, 1.
Employment and uneraployment, the Situation 

in Germany, Industrial and Labour In­
formation, 1.

Roosevelts Konjunkturpolitik 1935, Dt. Wirt- 
schaftsztg., 4.

Wertschafifende Arbeiten i. Griechenland (Bo­
dengewinn. u. landwirtschaftl. Siedl, in 
Mazedonien), Domestichos, Internat. Rdsch. 
d. Arbeit, 1.

Betriebswohlfahrtgpflege

D. Ende der Werksparkassen, Soz. Praxis, 2.
Ausland
Management and the human factor, Trent, 

Industrial Welfare Dec.
I proprietari di fabbricati per l’assistenza in- 

vemale, L’Organizzazione Industriale, 50.
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Arbeitsfursorge
Allgemeines
Arbeitslosigk. u. Jugend 1, HW., 1.
Eine neue Aufgabe d. Dt. Arbeitsfront (Be­

triebsgemeinschaften u. Berufshauptgrup­
pen), Haid, D. Dt. Volkswirtsch., 1.

Arbeitsschutz, Arbeitsvermittlung
Arbeitsphysiologische Grundregeln, Plouda, 

Dt. Arbeitsdienst, 51.
Beschäftig., Arbeitszeit u. Löhne, Stern, Soz. 
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